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Gesetzentwurf 

der Staatsregierung 

Fünftes Modernisierungsgesetz Bayern 

A) Problem 

Das Fünfte Modernisierungsgesetz Bayern knüpft an das Erste Modernisierungsgesetz 
Bayern vom 23. Dezember 2024 (GVBl. S. 605), das Zweite Modernisierungsgesetz 
Bayern vom 23. Dezember 2024 (GVBl. S. 619), das Dritte Modernisierungsgesetz Bay-
ern vom 25. Juli 2025 (GVBl. S. 254) sowie das Vierte Modernisierungsgesetz Bayern 
vom 26. März 2026 (GVBl. S. 75) an und setzt gebündelt in einem Sammelgesetz wei-
tere Deregulierungs- und Entbürokratisierungsmaßnahmen im Landesrecht um. 

B) Lösung 

Das Fünfte Modernisierungsgesetz Bayern umfasst Änderungen an folgenden Rechts-
normen: Gesetz über den Bayerischen Verfassungsgerichtshof (VfGHG), Bayerisches 
Sicherheitsüberprüfungsgesetz (BaySÜG), Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz 
(BayVwVfG), Bayerisches Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetz 
(VwZVG), Landesstraf- und Verordnungsgesetz (LStVG), Gemeindeordnung (GO), 
Verwaltungsgemeinschaftsordnung (VGemO), Landkreisordnung (LKrO), Bezirksord-
nung (BezO), Gesetz über die Kommunale Zusammenarbeit (KommZG), Lehramtsprü-
fungsordnung I (LPO I), Gesundheitlicher Verbraucherschutz-Verordnung (GesVSV), 
Verordnung zur Durchführung des Bayerischen Land- und Amtsarztgesetzes 
(DVBayLArztG), Bayerisches Pflegendengesetz (BayPfleG), Verordnung über die Aus-
bildung und Prüfung der Staatlich geprüften Lebensmittelchemikerinnen und Lebens-
mittelchemiker (APOLmCh), Bayerisches Krankenhausgesetz (BayKrG), Bayerisches 
Seniorenmitwirkungsgesetz (BaySenG), Bayerisches Hochschulinnovationsgesetz 
(BayHIG), Mittelschulordnung (MSO), Realschulordnung (RSO), Berufsfachschulord-
nung Gesundheitswesen (BFSO Gesundheit), Berufsfachschulordnung Musik (BFSO 
Musik), Berufsfachschulordnung (BFSO), Fachschulordnung (FSO), Fachober- und Be-
rufsoberschulordnung (FOBOSO), Fachakademieordnung (FakO), Gymnastiklehrer-
prüfungsordnung (GLPO), Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Fachsportlehrer im 
freien Beruf in Bayern (BayAPOFspl), Rechnungshofgesetz (RHG), Bayerisches Ge-
setz über wirtschafts-, energiewirtschafts- und vergaberechtliche Vorschrif-
ten (BayWiVG), Bayerisches Wassergesetz (BayWG), Bayerische Agrarschulord-
nung (BayAgrSchO), Prüfungsordnung für die Fachschulen für Dorfhelferinnen und 
Dorfhelfer (POFDH), Staatsforstengesetz (StFoG), Jäger- und Falknerprüfungsord-
nung (JFPO), Bayerisches Sozialberufe-Anerkennungsgesetz (BaySozBAG), Verord-
nung über die Betriebsleiter nichtbundeseigener Eisenbahnen in Bayern, Gesetz über 
den Bayerischen Verdienstorden, Gesetz über staatliche Auszeichnungen für die Ret-
tung von Menschen aus Lebensgefahr (LRAuszG), Verordnung zur Ausführung des 
Gesetzes über staatliche Auszeichnungen für die Rettung von Menschen aus Lebens-
gefahr, Gesetz über den Bayerischen Verfassungsorden (BayVerfOG). 

C) Alternativen 

Keine 
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D) Kosten 

Die Maßnahmen des Gesetzes sind kostenneutral bzw. werden im Rahmen bestehen-
der Stellen und Mittel vollzogen. Die Reduktion von Komplexität führt im Übrigen zu 
einem Abbau bürokratischer Kosten auf den einzelnen Verwaltungsebenen.  
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Gesetzentwurf 

Fünftes Modernisierungsgesetz Bayern 

§ 1 

Änderung des Gesetzes über den Bayerischen Verfassungsgerichtshof 

Das Gesetz über den Bayerischen Verfassungsgerichtshof (VfGHG) vom 
10. Mai 1990 (GVBl. S. 122, 231, BayRS 1103-1-I), das zuletzt durch § 18 des Geset-
zes vom 23. Dezember 2024 (GVBl. S. 605) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert: 

In Art. 10 Abs. 3 wird die Angabe „Staatsanzeiger“ durch die Angabe „Ministerialblatt“ 
ersetzt. 

§ 2 

Änderung des Bayerischen Sicherheitsüberprüfungsgesetzes 

Das Bayerische Sicherheitsüberprüfungsgesetz (BaySÜG) vom 27. Dezem-
ber 1996 (GVBl. S. 509, BayRS 12-3-I), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 
24. Juli 2020 (GVBl. S. 350) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

Art. 3 Abs. 5 Satz 3 Halbsatz 2 wird wie folgt geändert: 

1. Die Angabe „Satz 1“ wird durch die Angabe „und 4“ ersetzt.  

2. Nach der Angabe „Verordnungsgesetzes“ wird die Angabe „(LStVG)“ eingefügt. 

§ 3 

Änderung des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 

Das Bayerische Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) in der in der Bayeri-
schen Rechtssammlung (BayRS 2010-1-I) veröffentlichten bereinigten Fassung, das 
zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 9. Dezember 2024 (GVBl. S. 570) und durch § 1 
des Gesetzes vom 23. Dezember 2024 (GVBl. S. 599) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. Dem Art. 10 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„3Die Durchführung von Verwaltungsverfahren mittels vollständig automatischer 
Einrichtungen und der Einsatz von Künstlicher Intelligenz sind vorbehaltlich anderer 
Vorgaben zulässig.“ 

2. Dem Art. 24 Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„3Betrifft das Verfahren die Erteilung, Änderung oder Aufhebung einer Erlaubnis 
oder Genehmigung, kann die Behörde zu Einwendungen Dritter die Prüfung auf von 
dem Dritten hinreichend konkret vorgetragene Tatsachen beschränken.“ 

3. Art. 25a Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 Satzteil vor Nr. 1 wird die Angabe „Inhalt und abschließendes Ergeb-
nis“ durch die Angabe „den wesentlichen Inhalt und das abschließende Ergeb-
nis“ ersetzt.  

b) In Satz 2 wird die Angabe „auch“ durch die Angabe „zudem“ ersetzt. 

4. Dem Art. 35 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„3Ein Verwaltungsakt kann vollständig durch automatische Einrichtungen erlassen 
werden.“  
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5. Nach Art. 42a wird folgender Art. 42b eingefügt: 

„Art. 42b 

Sicherungsbescheid 

1Hat ein Antragsteller die für die Erteilung einer Genehmigung erforderlichen 
Unterlagen vollständig eingereicht, ordnet die Behörde auf seinen Antrag durch Ver-
waltungsakt an, dass für das Vorhaben die Sach- und Rechtslage und der Stand 
der Technik bei Erlass des Sicherungsbescheids maßgeblich bleiben. 2Die Bin-
dungswirkung des Sicherungsbescheids entfällt, soweit eine an seiner Stelle erteilte 
Genehmigung widerrufen oder zurückgenommen werden könnte.“ 

6. Art. 52 wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut wird Abs. 1. 

b) Folgender Abs. 2 wird angefügt:  

„(2) 1Wurden die Urkunden elektronisch erteilt, kann deren Löschung auf 
sämtlichen Speichermedien angeordnet werden. 2Zuwiderhandlungen können 
mit Geldbuße geahndet werden.“ 

7. Art. 73 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„3Für das Vorhaben bleiben die Rechtslage und der Stand der Technik zum 
Zeitpunkt der Einreichung des Plans maßgeblich, soweit nichts anderes durch 
Rechtsvorschrift bestimmt ist.“ 

b) Abs. 6 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Angabe „hat“ wird durch die Angabe „kann“ ersetzt. 

bb) Die Angabe „zu erörtern“ wird durch die Angabe „erörtern“ ersetzt. 

8. Dem Art. 74 Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„3Maßgeblich sind die Sach- und Rechtslage sowie der Stand der Technik zum Zeit-
punkt der Einreichung des Plans, soweit nichts anderes durch Rechtsvorschrift be-
stimmt ist.“ 

§ 4 

Weitere Änderung des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 

Das Bayerische Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) in der in der Bayeri-
schen Rechtssammlung (BayRS 2010-1-I) veröffentlichten bereinigten Fassung, das 
zuletzt durch § 3 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Art. 3a Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nr. 2 Buchst. d wird aufgehoben. 

b) Nr. 3 wird durch die folgende Nr. 3 ersetzt:  

„3. bei elektronischen Verwaltungsakten oder sonstigen elektronischen Doku-
menten der Behörde, indem diese mit dem qualifizierten elektronischen Sie-
gel der Behörde versehen werden;“.  

2. Art. 37 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 3 Satz 3 wird aufgehoben. 

b) In Abs. 4 wird die Angabe „Buchst. a“ gestrichen. 

§ 5 

Änderung des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und  
Vollstreckungsgesetzes 

Das Bayerische Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetz (VwZVG) in der 
in der Bayerischen Rechtssammlung (BayRS 2010-2-I) veröffentlichten bereinigten 
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Fassung, das zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 23. Dezember 2024 (GVBl. S. 599) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:  

1. In Art. 2 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „ , einen nach § 17 des De-Mail-Gesetzes 
akkreditierten Diensteanbieter“ gestrichen. 

2. Art. 6 wird aufgehoben. 

3. In Art. 14 Abs. 2 Satz 3 wird die Angabe „sowie nach Art. 6 Abs. 3 und 4 Sätze 1, 2 
und 4“ gestrichen.  

§ 6 

Änderung des Landesstraf- und Verordnungsgesetzes 

Das Landesstraf- und Verordnungsgesetz (LStVG) in der in der Bayerischen 
Rechtssammlung (BayRS 2011-2-I) veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt 
durch § 2 des Gesetzes vom 9. Dezember 2024 (GVBl. S. 570) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

Dem Art. 51 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

„(4) Kann die Verkündungsfähigkeit der handelnden Stelle nicht auf andere Weise 
gesichert werden und ist eine Bekanntmachung andernfalls nicht rechtzeitig möglich, 
gilt Abs. 3 entsprechend.“ 

§ 7 

Änderung der Gemeindeordnung 

Die Gemeindeordnung (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 
1998 (GVBl. S. 796, 797, BayRS 2020-1-1-I), die zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 
23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 14 Abs. 1 wird nach der Angabe „Verordnungsgesetzes“ die Angabe 
„(LStVG)“ eingefügt. 

2. Dem Art. 26 Abs. 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„3Art. 51 Abs. 4 LStVG gilt entsprechend.“ 

§ 8 

Änderung der Verwaltungsgemeinschaftsordnung 

Die Verwaltungsgemeinschaftsordnung (VGemO) in der in der Bayerischen Rechts-
sammlung (BayRS 2020-2-1-I) veröffentlichten bereinigten Fassung, die zuletzt durch 
§ 9 des Gesetzes vom 24. Juli 2023 (GVBl. S. 385) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

Art. 10 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

1. Nach Satz 3 wird folgender Satz 4 eingefügt: 

„4Art. 51 Abs. 4 des Landesstraf- und Verordnungsgesetzes (LStVG) gilt entspre-
chend.“ 

2. Der bisherige Satz 4 wird Satz 5. 

§ 9 

Änderung der Landkreisordnung 

Die Landkreisordnung (LKrO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 
1998 (GVBl. S. 826, BayRS 2020-3-1-I), die zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 
23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

Art. 20 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

1. Der Wortlaut wird Satz 1 und die Angabe „oder im Staatsanzeiger“ wird gestrichen. 
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2. Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„2Art. 51 Abs. 4 des Landesstraf- und Verordnungsgesetzes (LStVG) gilt entspre-
chend.“ 

§ 10 

Änderung der Bezirksordnung 

Die Bezirksordnung (BezO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Au-
gust 1998 (GVBl. S. 850, BayRS 2020-4-2-I), die zuletzt durch § 3 des Gesetzes vom 
23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

Art. 19 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

1. Der Wortlaut wird Satz 1 und die Angabe „ , sonst im Staatsanzeiger“ wird gestri-
chen. 

2. Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„2Art. 51 Abs. 4 des Landesstraf- und Verordnungsgesetzes (LStVG) gilt entspre-
chend.“ 

§ 11 

Änderung des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 

Das Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20. Juni 1994 (GVBl. S. 555, 1995 S. 98, BayRS 2020-6-1-I), 
das zuletzt durch § 4 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:  

Dem Art. 24 Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„3Art. 51 Abs. 4 des Landesstraf- und Verordnungsgesetzes (LStVG) gilt entspre-
chend.“ 

§ 12 

Änderung der Lehramtsprüfungsordnung I 

Die Lehramtsprüfungsordnung I (LPO I) vom 13. März 2008 (GVBl. S. 180, BayRS 
2038-3-4-1-1-K), die zuletzt durch § 1 der Verordnung vom 27. Februar 2025 (GVBl. 
S. 58) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

§ 24 wird wie folgt geändert: 

1. Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 Nr. 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. ein gültiger amtlicher Lichtbildausweis in Abschrift,“. 

b) In Satz 3 wird die Angabe „Können die geforderten Unterlagen nach Satz 1 Nr. 1 
nicht oder nicht im Original“ durch die Angabe „Kann die nach Satz 1 Nr. 1 ge-
forderte Unterlage nicht“ ersetzt.  

2. Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut wird Satz 1 und in Nr. 1 wird die Angabe „das Zeugnis (Original 
oder amtlich beglaubigte Abschrift)“ durch die Angabe „eine Abschrift des Zeug-
nisses“ ersetzt. 

b) Folgender Satz 2 wird angefügt:  

„2Bei berechtigten Zweifeln kann die Vorlage des Zeugnisses nach Satz 1 Nr. 1 
in beglaubigter Abschrift verlangt werden.“ 
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§ 13 

Änderung der Gesundheitlicher Verbraucherschutz-Verordnung 

Die Gesundheitlicher Verbraucherschutz-Verordnung (GesVSV) vom 1. Au-
gust 2017 (GVBl. S. 402, BayRS 2120-11-U), die zuletzt durch Verordnung vom 7. Ja-
nuar 2025 (GVBl. S. 17) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

In § 14 Abs. 1 Satz 4 wird nach der Angabe „vorliegen“ die Angabe „und nicht in engli-
scher Sprache verfasst sind“ eingefügt. 

§ 14 

Änderung der Verordnung zur Durchführung des Bayerischen 
Land- und Amtsarztgesetzes 

Die Verordnung zur Durchführung des Bayerischen Land- und Amtsarztgesetzes 
(DVBayLArztG) vom 10. Januar 2020 (GVBl. S. 15, BayRS 2122-7-1-G), die zuletzt 
durch Verordnung vom 7. Januar 2025 (GVBl. S. 21) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

In § 1 Satz 4 wird nach der Angabe „vorliegen“ die Angabe „und nicht in englischer 
Sprache verfasst sind“ eingefügt. 

§ 15 

Änderung des Bayerischen Pflegendengesetzes 

Das Bayerische Pflegendengesetz (BayPfleG) vom 24. April 2017 (GVBl. S. 78, 
BayRS 2124-2-G), das zuletzt durch § 23 des Gesetzes vom 26. März 2026 (GVBl. 
S. 75) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

In Art. 5 Satz 3 wird die Angabe „Staatsanzeiger“ durch die Angabe „Ministerialblatt“ 
ersetzt. 

§ 16 

Änderung der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung der Staatlich  
geprüften Lebensmittelchemikerinnen und Lebensmittelchemiker 

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung der Staatlich geprüften Lebens-
mittelchemikerinnen und Lebensmittelchemiker (APOLmCh) vom 5. September 2008 
(GVBl. S. 651, BayRS 2125-1-3-U), die durch Verordnung vom 28. Mai 2021 (GVBl. 
S. 328) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Nr. 2 wird die Angabe „amtlich beglaubigter Kopie“ durch die An-
gabe „Abschrift“ ersetzt. 

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:  

„2Bei berechtigten Zweifeln kann die Vorlage des Zeugnisses nach Satz 1 
Nr. 2 im Original oder in beglaubigter Abschrift verlangt werden.“  

cc) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

b) In Abs. 3 Nr. 2 wird die Angabe „das Zeugnis nach Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 als amt-
lich beglaubigte Kopie und“ gestrichen. 

2. In § 5 Abs. 2 Satz 4 wird die Angabe „Satz 2“ durch die Angabe „Satz 3“ ersetzt. 

§ 17 

Änderung des Bayerischen Krankenhausgesetzes 

Das Bayerische Krankenhausgesetz (BayKrG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 28. März 2007 (GVBl. S. 288, BayRS 2126-8-G), das zuletzt durch § 1 des 
Gesetzes vom 28. April 2025 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
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In Art. 10 Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe „Staatsanzeiger“ durch die Angabe „Ministeri-
alblatt“ ersetzt. 

§ 18 

Änderung des Bayerischen Seniorenmitwirkungsgesetzes 

Das Bayerische Seniorenmitwirkungsgesetz (BaySenG) vom 10. März 2023 (GVBl. 
S. 78, BayRS 2170-10-A) wird wie folgt geändert: 

1. Art. 9 wird aufgehoben. 

2. Art. 10 wird Art. 9 und wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird die Angabe „ , Außerkrafttreten“ gestrichen. 

b) In Abs. 1 wird die Angabe „(1)“ gestrichen. 

c) Abs. 2 wird aufgehoben. 

§ 19 

Änderung des Bayerischen Hochschulinnovationsgesetzes 

Das Bayerische Hochschulinnovationsgesetz (BayHIG) vom 5. August 2022 (GVBl. 
S. 414, BayRS 2210-1-3-WK), das zuletzt durch die Art. 15 und 16 des Gesetzes vom 
8. Mai 2026 (GVBl. S. 208) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Art. 86 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 4 werden die folgenden Sätze 5 und 6 eingefügt:  

„5Für die Anerkennung und Anrechnung notwendige Nachweise können auch 
in englischer Sprache eingereicht werden. 6Originale und beglaubigte Abschrif-
ten werden nur bei berechtigten Zweifeln verlangt.“  

b) Die bisherigen Sätze 5 bis 7 werden die Sätze 7 bis 9. 

2. Dem Art. 95 werden die folgenden Sätze 4 und 5 angefügt:  

„4Für die Immatrikulation notwendige Nachweise können auch in englischer Spra-
che eingereicht werden. 5Originale und beglaubigte Abschriften werden nur bei be-
rechtigten Zweifeln verlangt.“ 

§ 20 

Änderung der Mittelschulordnung  

Die Mittelschulordnung (MSO) vom 4. März 2013 (GVBl. S. 116, BayRS 2232-3-K), 
die zuletzt durch § 4 der Verordnung vom 2. Juli 2025 (GVBl. S. 272) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

§ 28 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 und § 33 Abs. 3 Nr. 1 werden jeweils wie folgt gefasst: 

„1. die Geburtsurkunde oder ein gültiger amtlicher Lichtbildausweis in Abschrift,“. 

§ 21 

Änderung der Realschulordnung  

Die Realschulordnung (RSO) vom 18. Juli 2007 (GVBl. S. 458, 585, BayRS 2234-2-K), 
die zuletzt durch § 5 der Verordnung vom 2. Juli 2025 (GVBl. S. 272) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

§ 47 Abs. 3 Nr. 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. die Geburtsurkunde oder ein gültiger amtlicher Lichtbildausweis in Abschrift,“. 
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§ 22 

Änderung der Berufsfachschulordnung Gesundheitswesen  

Die Berufsfachschulordnung Gesundheitswesen (BFSO Gesundheit) vom 
31. Mai 2022 (GVBl. S. 322, BayRS 2236-4-1-2-K), die zuletzt durch § 9 der Verord-
nung vom 2. Juli 2025 (GVBl. S. 272) und durch § 6 der Verordnung vom 4. Juli 2025 
(GVBl. S. 298) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 5 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 wird die Angabe „im Original oder in beglaubigter Ab-
schrift“ gestrichen. 

2. In § 47 Abs. 2 Nr. 2 und 3 wird die Angabe „im Original oder in beglaubigter Ab-
schrift“ jeweils gestrichen. 

§ 23 

Änderung der Berufsfachschulordnung Musik  

Die Berufsfachschulordnung Musik (BFSO Musik) vom 30. September 2008 (GVBl. 
S. 806, BayRS 2236-4-1-3-K), die zuletzt durch § 7 der Verordnung vom 4. Juli 2025 
(GVBl. S. 298) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

In § 65 Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe „eine beglaubigte Abschrift oder beglaubigte Fo-
tokopie der Geburtsurkunde“ durch die Angabe „einen gültigen amtlichen Lichtbildaus-
weis in Abschrift“ ersetzt. 

§ 24 

Änderung der Berufsfachschulordnung 

Die Berufsfachschulordnung (BFSO) vom 25. Mai 2023 (GVBl. S. 257, BayRS 
2236-4-1-9-K), die zuletzt durch § 32a Abs. 1 der Verordnung vom 7. August 2025 
(GVBl. S. 443) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 wird die Angabe „im Original oder in beglaubigter Ab-
schrift“ gestrichen. 

2. In § 53 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 wird die Angabe „im Original oder in beglaubigter 
Abschrift“ jeweils gestrichen. 

3. In § 70 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 wird die Angabe „im Original oder in beglaubigter Ab-
schrift“ gestrichen. 

§ 25 

Änderung der Fachschulordnung 

Die Fachschulordnung (FSO) vom 15. Mai 2017 (GVBl. S. 186, BayRS 2236-6-1-1-K), 
die zuletzt durch § 11 der Verordnung vom 2. Juli 2025 (GVBl. S. 272) und durch § 10 
der Verordnung vom 4. Juli 2025 (GVBl. S. 298) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert: 

1. In § 4 Abs. 1 Satz 5 Nr. 2 wird die Angabe „im Original oder in beglaubigter Ab-
schrift“ gestrichen. 

2. In § 40 Abs. 2 Nr. 2 wird die Angabe „im Original oder in beglaubigter Abschrift“ 
gestrichen. 

3. In § 50 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 wird die Angabe „im Original oder in beglaubigter Ab-
schrift“ gestrichen. 

4. In § 58 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 und 4 wird die Angabe „im Original oder in beglaubigter 
Abschrift“ jeweils gestrichen. 
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§ 26 

Änderung der Fachober- und Berufsoberschulordnung  

Die Fachober- und Berufsoberschulordnung (FOBOSO) vom 28. August 2017 
(GVBl. S. 451, BayRS 2236-7-1-K), die zuletzt durch § 12 der Verordnung vom 
2. Juli 2025 (GVBl. S. 272) und durch § 11 der Verordnung vom 4. Juli 2025 (GVBl. 
S. 298) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 wird die Angabe „im Original oder, soweit diese nachvoll-
ziehbar nicht vorliegen, in beglaubigter Abschrift“ gestrichen. 

2. In § 40 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 wird die Angabe „im Original oder in beglaubigter Ab-
schrift“ gestrichen. 

§ 27 

Änderung der Fachakademieordnung  

Die Fachakademieordnung (FakO) vom 9. Mai 2017 (GVBl. S. 118, BayRS 2236-9-
1-4-K), die zuletzt durch § 13 der Verordnung vom 2. Juli 2025 (GVBl. S. 272) und durch 
§ 13 der Verordnung vom 4. Juli 2025 (GVBl. S. 298) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 4 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 wird die Angabe „im Original oder in beglaubigter Ab-
schrift“ gestrichen. 

2. In § 53 Abs. 2 Nr. 2 wird die Angabe „im Original oder in beglaubigter Abschrift“ 
gestrichen. 

3. In § 64 Abs. 3 Nr. 2 wird die Angabe „im Original oder in beglaubigter Abschrift“ 
gestrichen. 

4. In § 74 Abs. 4 Nr. 2 wird die Angabe „im Original oder in beglaubigter Abschrift“ 
gestrichen. 

5. In § 87 Abs. 2 Nr. 2 wird die Angabe „im Original oder in beglaubigter Abschrift“ 
gestrichen. 

§ 28 

Änderung der Gymnastiklehrerprüfungsordnung  

Die Gymnastiklehrerprüfungsordnung (GLPO) in der in der Bayerischen Rechts-
sammlung (BayRS 227-3-3-K) veröffentlichten bereinigten Fassung, die zuletzt durch 
§ 15 der Verordnung vom 6. April 2023 (GVBl. S. 161) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

§ 3 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

1. Der Wortlaut wird Satz 1 und in Nr. 1 wird die Angabe „in beglaubigter Abschrift“ 
gestrichen. 

2. Folgender Satz 2 wird angefügt:  

„2Bei berechtigten Zweifeln kann die Vorlage des Nachweises nach Satz 1 Nr. 1 im 
Original oder in beglaubigter Abschrift verlangt werden.“ 

§ 29 

Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für  
Fachsportlehrer im freien Beruf in Bayern 

Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Fachsportlehrer im freien Beruf in Bay-
ern (BayAPOFspl) vom 8. Februar 1999 (GVBl. S. 40, BayRS 227-3-2-1-K), die zuletzt 
durch Verordnung vom 10. Februar 2021 (GVBl. S. 51) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

Anlage 2 Nr. 4.1 wird wie folgt geändert: 

1. In Satz 1 wird die Angabe „beglaubigter Kopie“ durch die Angabe „Abschrift“ ersetzt. 
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2. Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:  

„Bei berechtigten Zweifeln kann die Vorlage der Nachweise der erfolgreichen ver-
bandlichen Ausbildung im Original oder in beglaubigter Abschrift verlangt werden.“ 

§ 30 

Änderung des Rechnungshofgesetzes  

Das Rechnungshofgesetz (RHG) in der in der Bayerischen Rechtssammlung 
(BayRS 630-15-F) veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Art. 73a 
Abs. 13 des Gesetzes vom 22. März 2018 (GVBl. S. 118) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird gestrichen. 

2. In Art. 12 Halbsatz 2 wird die Angabe „Staatsanzeiger“ durch die Angabe „Bayeri-
schen Ministerialblatt“ ersetzt. 

§ 31 

Änderung des Bayerischen Gesetzes über wirtschafts-, energiewirtschafts- und 
vergaberechtliche Vorschriften  

Das Bayerische Gesetz über wirtschafts-, energiewirtschafts- und vergaberechtli-
che Vorschriften (BayWiVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Januar 2005 
(GVBl. S. 17, BayRS 700-2-W), das zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 22. Mai 2026 
(GVBl. S. 266) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

Art. 20 Abs. 2 Satz 1 Satzteil vor Nr. 1 wird wie folgt geändert: 

1. Nach der Angabe „Bauleistungen“ wird die Angabe „oder Baukonzessionen“ einge-
fügt. 

2. Nach der Angabe „Auftragswert“ wird die Angabe „oder Vertragswert“ eingefügt. 

§ 32 

Änderung des Bayerischen Wassergesetzes 

Das Bayerische Wassergesetz (BayWG) vom 25. Februar 2010 (GVBl. S. 66, 130, 
BayRS 753-1-U), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. 
S. 667) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Art. 60 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„2Nach einer Bauabnahme ist die erstmalige Bescheinigung nach drei Jah-
ren vorzulegen.“ 

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

cc) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4 und wird wie folgt geändert: 

aaa) In Halbsatz 1 wird die Angabe „nach dem 9. Juni 2006“ gestrichen und 
die Angabe „vier Jahre; “ wird durch die Angabe „sechs Jahre.“ ersetzt. 

bbb) Halbsatz 2 wird aufgehoben. 

dd) Die folgenden Sätze 5 und 6 werden angefügt: 

„5Bei einem Betreiberwechsel verkürzt sich eine nach Satz 4 verlängerte 
Prüffrist auf zwei Jahre ab dem Zeitpunkt des Wechsels, sofern die verblei-
bende Frist zu diesem Zeitpunkt mehr als zwei Jahre beträgt. 6Ein Betrei-
berwechsel ist gegenüber der zuständigen Behörde innerhalb von drei Mo-
naten in Textform anzuzeigen.“ 

b) Abs. 4 wird aufgehoben. 
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2. Art. 69 Abs. 6 Satz 2 Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Buchst. a wird wie folgt geändert: 

aa) Die Angabe „Beteiligen, Bevollmächtigen“ wird durch die Angabe „Beteilig-
ten, Bevollmächtigten“ ersetzt. 

bb) Die Angabe „Empfangsbevollmächtigen“ wird durch die Angabe „Empfangs-
bevollmächtigten“ ersetzt. 

b) In Buchst. b wird die Angabe „Körperschafen“ durch die Angabe „Körperschaf-
ten“ ersetzt. 

3. Art. 77 wird aufgehoben. 

4. In Art. 93 Abs. 1 Satz 4 wird die Satznummerierung „3“ durch die Satznummerierung „4“ 
ersetzt. 

§ 33 

Änderung der Bayerischen Agrarschulordnung 

Die Bayerische Agrarschulordnung (BayAgrSchO) vom 5. September 2019 (GVBl. 
S. 564, BayRS 7803-1-L), die zuletzt durch § 1 der Verordnung vom 23. Juli 2025 
(GVBl. S. 418) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

§ 6 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

1. In Satz 3 wird die Angabe „im Original oder in beglaubigter Abschrift“ gestrichen. 

2. Folgender Satz 4 wird angefügt:  

„4Bei berechtigten Zweifeln kann die Vorlage des Nachweises nach Satz 3 im Ori-
ginal oder in beglaubigter Abschrift verlangt werden.“ 

§ 34 

Änderung der Prüfungsordnung für die Fachschulen  
für Dorfhelferinnen und Dorfhelfer 

Die Prüfungsordnung für die Fachschulen für Dorfhelferinnen und Dorfhelfer 
(POFDH) vom 5. Oktober 2007 (GVBl. S. 722, BayRS 7803-7-L), die zuletzt durch § 1 
Abs. 63 der Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

§ 15 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

1. Der Wortlaut wird Satz 1 und in Nr. 3 wird die Angabe „beglaubigte Ablichtungen“ 
durch die Angabe „Abschriften“ ersetzt. 

2. Folgender Satz 2 wird angefügt:  

„2Bei berechtigten Zweifeln kann die Vorlage der Nachweise nach Satz 1 Nr. 3 in 
beglaubigter Abschrift verlangt werden.“ 

§ 35 

Änderung des Staatsforstengesetzes 

Das Staatsforstengesetz (StFoG) vom 9. Mai 2005 (GVBl. S. 138, BayRS 7902-0-L), 
das zuletzt durch § 34 des Gesetzes vom 26. März 2026 (GVBl. S. 75) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

In Art. 13 Abs. 3 wird die Angabe „Staatsanzeiger“ durch die Angabe „Ministerialblatt“ 
ersetzt. 
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§ 36 

Änderung der Jäger- und Falknerprüfungsordnung 

Die Jäger- und Falknerprüfungsordnung (JFPO) vom 22. Januar 2007 (GVBl. S. 59, 
BayRS 792-7-W), die zuletzt durch § 6 des Gesetzes vom 26. März 2026 (GVBl. S. 113) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 6 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 Nr. 4 Buchst. c Spiegelstrich 1 wird die Angabe „das Zeugnis oder eine 
amtlich beglaubigte Ablichtung“ durch die Angabe „der Nachweis“ ersetzt.  

b) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefügt:  

„3Bei berechtigten Zweifeln kann die Vorlage der Nachweise nach Satz 2 Nr. 4 
Buchst. c im Original oder in beglaubigter Abschrift verlangt werden.“ 

c) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. 

2. In § 15 Satz 5 wird die Angabe „3“ durch die Angabe „4“ ersetzt. 

§ 37 

Änderung des Bayerischen Sozialberufe-Anerkennungsgesetzes  

Das Bayerische Sozialberufe-Anerkennungsgesetz (BaySozBAG) vom 24. Juli 2013 
(GVBl. S. 439, BayRS 800-21-3-A), das zuletzt durch § 3 des Gesetzes vom 21. No-
vember 2025 (GVBl. S. 573) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

In Art. 4 Abs. 1, 2 und 3 wird jeweils der Wortlaut Satz 1 und wird jeweils folgender 
Satz 2 angefügt: 

„2Die Vorlage einer beglaubigten Zeugnisübersetzung ist nicht erforderlich, wenn das 
Zeugnis in englischer Sprache verfasst ist.“ 

§ 38 

Änderung der Verordnung über die Betriebsleiter  
nichtbundeseigener Eisenbahnen in Bayern 

Die Verordnung über die Betriebsleiter nichtbundeseigener Eisenbahnen in Bayern 
vom 22. Dezember 1998 (GVBl. S. 1054, BayRS 932-1-1-B) wird wie folgt geändert: 

§ 2 Abs. 5 wird wie folgt geändert: 

1. Der Wortlaut wird Satz 1 und in Nr. 3 wird die Angabe „beglaubigte Ablichtungen“ 
durch die Angabe „Abschriften“ ersetzt. 

2. Folgender Satz 2 wird angefügt:  

„2Bei berechtigten Zweifeln kann die Vorlage der Nachweise nach Satz 1 Nr. 3 in 
beglaubigter Abschrift verlangt werden.“ 

§ 39 

Änderung des Gesetzes über den Bayerischen Verdienstorden 

Das Gesetz über den Bayerischen Verdienstorden in der in der Bayerischen 
Rechtssammlung (BayRS 1132-1-S) veröffentlichten bereinigten Fassung, das durch 
§ 5 des Gesetzes vom 16. Dezember 1999 (GVBl. S. 521) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. Der Überschrift wird die Angabe „(Verdienstordensgesetz – BayVerdOrdG)“ ange-
fügt. 

2. In Art. 1 wird folgende Überschrift eingefügt:  

„Ordensinhaber“. 

3. In Art. 2 wird folgende Überschrift eingefügt:  

„Gestaltung der Ordenszeichen und Trageweise“. 
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4. In Art. 3 wird folgende Überschrift eingefügt:  

„Zahl der Ordensinhaber“. 

5. In Art. 4 wird folgende Überschrift eingefügt:  

„Verleihung“. 

6. In Art. 5 wird folgende Überschrift eingefügt:  

„Vorschlagsberechtigte“. 

7. In Art. 6 wird folgende Überschrift eingefügt:  

„Ordensbeirat“. 

8. Art. 7 wird wie folgt geändert:  

a) Folgende Überschrift wird eingefügt:  

„Urkunde, Bekanntmachung“. 

b) In Satz 2 wird die Angabe „Staatsanzeiger“ durch die Angabe „Bayerischen Mi-
nisterialblatt“ ersetzt. 

9. Art. 8 wird wie folgt geändert: 

a) Folgende Überschrift wird eingefügt:  

„Ordensstatut“. 

b) In Satz 1 wird die Angabe „1)“ gestrichen. 

c) Fußnote „1)“ wird aufgehoben. 

10. Art. 9 wird wie folgt geändert: 

a) Folgende Überschrift wird eingefügt:  

„Inkrafttreten“. 

b) Im Wortlaut wird die Angabe „2)“ gestrichen. 

c) Fußnote „2)“ wird aufgehoben. 

§ 40 

Änderung des Gesetzes über staatliche Auszeichnungen für die Rettung von 
Menschen aus Lebensgefahr 

Das Gesetz über staatliche Auszeichnungen für die Rettung von Menschen aus Le-
bensgefahr (LRAuszG) in der in der Bayerischen Rechtssammlung (BayRS 1132-2-S) 
veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch § 19 des Gesetzes vom 
26. März 2026 (GVBl. S. 75) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift wird vor der Angabe „LRAuszG“ die Angabe „Lebensretter-Aus-
zeichnungsgesetz –“ eingefügt. 

2. In Art. 1 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Voraussetzungen für die Verleihung der Rettungsmedaille“. 

3. In Art. 2 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Gestaltung der Rettungsmedaille“. 

4. Art. 3 wird wie folgt geändert:  

a) Folgende Überschrift wird eingefügt:  

„Verleihung und Bekanntmachung Rettungsmedaille“. 

b) In Abs. 2 wird die Angabe „Staatsanzeiger“ durch die Angabe „Bayerischen Mi-
nisterialblatt“ ersetzt. 

5. In Art. 4 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Eigentum“. 

6. In Art. 5 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Voraussetzungen für das Aussprechen der öffentlichen Belobigung“. 
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7. Art. 6 wird wie folgt geändert:  

a) Folgende Überschrift wird eingefügt:  

„Aushändigung und Bekanntmachung der öffentlichen Belobigung“. 

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird vor der Angabe „Die“ die Satznummerierung „1“ eingefügt und 
die Angabe „eines Belobigungsschreibens“ wird durch die Angabe „einer 
Urkunde“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird vor der Angabe „Die“ die Satznummerierung „2“ eingefügt. 

c) In Abs. 2 wird die Angabe „Staatsanzeiger“ durch die Angabe „Bayerischen Mi-
nisterialblatt“ ersetzt. 

8. In Art. 7 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Belohnung in Geld“. 

9. Art. 8 wird aufgehoben. 

10. Art. 9 wird Art. 8 und folgende Überschrift wird eingefügt: 

„Zur Rettung verpflichtete Personen“. 

11. Art. 10 wird aufgehoben. 

12. Art. 11 wird Art. 9 und folgende Überschrift wird eingefügt: 

„Vorschlagsberechtigte“. 

13. Art. 12 wird Art. 10 und folgende Überschrift wird eingefügt: 

„Ausführungsbestimmungen“. 

14. Art. 13 wird Art. 11 und wird wie folgt geändert: 

a) Folgende Überschrift wird eingefügt:  

„Inkrafttreten“. 

b) Im Wortlaut wird die Angabe „1)“ gestrichen. 

c) Fußnote „1)“ wird aufgehoben. 

§ 41 

Änderung der Verordnung zur Ausführung des Gesetzes über staatliche Aus-
zeichnungen für die Rettung von Menschen aus Lebensgefahr 

Die Verordnung zur Ausführung des Gesetzes über staatliche Auszeichnungen für 
die Rettung von Menschen aus Lebensgefahr in der in der Bayerischen Rechtssamm-
lung (BayRS 1132-2-1-S) veröffentlichten bereinigten Fassung, die durch Verordnung 
vom 25. September 1984 (GVBl. S. 364) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Der Überschrift wird die Angabe „(Lebensretter-Auszeichnungs-Ausführungsver-
ordnung – AVLRAuszG)“ angefügt. 

2. Die Überschrift des Teils I. Allgemeines wird wie folgt gefasst: 

„Teil 1  

Allgemeines“. 

3. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Folgende Überschrift wird eingefügt:  

„Rettungstat“. 

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Angabe „Gesetzes1)“ wird durch die Angabe „Lebensretter-Auszeich-
nungsgesetzes (LRAuszG)“ ersetzt. 

bb) Die Angabe „des Gesetzes“ wird durch die Angabe „LRAuszG“ ersetzt. 

c) Fußnote „1)“ wird aufgehoben. 
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4. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Folgende Überschrift wird eingefügt:  

„Aufwendungen des Retters“. 

b) Im Wortlaut wird die Angabe „des Gesetzes1)“ durch die Angabe „LRAuszG“ 
ersetzt. 

5. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Folgende Überschrift wird eingefügt:  

„Personenkreis  
des Art. 8 LRAuszG“. 

b) In Abs. 1 wird die Angabe „Art. 9 des Gesetzes“ durch die Angabe „Art. 8 
LRAuszG“ ersetzt. 

6. Die Überschrift des Teils II. Verfahren wird wie folgt gefasst: 

„Teil 2  

Verfahren“. 

7. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Folgende Überschrift wird eingefügt:  

„Verwaltungsverfahren“. 

b) In Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „des Gesetzes1)“ durch die Angabe „des Le-
bensretter-Auszeichnungsgesetzes“ ersetzt. 

c) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nr. 7 wird die Angabe „Art. 10 des Gesetzes“ durch die Angabe „Art. 5 
LRAuszG“ ersetzt. 

bb) In Nr. 8 wird die Angabe „des Gesetzes“ durch die Angabe „LRAuszG“ er-
setzt. 

8. § 6 wird § 5 und wird wie folgt geändert: 

a) Folgende Überschrift wird eingefügt:  

„Ermittlungen von Amts wegen“. 

b) Der Wortlaut wird wie folgt geändert: 

aa) Die Angabe „Unbeschadet des Art. 10 des Gesetzes1) sind“ wird gestrichen. 

bb) Nach der Angabe „Rettungstat“ wird die Angabe „sind“ eingefügt. 

9. § 7 wird § 6 und folgende Überschrift wird eingefügt:  

„Entscheidungsvorschläge“. 

10. § 8 wird § 7 und folgende Überschrift wird eingefügt:  

„Überreichung, Vertraulichkeit der Belohnung“. 

11. § 9 wird § 8 und wird wie folgt geändert: 

a) Folgende Überschrift wird eingefügt:  

„Bekanntmachung“. 

b) Der Wortlaut wird wie folgt geändert: 

aa) Die Angabe „Staatsanzeiger“ wird durch die Angabe „Bayerischen Ministe-
rialblatt“ ersetzt. 

bb) Die Angabe „veranlaßt“ wird durch die Angabe „veranlasst“ ersetzt. 

12. § 10 wird § 9 und folgende Überschrift wird eingefügt:  

„Trageweise“. 

13. § 11 wird § 10 und wird wie folgt geändert: 

a) Folgende Überschrift wird eingefügt:  

„Inkrafttreten“. 
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b) Im Wortlaut wird die Angabe „2)“ gestrichen. 

c) Fußnote „2)“ wird aufgehoben. 

§ 42 

Änderung des Gesetzes über den Bayerischen Verfassungsorden 

Das Gesetz über den Bayerischen Verfassungsorden (BayVerfOG) vom 22. Okto-
ber 2021 (GVBl. S. 598, BayRS 1132-5-S) wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 6 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „Staatsanzeiger“ durch die Angabe „Minis-
terialblatt“ ersetzt. 

2. Art. 8 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird die Angabe „ , Außerkrafttreten“ gestrichen. 

b) In Abs. 1 wird die Angabe „(1)“ gestrichen. 

c) Abs. 2 wird aufgehoben. 

§ 43 

Inkrafttreten 

1Dieses Gesetz tritt am …[einzusetzen: Datum des Inkrafttretens] in Kraft. 2Ab-
weichend von Satz 1 treten in Kraft: 

1. die §§ 4 und 5 am …[einzusetzen: Datum des abweichenden Inkrafttretens, ge-
plant: 1. Januar 2027] und 

2. § 19 am …[einzusetzen: Datum des Inkrafttretens nach Satz 1 plus 3 Monate]. 

 

 

Begründung: 

A) Allgemeiner Teil 

Mit dem Fünften Modernisierungsgesetz Bayern werden weitere Teile des Landes-
rechts der Entbürokratisierung und Deregulierung unterzogen. Das Sammelgesetz kon-
zentriert sich dabei vor allem auf eine Modernisierung des Verwaltungsverfahrens-
rechts, die Deregulierung von Beglaubigungspflichten und Pflichten zur Vorlage von 
Geburtsurkunden, die Anpassung kommunaler Bekanntmachungsvorschriften für Son-
der- bzw. Notfallsituationen, die Ausdehnung der Zeiträume für Überprüfungen bei 
Kleinkläranlagen, insbesondere in Fällen, in denen keine Mängel festgestellt werden, 
und die Modernisierung der Normen zu staatlichen Orden und Auszeichnungen. 

Zu den einzelnen Vorschriften vgl. nachfolgend.  

B) Paragraphenbremse 

Durch das Fünfte Modernisierungsgesetz Bayern werden Änderungen an bestehenden 
Gesetzen mit dem Ziel der Deregulierung und Entbürokratisierung umgesetzt. Die Pa-
ragraphenbremse ist insoweit nicht betroffen. 

C) Besonderer Teil 

Zu § 1 (Gesetz über den Bayerischen Verfassungsgerichtshof – VfGHG) 

Die Veröffentlichung des Geschäftsverteilungsplans des Bayerischen Verfassungsge-
richtshofs und seiner Änderungen soll zukünftig in elektronischer Form im Bayerischen 
Ministerialblatt und nicht mehr im Bayerischen Staatsanzeiger erfolgen. Dieses ist für 
den Bürger ohne Abonnement und damit leichter digital zugänglich als der Bayerische 
Staatsanzeiger. 
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Zu § 2 (Bayerisches Sicherheitsüberprüfungsgesetz – BaySÜG) 

Die Anpassung in Art. 3 Abs. 5 Satz 3 BaySÜG stellt sicher, dass auch bei sicherheits-
relevanten Bekanntmachungen die Regelung des Art. 51 Abs. 4 LStVG (§ 6) berück-
sichtigt wird. Dies erhöht die Rechtssicherheit in Ausnahmesituationen. 

 

Zu § 3 (Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz – BayVwVfG) 

Zu Nr. 1 (Art. 10) 

Das BayVwVfG ist entwicklungsoffen. Art. 10 bestimmt bereits, dass das Verwaltungs-
verfahren an bestimmte Formen nicht gebunden ist, soweit keine besonderen Rechts-
vorschriften für die Form des Verfahrens bestehen (Satz 1). Es ist einfach, zweckmäßig 
und zügig durchzuführen (Satz 2). Hieran anknüpfend stellt Art. 10 Satz 3 – systema-
tisch in den allgemeinen Vorschriften über das Verwaltungsverfahren verortet – nun-
mehr klar, dass auch die Durchführung von Verwaltungsverfahren mittels vollständig 
automatischer Einrichtungen und der Einsatz von Künstlicher Intelligenz (KI) zulässig 
sind. Dies gilt vorbehaltlich anderer Vorgaben, die sich auch aus der Verfassung oder 
Unionsrecht ergeben können.  

Die Vorgaben des Bayerischen Digitalgesetzes (BayDiG) bleiben unberührt. Hiernach 
gilt insbesondere: Bei Verwaltungsverfahren, die vollständig durch automatische Ein-
richtungen durchgeführt werden, sind die eingesetzten Einrichtungen regelmäßig auf 
ihre Zweckmäßigkeit, Objektivität und Wirtschaftlichkeit hin zu überprüfen (vgl. Art. 5 
Abs. 2 Satz 1 BayDiG). Der Einsatz von KI ist durch geeignete Kontroll- und Rechts-
schutzmaßnahmen abzusichern (vgl. Art. 5 Abs. 2 Satz 2 BayDiG). Der sofortige Voll-
zug vollständig automatisiert erlassener Verwaltungsakte ist nur aufgrund gesetzlicher 
Ermächtigung zulässig (vgl. Art. 12 Abs. 3 BayDiG). 

Zu Nr. 2 (Art. 24 Abs. 1) 

Bei nach Landesrecht zu treffenden Erlaubnisentscheidungen kann der Landesgesetz-
geber den materiellrechtlichen Prüfungsmaßstab einengen. Von dieser Möglichkeit 
macht er – etwa im Baurecht – auch seit vielen Jahren Gebrauch. Es handelt sich um 
eine verfahrensrechtliche Klarstellung zum Umfang des Amtsermittlungsgrundsatzes 
bei Verwaltungsverfahren, die die Erteilung, Änderung oder Aufhebung einer Genehmi-
gung oder Erlaubnis betrifft. Sie gilt insbesondere für Einwendungen Dritter, bei denen 
erwartet werden kann, dass der Dritte „Ross und Reiter benennt“ und seine Vorbehalte 
hinreichend konkret mit Tatsachen unterfüttert. Eine solche verfahrensrechtliche Rege-
lung, die zugleich der Umsetzung der Föderalen Modernisierungsagenda dient, trägt 
dem Umstand Rechnung, dass uferlose Amtsermittlung in der Praxis sonst erhebliche 
Kapazitäten binden würde. Bereits nach derzeitiger Rechtslage bestimmt die Behörde 
Art und Umfang der Ermittlungen (Art. 24 Abs. 1 Satz 2 BayVwVfG). Trägt ein Dritter 
also nicht hinreichend konkrete Tatsachen vor und stehen insoweit lediglich private Be-
lange im Raum, kann die Behörde schon jetzt davon absehen, weitere Ermittlungen 
anzustellen, um den Sachverhalt aufzuklären. Um dies dem entscheidungsorientierten 
Beamten in Erinnerung zu rufen, soll ihm durch eine ergänzende klarstellende gesetz-
liche Verankerung ein Argument mehr an die Hand gegeben werden, Verfahren schnell 
zum Abschluss zu bringen. Der Anwendungsbereich ist nicht auf nach materiellem Lan-
desrecht zu treffende Entscheidungen beschränkt, sondern umfasst auch nach materi-
ellem Bundesrecht zu treffende Entscheidungen, sofern das bayerische Verfahrens-
recht Anwendung findet. Dem Dritten bleibt unbenommen, um gerichtlichen Rechts-
schutz nachzusuchen. 

Zu Nr. 3 (Art. 25a Abs. 3) 

Sprachlich-redaktionelle Anpassung der im bayerischen Landesrecht bereits seit 1. Ja-
nuar 2025 geltenden Fassung an die nunmehr auch im Bundesrecht geplante Neure-
gelung der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung in einem eigenständigen § 25a des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes −VwVfG (s. den Entwurf eines Gesetzes für den Bürokratie-
rückbau im Bereich des Bundesministeriums des Innern, BT-Drs. 21/3620, S. 7).  

Zu Nr. 4 (Art. 35) 

Der neu angefügte Satz 3 in Art. 35 stellt klar, dass ein Verwaltungsakt auch vollständig 
durch automatische Einrichtungen erlassen werden kann. Die Änderung trägt insofern 
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der Vorschrift des Art. 22 Abs. 1 und 2 Buchst. b der Verordnung (EU) 2016/679 (Da-
tenschutz-Grundverordnung) Rechnung. Weitergehende Regelungen – insbesondere 
nach Art. 5 Abs. 2 Satz 1 und Art. 12 Abs. 3 BayDiG – bleiben unberührt. 

Zu Nr. 5 (Art. 42b) 

Bislang sind für Genehmigungsentscheidungen grundsätzlich die Sach- und Rechts-
lage und der Stand der Technik im Zeitpunkt der Behördenentscheidung maßgeblich. 
Damit trifft einen Vorhabenträger, der mit der vollständigen Einreichung der Antragsun-
terlagen das seinerseits Erforderliche getan hat, das Risiko, dass zu seinen Lasten eine 
Verschlechterung eintritt. Das Risiko wird umso größer, je länger das Verfahren dauert. 

Um diesem Nachteil zu begegnen, haben Bund und Länder in der Föderalen Moderni-
sierungsagenda vereinbart, die Einführung von Stichtagsregelungen zu prüfen, mit de-
nen die für die Prüfung maßgebliche Sach- und Rechtslage sowie der Stand der Tech-
nik festgelegt werden.  

Die in Art. 42b BayVwVfG-E vorgesehene Lösung knüpft an das Rechtsinstitut der Be-
standskraft eines Verwaltungsakts an. Sie sieht als Minus zu der Erteilung einer bean-
tragten Genehmigung den Erlass eines als neues Rechtsinstitut konzipierten Siche-
rungsbescheids vor, der die Sach- und Rechtslage sowie den Stichtag für die Beurtei-
lung des Stands der Technik festlegt. Dahinter steht die Überlegung, dass es nicht zu-
lasten des Antragstellers gehen soll, wenn die Behörde nach Eingang der vollständigen 
Antragsunterlagen noch nicht in der Sache entscheidet, sondern erst anderweitige Ver-
fahrensschritte wie die Anhörung anderer Verfahrensbeteiligter oder die Einholung von 
Sachverständigengutachten durchführt. Die Rechtsposition der weiteren Verfahrensbe-
teiligten wird damit nicht zu Unrecht beschnitten. Denn die durch die Sachverhaltser-
mittlung bewirkte Verfahrensdauer dient nicht deren Interesse an einer Verhinderung 
des Vorhabens, sondern ist ein notwendiges – und durch Beschleunigung des Verfah-
rens zu minimierendes – Übel, damit die Behörde in der Sache zutreffend entscheiden 
kann.  

Weil der Sicherungsbescheid ein Minus zu der Erteilung der beantragten Genehmigung 
ist, kann seine Bestandskraft nicht weiterreichen als die einer erteilten Genehmigung. 
Das bedeutet: Wenn die Behörde die Genehmigung widerrufen oder zurücknehmen 
könnte oder gar müsste, ist sie hierzu auch bezogen auf den Sicherungsbescheid be-
rechtigt.  

Aus der Anknüpfung an das Rechtsinstitut der Bestandskraft eines Verwaltungsakts 
folgt zudem, dass der Sicherungsbescheid im Verwaltungsverfahrensrecht geregelt 
werden kann und sollte und nicht bereichsspezifischen Gesetzen wie der Bayerischen 
Bauordnung (BayBO) oder dem Bayerischen Immissionsschutzgesetz (BayImSchG) 
vorzubehalten ist. 

Eine inhaltliche Festlegung, ob das Vorhaben zulässig oder unzulässig ist, ist mit dem 
Erlass eines Sicherungsbescheids nicht verbunden. Insoweit unterscheidet sich der Si-
cherungsbescheid von einer Zusicherung im Sinn des Art. 38 BayVwVfG. Der Siche-
rungsbescheid legt fest, welche Anforderungen an das Vorhaben zu stellen sind, nicht 
dagegen, ob das Vorhaben die Anforderungen erfüllt. 

Zu Nr. 6 (Art. 52) 

Nach bisheriger Rechtslage kann die Behörde für den Fall, dass ein Verwaltungsakt 
unanfechtbar widerrufen oder zurückgenommen worden oder seine Wirksamkeit aus 
einem anderen Grund nicht oder nicht mehr gegeben ist, die aufgrund dieses Verwal-
tungsakts erteilten Urkunden oder Sachen, die zum Nachweis der Rechte aus dem Ver-
waltungsakt oder zu deren Ausübung bestimmt sind, zurückfordern. So kann etwa im 
Falle eines Erlaubniswiderrufs oder -verzichts die Erlaubnisurkunde zurückgefordert 
werden. Normzweck ist die Sicherheit des Rechtsverkehrs und die Verhinderung eines 
eventuellen Missbrauchs. Dies gilt insbesondere für Urkunden wegen ihrer Bedeutung 
als Beweismittel im Rechtsverkehr, indem eine Urkunde den Rechtsschein erzeugen 
mag, dass der von ihr verkörperte Verwaltungsakt fort gilt. 

Allerdings ist dies auch in elektronischen Verwaltungsverfahren sicherzustellen, zumal 
aufgrund eines Verwaltungsakts erteilte elektronische Dokumente (gleichsam als 



Drucksache 19/12911 Bayerischer Landtag 19. Wahlperiode Seite 20 

 

elektronische Surrogate im Sinn von Art. 52 Abs. 1 Satz 1 BayVwVfG-E) unproblema-
tisch und ohne Aufwand mehrfach abgespeichert, kopiert und ausgedruckt werden kön-
nen.  

Die Anpassung des Art. 52 bezweckt, dass die Behörde für den Fall, dass die Urkunden 
(im Sinn des Art. 52 Abs. 1 Satz 1 BayVwVfG-E) elektronisch erteilt wurden, deren Lö-
schung auf sämtlichen Speichermedien anordnen kann. Zuwiderhandlungen können 
mit Geldbuße geahndet werden. Insoweit finden die entsprechenden Bestimmungen 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) Anwendung. 

Zu Nr. 7 (Art. 73) 

Zu Buchst. a 

Der neu eingefügte Art. 73 Abs. 1 Satz 3 legt fest, dass für das Vorhaben die Rechts-
lage und der Stand der Technik zum Zeitpunkt der Einreichung des Plans maßgeblich 
bleiben, soweit nichts anderes durch Rechtsvorschrift bestimmt ist. Die Regelung dient 
der Planungssicherheit des Vorhabenträgers und erleichtert auch im Interesse der Ver-
fahrensbeschleunigung die Prüfung und die Entscheidung über den Planfeststellungs-
antrag. 

In der Praxis sehen sich Vorhabenträger häufig damit konfrontiert, dass bei Planfest-
stellungsverfahren gesetzliche Vorgaben und technische Regeln geändert werden und 
sie daher ihre Antragsunterlagen im Verlauf des weiteren und durchaus zeitaufwendi-
gen Verfahrens immer wieder aktualisieren und nachbessern müssen, was zu Verfah-
rensverzögerungen führt. Die Neuregelung soll daher insoweit Abhilfe schaffen. Sie er-
gänzt die Neuregelung in Art. 42b für das Planfeststellungsverfahren, indem sie keinen 
Sicherungsbescheid erfordert. 

Zu Buchst. b 

Mit der Änderung in Art. 73 Abs. 6 Satz 1 wird der bisher verpflichtend vorgesehene 
Erörterungstermin in Umsetzung der Föderalen Modernisierungsagenda fakultativ ge-
stellt. Auch im Fachrecht ist nahezu durchgängig geregelt, dass die Anhörungsbehörde 
auf eine Erörterung verzichten kann. Dies dient der Verfahrensbeschleunigung und -fle-
xibilisierung. Vor allem wird auch der Verzicht auf einen Erörterungstermin ermöglicht, 
der andernfalls ein reiner Formalismus wäre. 

Aus kompetenziellen Gründen ist die Entscheidung, ob ein Erörterungstermin durchge-
führt wird, beim Vollzug vom Fachrecht des Bundes allerdings nur möglich, wenn dies 
auch dort im Gesetz zugelassen ist, und im Übrigen nur bei landesrechtlichen Planfest-
stellungsverfahren.  

Die Anhörungsbehörde hat das ihr insoweit zukommende Ermessen pflichtgemäß aus-
zuüben. Maßgeblich ist insbesondere, ob weder die erhobenen Einwendungen noch 
die abgegebenen Stellungnahmen Anlass zu einem Erörterungstermin geben.  

Zu Nr. 8 (Art. 74 Abs. 1) 

Der neu eingefügte Art. 74 Abs. 1 Satz 3 legt fest, dass für das Vorhaben die Sach- und 
Rechtslage sowie der Stand der Technik zum Zeitpunkt der Einreichung des Plans maß-
geblich sind, soweit nichts anderes durch Rechtsvorschrift bestimmt ist. Die Regelung 
dient der Planungssicherheit des Vorhabenträgers und erleichtert auch im Interesse der 
Verfahrensbeschleunigung die Prüfung und die Entscheidung über den Planfeststel-
lungsantrag. 

In der Praxis sehen sich Vorhabenträger häufig damit konfrontiert, dass bei Planfest-
stellungsverfahren gesetzliche Vorgaben und technische Regeln geändert werden und 
sie daher ihre Antragsunterlagen im Verlauf des weiteren und durchaus zeitaufwendi-
gen Verfahrens immer wieder aktualisieren und nachbessern müssen, was zu Verfah-
rensverzögerungen führt. Die Neuregelung soll daher insoweit Abhilfe schaffen. Sie er-
gänzt die Neuregelung in Art. 42b für das Planfeststellungsverfahren, indem sie keinen 
Sicherungsbescheid erfordert. 

Da der Zeitpunkt der Planeinreichung für den Planfeststellungsbeschluss maßgeblich 
ist, muss sich auch das vorbereitende Verfahren auf diesen Zeitpunkt beziehen, d. h. 
im Termin nach Art. 73 Abs. 6 wird die Sach- und Rechtslage einschließlich des Stands 
der Technik zum entscheidungsmaßgeblichen Zeitpunkt der Planeinreichung erörtert. 
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Eine solche ex post-Betrachtung ist dem Verwaltungsrecht keineswegs fremd, wie die 
Parallele im Anfechtungsprozess zeigt, für den grundsätzlich die Sach- und Rechtslage 
zum Zeitpunkt der letzten Behördenentscheidung maßgeblich ist (BVerwGE 82, 260 
(261) m. w. N.). 

Sollte sich nach Einreichung des Plans eine Änderung, insbesondere im Sachverhalt, 
zugunsten des Vorhabenträgers ergeben, steht ihm die Möglichkeit offen, seinen Antrag 
auf Planfeststellung zu ändern mit der Folge, dass dann der Zeitpunkt der Aktualisie-
rung über die Sach- und Rechtslage sowie den Stand der Technik entscheidet. 

 

Zu § 4 (Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz – BayVwVfG) 

Notwendige Folgeänderungen aufgrund des Außerkrafttretens des De-Mail-Gesetzes 
zum 31. Dezember 2026 (s. den Entwurf eines Gesetzes für den Bürokratierückbau im 
Bereich des Bundesministeriums des Innern, BT-Drs. 21/3620, S. 8 f.).  

 

Zu § 5 (Bayerisches Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetz – VwZVG) 

Zu Nr. 1 (Art. 2 Abs. 2 Satz 1) 

Notwendige Folgeänderungen aufgrund des Außerkrafttretens des De-Mail-Gesetzes 
zum 31. Dezember 2026 (s. den Entwurf eines Gesetzes für den Bürokratierückbau im 
Bereich des Bundesministeriums des Innern, BT-Drs. 21/3620, S. 8 f.).  

Zu Nr. 2 (Art. 6) 

Folgeänderung zu der Regelung in Nr. 1. 

Zu Nr. 3 (Art. 14 Abs. 2 Satz 3) 

Folgeänderung zu den Regelungen in den Nrn. 1 und 2. 

 

Zu § 6 (Landesstraf- und Verordnungsgesetz – LStVG) 

Die Ergänzung von Art. 51 LStVG um einen neuen Abs. 4 schafft eine zusätzliche Mög-
lichkeit der Notbekanntmachung kommunaler Verordnungen. Anders als Abs. 3, der 
eine qualifizierte Gefahrenlage voraussetzt, ermöglicht Abs. 4 die Bekanntmachung 
auch bei technischen Störungen oder außergewöhnlichen Umständen, etwa bei länger-
fristigen Ausfällen digital geführter Amtsblätter oder längerfristigen Stromausfällen, die 
den Druck eines Amtsblatts verhindern. Die Regelung dient damit der Aufrechterhaltung 
der Handlungsfähigkeit der Kommunen in Krisensituationen und stellt sicher, dass die 
Publizitätswirkung kommunaler Rechtsvorschriften auch unter erschwerten Bedingun-
gen gewahrt bleibt. Durch die entsprechende Anwendung des gesamten Abs. 3 ist si-
chergestellt, dass notverkündete Vorschriften auch im Falle des neuen Abs. 4 anschlie-
ßend unter den auch im unmittelbaren Anwendungsbereich des Abs. 3 geltenden Vo-
raussetzungen nachrichtlich im amtlichen Verkündungsorgan zu veröffentlichen sind. 

 

Zu § 7 (Gemeindeordnung – GO) 

Die Einfügung eines Verweises auf Art. 51 Abs. 4 LStVG in Art. 26 Abs. 2 GO erweitert 
die Bekanntmachungsmöglichkeiten für kommunale Satzungen in Gemeinden. Damit 
wird klargestellt, dass auch für Satzungen die neue Notbekanntmachungsregelung (vgl. 
§ 6) gilt, sofern die reguläre Bekanntmachung nicht möglich ist. Verfügt eine Gemeinde 
über kein Amtsblatt im Sinne von Art. 26 Abs. 2 Satz 1 GO, findet für die nachrichtliche 
Veröffentlichung, wie sie in Art. 51 Abs. 3 Satz 2 LStVG vorgesehen ist, Art. 26 Abs. 2 
Satz 2 GO Anwendung. Die Ergänzung in Art. 14 Abs. 1 GO ist rein redaktioneller Na-
tur. 

 

Zu § 8 (Verwaltungsgemeinschaftsordnung – VGemO) 

Die Ergänzung eines neuen Satzes in Art. 10 Abs. 1 VGemO stellt sicher, dass auch 
Verwaltungsgemeinschaften die neue Notbekanntmachungsregelung (vgl. § 6) anwen-
den können. Verfügt eine Verwaltungsgemeinschaft über kein Amtsblatt im Sinne von 
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Art. 10 Abs. 1 Satz 1 VGemO, findet für die nachrichtliche Veröffentlichung, wie sie in 
Art. 51 Abs. 3 Satz 2 LStVG vorgesehen ist, Art. 10 Abs. 1 Satz 2 und 3 VGemO An-
wendung. 

 

Zu § 9 (Landkreisordnung – LKrO)  

Die Streichung der Möglichkeit der Bekanntmachung im Bayerischen Staatsanzeiger 
und die Ergänzung des Verweises auf Art. 51 Abs. 4 LStVG in Art. 20 Abs. 2 LKrO ge-
staltet die Bekanntmachung ortsnäher und macht die neue Notbekanntmachungsrege-
lung (vgl. § 6) auch für Satzungen der Landkreise nutzbar. Dies stärkt die regionale 
Bekanntmachung und ermöglicht eine flexible Reaktion auf infrastrukturelle Ausfälle. 

 

Zu § 10 (Bezirksordnung – BezO) 

Analog zu § 9 wird auch in Art. 19 Abs. 2 BezO die Bekanntmachung im Bayerischen 
Staatsanzeiger gestrichen und durch den Verweis auf Art. 51 Abs. 4 LStVG ergänzt. 

 

Zu § 11 (Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit – KommZG) 

Die Einfügung eines Verweises auf Art. 51 Abs. 4 LStVG in Art. 24 Abs. 1 KommZG 
ermöglicht Zweckverbänden die Anwendung der neuen Notbekanntmachungsregelung 
(vgl. § 6). Damit wird die Regelung systematisch auf alle kommunalen Körperschaften 
ausgeweitet. 

 

Zu § 12 (Lehramtsprüfungsordnung I – LPO I) 

Die Änderungen dienen der Verwaltungsvereinfachung und der Entlastung von Bür-
gern. So ist zum einen für die Anmeldung zur Ersten Staatsprüfung nicht mehr die Vor-
lage von Geburts- oder Eheurkunden erforderlich. Zur Identitätsfeststellung ist vielmehr 
– wie in vielen anderen Bereichen – die Vorlage einer Abschrift eines gültigen, amtlichen 
Lichtbildausweises (Personalausweis, vorläufiger Personalausweis, Ersatz-Personal-
ausweis, anerkannter und gültiger Pass oder Passersatzpapier) vorzuziehen. Zum an-
deren müssen die Zeugnisse im Sinne des § 24 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 nicht mehr im Ori-
ginal oder in beglaubigter Abschrift vorgelegt werden. Ausreichend ist vielmehr die Vor-
lage einer einfachen Abschrift. Die Vorlage einer beglaubigten Abschrift soll zukünftig 
nur noch in begründeten Einzelfällen angefordert werden. So soll das Vertrauen in die 
Bürger gestärkt und in Umsetzung der Föderalen Modernisierungsagenda gleichzeitig 
zu einer nachhaltigen und dauerhaften Entlastung von Bürgern und Verwaltung von 
überbordender Beglaubigungsbürokratie beigetragen werden. Um eine wirkliche Ent-
lastung erreichen zu können, ist wie gesetzlich intendiert eine zurückhaltende Praxis 
bei der Anforderung von Originalen oder beglaubigten Abschriften geboten. 

 

Zu § 13 (Gesundheitlicher Verbraucherschutz-Verordnung – GesVSV) 

Die Änderung dient der Verwaltungsvereinfachung und der Entlastung von Bürgern. 
Nachweise in englischer Sprache bedürfen künftig keiner Übersetzung mehr. Nach-
weise über den Abschluss von Ausbildung oder Studium werden auch im nicht eng-
lischsprachigen Ausland oftmals von der Ausbildungsstelle oder Hochschule neben der 
Landessprache auf Englisch ausgestellt bzw. es wird ein ergänzender englischsprachi-
ger Abschlussnachweis ausgestellt. Durch die Änderung können englischsprachige 
Nachweise unmittelbar vorgelegt werden, ohne dass es einer Übersetzung bedarf. 

 

Zu § 14 (Verordnung zur Durchführung des Bayerischen Land- und Amtsarztge-
setzes – DVBayLArztG) 

Die Änderung dient der Verwaltungsvereinfachung und der Entlastung von Bürgern. 
Nachweise in englischer Sprache bedürfen künftig keiner Übersetzung mehr. Nach-
weise über den Abschluss von Ausbildung oder Studium werden auch im nicht eng-
lischsprachigen Ausland oftmals von der Ausbildungsstelle oder Hochschule neben der 
Landessprache auf Englisch ausgestellt bzw. es wird ein ergänzender 
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englischsprachiger Abschlussnachweis ausgestellt. Durch die Änderung können eng-
lischsprachige Nachweise unmittelbar vorgelegt werden, ohne dass es einer Überset-
zung bedarf. 

 

Zu § 15 (Bayerisches Pflegendengesetz – BayPfleG) 

Die Veröffentlichung der Hauptsatzung der Vereinigung der Pflegenden in Bayern soll 
zukünftig in elektronischer Form im Bayerischen Ministerialblatt und nicht mehr im Bay-
erischen Staatsanzeiger erfolgen. Dieses ist für den Bürger ohne Abonnement und da-
mit leichter digital zugänglich als der Bayerische Staatsanzeiger. 

 

Zu § 16 (Verordnung über die Ausbildung und Prüfung der Staatlich geprüften 
Lebensmittelchemikerinnen und Lebensmittelchemiker – APOLmCh) 

Aufgrund der Änderungen muss zukünftig das Zeugnis über den erfolgreichen Ab-
schluss des Zweiten Prüfungsabschnitts nicht mehr in beglaubigter Abschrift vorgelegt 
werden. Stattdessen soll die Vorlage eines Originals oder einer beglaubigten Abschrift 
zukünftig nur noch in begründeten Einzelfällen angefordert werden. So soll das Ver-
trauen in die Bürger gestärkt und in Umsetzung der Föderalen Modernisierungsagenda 
gleichzeitig zu einer nachhaltigen und dauerhaften Entlastung von Bürgern und Verwal-
tung von überbordender Beglaubigungsbürokratie beigetragen werden. Um eine wirkli-
che Entlastung erreichen zu können, ist wie gesetzlich intendiert eine zurückhaltende 
Praxis bei der Anforderung von Originalen oder beglaubigten Abschriften geboten. Zur 
Vereinheitlichung der Begrifflichkeiten wird zugleich die bisher verwandte Formulierung 
„Kopie“ durch die sonst übliche Formulierung „Abschrift“ ersetzt. 

 

Zu § 17 (Bayerisches Krankenhausgesetz – BayKrG) 

Die Veröffentlichung des Jahreskrankenhausbauprogramms und seiner potenziellen 
Fortschreibungen soll zukünftig in elektronischer Form im Bayerischen Ministerialblatt 
und nicht mehr im Bayerischen Staatsanzeiger erfolgen. Dieses ist für den Bürger ohne 
Abonnement und damit leichter digital zugänglich als der Bayerische Staatsanzeiger. 

 

Zu § 18 (Bayerisches Seniorenmitwirkungsgesetz – BaySenG) 

Die Änderung dient der Rechtsbereinigung. Die einmalige Berichtspflicht des Art. 9 BaySenG 
war zum 1. April 2026 zu erfüllen und hat sich zwischenzeitlich erledigt. Im Übrigen 
Folgeänderungen aufgrund der Aufhebung von Art. 9 BaySenG und des gesetzlichen 
Außerkrafttretens von Art. 8a BaySenG. 

 

Zu § 19 (Bayerisches Hochschulinnovationsgesetz – BayHIG) 

Die Änderungen dienen der Verwaltungsvereinfachung und der Entlastung von Bürgern 
sowie der Vereinheitlichung der Nachweisanforderungen an den bayerischen Hoch-
schulen. Denn während einzelne Hochschulen bei der Anerkennung von Studienleis-
tungen und der Immatrikulation (potenzielle) Studenten mit hohen Beglaubigungsanfor-
derungen belasten, wird dies an anderen Hochschulen deutlich bürgerfreundlicher ge-
handhabt. Durch die Änderungen soll nunmehr erreicht werden, dass Hochschulen Ori-
ginale und beglaubigte Abschriften nur noch in Einzelfällen und bei berechtigten Zwei-
feln an der Authentizität einfacher Abschriften verlangen. So soll das Vertrauen in die 
Bürger gestärkt und in Umsetzung der Föderalen Modernisierungsagenda gleichzeitig 
zu einer nachhaltigen und dauerhaften Entlastung von Bürgern und Verwaltung von 
überbordender Beglaubigungsbürokratie beigetragen werden.  

Daneben wird künftig ermöglicht, dass Nachweise in englischer Sprache vorgelegt wer-
den können und keiner Übersetzung mehr bedürfen. Nachweise über den Abschluss 
von Ausbildung oder Studium werden auch im nicht englischsprachigen Ausland oft-
mals von der Ausbildungsstelle oder Hochschule neben der Landessprache auf Eng-
lisch ausgestellt bzw. es wird ein ergänzender englischsprachiger Abschlussnachweis 
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ausgestellt. Durch die Änderung können englischsprachige Nachweise unmittelbar vor-
gelegt werden, ohne dass es einer Übersetzung bedarf. 

 

Zu § 20 (Mittelschulordnung – MSO) 

Die Änderungen dienen der Verwaltungsvereinfachung und der Entlastung von Bür-
gern. So können sich externe Prüfungsteilnehmer zukünftig nicht nur mit ihrer Geburts-
urkunde, sondern auch mit einem gültigen amtlichen Lichtbildausweis (Personalaus-
weis, vorläufiger Personalausweis, Ersatz-Personalausweis, anerkannter und gültiger 
Pass oder Passersatzpapier) zur Mittelschulprüfung anmelden. Daneben soll jedoch 
weiterhin die Vorlage einer Geburtsurkunde als Identitätsnachweis möglich sein, da 
minderjährige Prüfungsteilnehmer unter Umständen noch nicht im Besitz eines gültigen 
amtlichen Lichtbildausweises sind. 

 

Zu § 21 (Realschulordnung – RSO) 

Die Änderungen dienen der Verwaltungsvereinfachung und der Entlastung von Bür-
gern. So können sich externe Prüfungsteilnehmer zukünftig nicht nur mit ihrer Geburts-
urkunde, sondern auch mit einem gültigen amtlichen Lichtbildausweis (Personalaus-
weis, vorläufiger Personalausweis, Ersatz-Personalausweis, anerkannter und gültiger 
Pass oder Passersatzpapier) zur Realschulabschlussprüfung anmelden. Dies ist zur 
Identitätsfeststellung ausreichend. Daneben soll jedoch weiterhin die Vorlage einer Ge-
burtsurkunde als Identitätsnachweis möglich sein, da minderjährige Prüfungsteilnehmer 
unter Umständen noch nicht im Besitz eines gültigen amtlichen Lichtbildausweises sind. 

 

Zu § 22 (Berufsfachschulordnung Gesundheitswesen – BFSO Gesundheit) 

Im Zuge des Abbaus von Beglaubigungsbürokratie und der Umsetzung der föderalen 
Modernisierungsagenda dienen die Änderungen der Rechtsvereinheitlichung im Schul-
wesen. Es wird – wie beispielsweise in der Gymnasialschulordnung (GSO) geregelt – 
die Form der Nachweiserbringung nicht mehr im Verordnungswege verpflichtend vor-
gegeben. Es kann dem Vollzug überlassen bleiben, ob und welche Formerfordernisse 
zur Gewährleistung eines reibungslosen Ablaufs des Schulbetriebs notwendig sind. 

 

Zu § 23 (Berufsfachschulordnung Musik – BFSO Musik) 

Die Änderungen dienen der Verwaltungsvereinfachung und der Entlastung von Bür-
gern. So können Leiter im Laienmusizieren die staatliche Anerkennung zukünftig mit 
der Abschrift eines gültigen amtlichen Lichtbildausweises (Personalausweis, vorläufiger 
Personalausweis, Ersatz-Personalausweis, anerkannter und gültiger Pass oder Pass-
ersatzpapier) beantragen.  

 

Zu § 24 (Berufsfachschulordnung – BFSO) 

Im Zuge des Abbaus von Beglaubigungsbürokratie und der Umsetzung der föderalen 
Modernisierungsagenda dienen die Änderungen der Rechtsvereinheitlichung im Schul-
wesen. Es wird – wie beispielsweise in der GSO geregelt – die Form der Nachweiser-
bringung nicht mehr im Verordnungswege verpflichtend vorgegeben. Es kann dem Voll-
zug überlassen bleiben, ob und welche Formerfordernisse zur Gewährleistung eines 
reibungslosen Ablaufs des Schulbetriebs notwendig sind. 

 

Zu § 25 (Fachschulordnung – FSO) 

Im Zuge des Abbaus von Beglaubigungsbürokratie und der Umsetzung der föderalen 
Modernisierungsagenda dienen die Änderungen der Rechtsvereinheitlichung im Schul-
wesen. Es wird – wie beispielsweise in der GSO geregelt – die Form der Nachweiser-
bringung nicht mehr im Verordnungswege verpflichtend vorgegeben. Es kann dem Voll-
zug überlassen bleiben, ob und welche Formerfordernisse zur Gewährleistung eines 
reibungslosen Ablaufs des Schulbetriebs notwendig sind. 
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Zu § 26 (Fachober- und Berufsoberschulordnung – FOBOSO) 

Im Zuge des Abbaus von Beglaubigungsbürokratie und der Umsetzung der Föderalen 
Modernisierungsagenda dienen die Änderungen der Rechtsvereinheitlichung im Schul-
wesen. Es wird – wie beispielsweise in der GSO geregelt – die Form der Nachweiser-
bringung nicht mehr im Verordnungswege verpflichtend vorgegeben. Es kann dem Voll-
zug überlassen bleiben, ob und welche Formerfordernisse zur Gewährleistung eines 
reibungslosen Ablaufs des Schulbetriebs notwendig sind. 

 

Zu § 27 (Fachakademieordnung – FakO) 

Im Zuge des Abbaus von Beglaubigungsbürokratie und der Umsetzung der föderalen 
Modernisierungsagenda dienen die Änderungen der Rechtsvereinheitlichung im Schul-
wesen. Es wird – wie beispielsweise in der GSO geregelt – die Form der Nachweiser-
bringung nicht mehr im Verordnungswege verpflichtend vorgegeben. Es kann dem Voll-
zug überlassen bleiben, ob und welche Formerfordernisse zur Gewährleistung eines 
reibungslosen Ablaufs des Schulbetriebs notwendig sind. 

 

Zu § 28 (Gymnastiklehrerprüfungsordnung – GLPO) 

Aufgrund der Änderungen muss der Nachweis über den mittleren Schulabschluss nicht 
mehr zwingend in beglaubigter Abschrift vorgelegt werden. Stattdessen sollen Originale 
oder beglaubigte Abschriften zukünftig nur in begründeten Einzelfällen angefordert wer-
den. So soll das Vertrauen in die Bürger gestärkt und in Umsetzung der Föderalen Mo-
dernisierungsagenda gleichzeitig zu einer nachhaltigen und dauerhaften Entlastung von 
Bürgern und Verwaltung von überbordender Beglaubigungsbürokratie beigetragen wer-
den. Um eine wirkliche Entlastung erreichen zu können, ist wie gesetzlich intendiert eine 
zurückhaltende Praxis bei der Anforderung von beglaubigten Abschriften geboten. 

 

Zu § 29 (Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Fachsportlehrer im freien Beruf 
in Bayern – BayAPOFspl) 

Aufgrund der Änderung reichen für den Nachweis der verbandlichen Ausbildung zu-
künftig einfache Abschriften. Originale oder beglaubigte Abschriften sollen zukünftig nur 
in begründeten Einzelfällen angefordert werden. So soll das Vertrauen in die Bürger 
gestärkt und in Umsetzung der Föderalen Modernisierungsagenda gleichzeitig zu einer 
nachhaltigen und dauerhaften Entlastung von Bürgern und Verwaltung von überborden-
der Beglaubigungsbürokratie beigetragen werden. Um eine wirkliche Entlastung errei-
chen zu können, ist wie gesetzlich intendiert eine zurückhaltende Praxis bei der Anfor-
derung von beglaubigten Abschriften geboten. Zur Vereinheitlichung der Begrifflichkei-
ten wird zugleich die bisher verwandte Formulierung „Kopie“ durch die sonst übliche 
Formulierung „Abschrift“ ersetzt. 

 

Zu § 30 (Rechnungshofgesetz – RHG) 

Die Veröffentlichung der Geschäftsordnung des Obersten Rechnungshofs soll zukünftig 
in elektronischer Form im Bayerischen Ministerialblatt und nicht mehr im Bayerischen 
Staatsanzeiger erfolgen. Dieses ist für den Bürger ohne Abonnement und damit leichter 
digital zugänglich als der Bayerische Staatsanzeiger. 

 

Zu § 31 (Bayerisches Gesetz über wirtschafts-, energiewirtschafts- und vergabe-
rechtliche Vorschriften – BayWiVG) 

Art. 20 Abs. 1 und Abs. 2 BayWiVG verweist auf die Schwellenwerte gemäß § 106 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB). Die Höhe der jeweiligen 
Schwellenwerte richtet sich dabei nach der Auftragsart oder dem Vorliegen einer Kon-
zession. § 106 Abs. 2 GWB verweist dazu auf die einschlägigen Regelungen der EU-
Vergaberichtlinien (Art. 4 der Richtlinie 2014/24/EU für öffentliche Aufträge und Wett-
bewerbe von öffentlichen Auftraggebern, Art. 15 der Richtlinie 2014/25/EU für Sekto-
renauftraggeber, Art. 8 der Richtlinie 2009/81/EG für verteidigungs- oder 
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sicherheitsspezifische öffentliche Aufträge, Art. 8 der Richtlinie 2014/23/EU für Konzes-
sionen). Von den Erleichterungen des Art. 20 Abs. 1 und Abs. 2 BayWiVG sind daher 
auch Sonderbereiche mit erhöhten EU-Schwellenwerten – etwa die Vergabe von sozi-
alen und anderen besonderen Dienstleistungen im Sinne des Anhangs XIV der Richtli-
nie 2014/24/EU oder Baukonzessionen – erfasst. 

Mit der vorliegenden Anpassung des Art. 20 Abs. 2 BayWiVG wird klargestellt, dass in 
Bayern ein Direktauftrag bis zu einer Wertgrenze von einschließlich 250 000 € ohne 
Umsatzsteuer sowie eine Freihändige Vergabe und eine Beschränkte Ausschreibung 
ohne Teilnahmewettbewerb bis zu einer Wertgrenze von einschließlich 1 000 000 € 
ohne Umsatzsteuer nicht nur für Bauleistungen, sondern auch für Baukonzessionen 
zulässig ist. Eine entsprechende Regelung für die Dienstleistungskonzession erübrigt 
sich, weil es dafür – anders als für die Baukonzession in § 23 Vergabe- und Vertrags-
ordnung für Bauleistungen Teil A (VOB-A) – keine in Bayern anwendbaren verfahrens-
rechtlichen Vorschriften im Unterschwellenbereich gibt. 

 

Zu § 32 (Bayerisches Wassergesetz – BayWG) 

Zu Nr. 1 (Art. 60) 

In Bayern existieren rund 80 000 Kleinkläranlagen, die einen wesentlichen Beitrag zur 
Abwasserentsorgung im ländlichen Raum leisten. Diese Anlagen werden überwiegend 
von Privatpersonen betrieben, die im Gegensatz zu kommunalen Betreibern nicht über 
vergleichbares technisches Fachwissen verfügen. Um die Funktionsfähigkeit dieser An-
lagen sicherzustellen und negative Auswirkungen auf Gewässer und Grundwasser zu 
vermeiden, ist eine regelmäßige technische Überwachung unerlässlich. 

Zur weiteren Entlastung von Betreibern, die ihre gesetzlich vorgesehenen Überprü-
fungs- und Wartungspflichten erfüllen, soll die „Belohnungsfrist“ des neuen Art. 60 
Abs. 1 Satz 4 BayWG von vier auf sechs Jahre verlängert werden. Neuanlagen sollen 
einer erstmaligen Überprüfung erst nach drei Jahren unterliegen. So müssen beispiels-
weise auch Neuwagen erst nach drei Jahren das erste Mal die Hauptuntersuchung 
durchlaufen. 

Die Neuregelungen tragen dem technischen Fortschritt und der hohen Betriebssicher-
heit moderner Kleinkläranlagen Rechnung. Diese müssen ohnehin auf Grundlage der 
allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung des Deutschen Instituts für Bautechnik sowie 
einschlägiger technischer Regelwerke (z. B. DWA-A 221) regelmäßig und fachgerecht 
gewartet werden. In der Regel erfolgt die Wartung halbjährlich, bei bestimmten Ablauf-
klassen auch häufiger. 

Die Verlängerung der Prüfintervalle stellt eine sachgerechte Entlastung der sorgsamen 
Betreiber und der zuständigen Behörden dar, ohne den Gewässerschutz zu beeinträch-
tigen. Die regelmäßige Wartung gewährleistet eine kontinuierliche Kontrolle des Anla-
genbetriebs. Mit dem neuen Satz 5 wird sichergestellt, dass auch im Falle eines Betrei-
berwechsels eine zeitnahe erneute Überprüfung erfolgt. Hierfür wird in Satz 6 eine form-
lose Anzeigepflicht eingefügt. Darüber hinaus bleibt die Möglichkeit bestehen, bei kon-
kreten Anhaltspunkten für Funktionsbeeinträchtigungen jederzeit eine außerordentliche 
Prüfung anzuordnen. 

Bei der Streichung in Abs. 1 Satz 4 Halbsatz 1 und der Aufhebung von Abs. 4 handelt 
es sich um redaktionelle Bereinigungen. Die Übergangsregelungen haben sich zeitlich 
erledigt. Die Streichung von Abs. 1 Satz 4 Halbsatz 2 erfolgt aufgrund der Neuregelung 
in Abs. 1 Satz 2. 

Zu Nr. 2 (Art. 69 Abs. 6 Satz 2 Nr. 2) 

Redaktionelle Berichtigungen. 

Zu Nr. 3 (Art. 77) 

Durch die Aufhebung von Art. 77 wird die Zuständigkeit des Landesamtes für Finanzen 
für die Erhebung der Wassernutzungsgebühr beseitigt. Die Festsetzung der Wassernut-
zungsgebühr erfolgt nach Art. 76 durch die Behörde, die für die Zulassung der gebüh-
renpflichtigen Nutzung zuständig ist. Dies sind gemäß Art. 63 Abs. 2 ausschließlich die 
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Regierungen. Der kassenmäßige Vollzug der jeweiligen Erhebung obliegt gemäß 
Art. 63a Satz 1 der Staatsoberkasse Bayern.  

Zu Nr. 4 (Art. 93 Abs. 1 Satz 4) 

Redaktionelle Berichtigung. 

 

Zu § 33 (Bayerische Agrarschulordnung – BayAgrSchO) 

Aufgrund der Änderungen müssen die Nachweise über die berufliche und gegebenen-
falls schulische Vorbildung nicht mehr zwingend im Original oder in beglaubigter Ab-
schrift vorgelegt werden. Stattdessen sollen Originale oder beglaubigte Abschriften zu-
künftig nur noch in begründeten Einzelfällen angefordert werden. So soll das Vertrauen 
in die Bürger gestärkt und in Umsetzung der Föderalen Modernisierungsagenda gleich-
zeitig zu einer nachhaltigen und dauerhaften Entlastung von Bürgern und Verwaltung 
von überbordender Beglaubigungsbürokratie beigetragen werden. Um eine wirkliche 
Entlastung erreichen zu können, ist wie gesetzlich intendiert eine zurückhaltende Praxis 
bei der Anforderung von Originalen und beglaubigten Abschriften geboten. 

 

Zu § 34 (Prüfungsordnung für die Fachschulen für Dorfhelferinnen und Dorfhel-
fer – POFDH) 

Aufgrund der Änderungen müssen nicht mehr zwingend beglaubigte Abschriften der 
Zeugnisse vorgelegt werden, ausreichend sind einfache Abschriften. Beglaubigte Ab-
schriften sollen nur noch in begründeten Einzelfällen angefordert werden. So soll das 
Vertrauen in die Bürger gestärkt und in Umsetzung der Föderalen Modernisierungsa-
genda gleichzeitig zu einer nachhaltigen und dauerhaften Entlastung von Bürgern und 
Verwaltung von überbordender Beglaubigungsbürokratie beigetragen werden. Um eine 
wirkliche Entlastung erreichen zu können, ist wie gesetzlich intendiert eine zurückhal-
tende Praxis bei der Anforderung von beglaubigten Abschriften geboten. Zur Verein-
heitlichung der Begrifflichkeiten wird zugleich die bisher verwandte Formulierung „Ab-
lichtungen“ durch die sonst übliche Formulierung „Abschriften“ ersetzt. 

 

Zu § 35 (Staatsforstengesetz – StFoG) 

Die Veröffentlichung der Satzung der Bayerischen Staatsforsten soll zukünftig in elekt-
ronischer Form im Bayerischen Ministerialblatt und nicht mehr im Bayerischen Staats-
anzeiger erfolgen. Dieses ist für den Bürger ohne Abonnement und damit leichter digital 
zugänglich als der Bayerische Staatsanzeiger. 

 

Zu § 36 (Jäger- und Falknerprüfungsordnung – JFPO) 

Aufgrund der Änderung muss für die Zulassung zur Falknerprüfung zukünftig der Nach-
weis über die bestandene Jägerprüfung oder die bestandene eingeschränkte Jägerprü-
fung nicht mehr zwingend im Original oder in beglaubigter Abschrift vorgelegt werden. 
Stattdessen sollen Originale und beglaubigte Abschriften zukünftig nur noch in begrün-
deten Einzelfällen angefordert werden. So soll das Vertrauen in die Bürger gestärkt und 
in Umsetzung der Föderalen Modernisierungsagenda gleichzeitig zu einer nachhaltigen 
und dauerhaften Entlastung von Bürgern und Verwaltung von überbordender Beglaubi-
gungsbürokratie beigetragen werden. Um eine wirkliche Entlastung erreichen zu kön-
nen, ist wie gesetzlich intendiert eine zurückhaltende Praxis bei der Anforderung von 
Originalen oder beglaubigten Abschriften geboten. 

 

Zu § 37 (Bayerisches Sozialberufe-Anerkennungsgesetz – BaySozBAG) 

Die Änderung dient der Verwaltungsvereinfachung und der Entlastung von Bürgern. Die 
Vorlage einer beglaubigten Zeugnisübersetzung soll zukünftig nicht mehr erforderlich 
sein, wenn das Zeugnis in englischer Sprache verfasst ist. Zeugnisse werden auch im 
nicht englischsprachigen Ausland oftmals von der Ausbildungsstelle oder Hochschule 
neben der Landessprache auf Englisch ausgestellt bzw. es wird ein ergänzender eng-
lischsprachiger Abschlussnachweis ausgestellt. Durch die Änderung können 
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englischsprachige Zeugnisse unmittelbar vorgelegt werden, ohne dass es einer Über-
setzung bedarf.  

 

Zu § 38 (Verordnung über die Betriebsleiter nichtbundeseigener Eisenbahnen in 
Bayern) 

Aufgrund der Änderungen müssen nicht mehr zwingend beglaubigte Abschriften der 
Zeugnisse vorgelegt werden, ausreichend sind einfache Abschriften. Beglaubigte Ab-
schriften sollen nur noch in begründeten Einzelfällen angefordert werden. So soll das 
Vertrauen in die Bürger gestärkt und in Umsetzung der Föderalen Modernisierungsa-
genda gleichzeitig zu einer nachhaltigen und dauerhaften Entlastung von Bürgern und 
Verwaltung von überbordender Beglaubigungsbürokratie beigetragen werden. Um eine 
wirkliche Entlastung erreichen zu können, ist wie gesetzlich intendiert eine zurückhal-
tende Praxis bei der Anforderung von beglaubigten Abschriften geboten. Zur Verein-
heitlichung der Begrifflichkeiten wird zugleich die bisher verwandte Formulierung „Ab-
lichtungen“ durch die sonst übliche Formulierung „Abschriften“ ersetzt. 

 

Zu § 39 (Gesetz über den Bayerischen Verdienstorden) 

Die Änderungen dienen der Modernisierung der Normen zu staatlichen Orden und Aus-
zeichnungen. Entsprechend der Redaktionsrichtlinien erhält das Gesetz über den Bay-
erischen Verdienstorden eine Kurzbezeichnung und eine Abkürzung. Die einzelnen Ar-
tikel erhalten Überschriften und überflüssige Fußnoten werden gestrichen. Daneben 
soll die Bekanntmachung der Ordensträger zukünftig amtlich in elektronischer Form im 
Bayerischen Ministerialblatt und nicht mehr im Bayerischen Staatsanzeiger erfolgen. 
Dieses ist für den Bürger ohne Abonnement und damit leichter digital zugänglich als der 
Bayerische Staatsanzeiger. 

 

Zu § 40 (Gesetz über staatliche Auszeichnungen für die Rettung von Menschen 
aus Lebensgefahr – LRAuszG) 

Die Änderungen dienen der Modernisierung der Normen zu staatlichen Orden und Aus-
zeichnungen. Entsprechend der Redaktionsrichtlinien erhält das Gesetz über staatliche 
Auszeichnungen für die Rettung von Menschen aus Lebensgefahr eine Kurzbezeich-
nung und eine Abkürzung. Die einzelnen Artikel erhalten Überschriften und eine über-
flüssige Fußnote wird gestrichen. Daneben soll die Bekanntmachung der Ausgezeich-
neten zukünftig amtlich in elektronischer Form im Bayerischen Ministerialblatt und nicht 
mehr im Bayerischen Staatsanzeiger erfolgen. Dieses ist für den Bürger ohne Abonne-
ment und damit leichter digital zugänglich als der Bayerische Staatsanzeiger. Art. 8 
(Nr. 9) wird aufgehoben, da Armbanduhren heute – anders als zu Zeiten des Inkrafttre-
tens des Gesetzes 1952 – keine zeitgemäßen Geschenke mehr für Kinder und Jugend-
liche sind. Die Bayerische Rettungsmedaille bzw. die öffentliche Belobigung mit der 
Christophorus-Medaille sowie die überreichten Urkunden stehen als besondere Erinne-
rung an die herausragende Leistung der minderjährigen Ausgezeichneten für sich. 
Art. 10 (Nr. 11) wird aufgrund Zeitablaufs aufgehoben. Im Übrigen handelt es sich um 
redaktionelle Folgeänderungen. 

 

Zu § 41 (Verordnung zur Ausführung des Gesetzes über staatliche Auszeichnun-
gen für die Rettung von Menschen aus Lebensgefahr) 

Die Änderungen dienen der Modernisierung der Normen zu staatlichen Orden und Aus-
zeichnungen. Entsprechend der Redaktionsrichtlinien erhält die Verordnung zur Aus-
führung des Gesetzes über staatliche Auszeichnungen für die Rettung von Menschen 
aus Lebensgefahr eine Kurzbezeichnung und eine Abkürzung. Die einzelnen Paragra-
phen erhalten Überschriften und überflüssige Fußnoten werden gestrichen. Im Übrigen 
handelt es sich um Folgeänderungen aufgrund der Änderungen und Streichungen in 
§ 40. 
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Zu § 42 (Gesetz über den Bayerischen Verfassungsorden – BayVerfOG) 

Die Änderung dient der Modernisierung der Normen zu staatlichen Orden und Aus-
zeichnungen. Insofern soll die Bekanntmachung der Ordensträger zukünftig amtlich in 
elektronischer Form im Bayerischen Ministerialblatt und nicht mehr im Bayerischen 
Staatsanzeiger erfolgen. Dieses ist für den Bürger ohne Abonnement und damit leichter 
digital zugänglich als der Bayerische Staatsanzeiger. Die Änderung in Art. 8 (Nr. 2) er-
folgt aufgrund zeitlicher Erledigung. 

 

Zu § 43 (Inkrafttreten) 

Abs. 1 regelt das Inkrafttreten des Änderungsgesetzes. In Abs. 2 Nr. 1 wird festgelegt, 
dass die Änderungen erst nach Außerkrafttreten des De-Mail-Gesetzes zum 31. De-
zember 2026 (erst) am Folgetag wirksam werden. In Abs. 2 Nr. 2 wird für die Regelun-
gen betreffend das BayHIG ein Übergangszeitraum von drei Monaten gewährt. Den 
Hochschulen wird so die Möglichkeit eingeräumt, sich auf die Gesetzesänderung ein-
zustellen. 
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Stellungnahme des Landesjagdverbandes Bayern – Bayerischer
Jagdverband e. V. (BJV) zum Entwurf des Fünften
Modernisierungsgesetzes Bayern:
 

1. Der geplanten Änderung der Jäger- und Falknerprüfungsordnung
(JFPO) wird zugestimmt.

 

2. Die Änderung des Art. 24 Abs. 1 BayVwVfG wird abgelehnt. Für den
BJV als anerkannten Naturschutzverband ist diese Streichung nicht
akzeptabel. Die Regelung führt zu einer erheblichen Beschränkung
des Untersuchungsgrundsatzes, wonach ein „Dritter“, der gegen eine
Genehmigung Einwendungen erhebt, nur dann mit seinen
Argumenten gehört wird, wenn seine Einwendungen in tatsächlicher
Hinsicht „hinreichend konkret“ sind. Einwendungen, die nicht mit
Hilfe von Fachjuristen vorgetragen werden oder bei denen keine
(z.B. naturschutzrechtlichen) Gutachten vorliegen, welche die
Einwendungen stützen (z.B. die Gefährdung bestimmter Arten durch
ein Vorhaben), bleiben unberücksichtigt. Art. 24 BayVwVfG gilt für
Entscheidungen nach Landesrecht. Seit das Bayerische Jagdgesetz
(BayJG) ein Vollgesetz ist, sind damit weitreichende Teile der
jagdrechtlichen Materie betroffen.
 
Jeder im Verwaltungsrecht Tätige weiß, wie Verwaltungsbehörden
mit konkreten Einwendungen (z.B. gegen Schonzeitaufhebungen,
etwa unter Bezugnahme auf den Vogelschutz) gegebenenfalls
umgehen könnten. Bisweilen werden selbst tiefgründige
Stellungnahmen von unteren Naturschutzbehörden als „nicht
substantiiert“ verworfen. Daher erscheint dem BJV die Neuregelung
sogar EU-rechtlich problematisch (z.B. dort, wo ein Dritter auf die
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Notwendigkeit einer Verträglichkeitsprüfung hinweist, seine
Argumente dann aber nach Art. 24 BayVwVfG negiert werden). Der
BJV sieht daher keinen Grund, den Untersuchungsgrundsatz derart
zu beschränken.
 
Da man anerkannten Naturschutzverbänden das Klagerecht nicht
nehmen wird, werden Fragen der Rechtmäßigkeit von der
Verwaltungs- auf die Gerichtsebene verschoben. Der
vordergründige „Bürokratieabbau“ führt hier zu einer
Mehrbelastung von Gerichten und, angesichts der dort
vorherrschenden Verfahrensdauern, auch zu einem
Rechtsschutzdefizit.
 
Die Begründung im Gesetzentwurf (S. 18, 1. Absatz am Ende) wird
vom BJV gänzlich nicht geteilt und gerügt: „Die entstehende
Abweichung vom Verwaltungsverfahrensrecht des Bundes, das
weiterhin einschränkungslos die Amtsermittlung vorsieht, ist aus
rein verwaltungsökonomischen Gründen hinnehmbar. Dem Dritten
bleibt unbenommen, um gerichtlichen Rechtsschutz nachzusuchen,
falls er ein Anliegen, das schon im Verwaltungsverfahren nicht
konkretisierbar war, gerichtlich verfolgen will.“
Rechtsschutz vor Gerichten kostet bekanntlich Geld: offensichtlich
will man lästige, nicht zahlungskräftige Einwendungsführer auf
diese Weise billig zurückweisen.
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Stellungnahme zum Entwurf des Fünften 
Modernisierungsgesetzes Bayern 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Landesfischereiverband Bayern e.V. (BayLobbyRG-ID DEBYLT00B8)  
bedankt sich für die Übersendung des Entwurfs zum Fünften 
Modernisierungsgesetz Bayern und die Gelegenheit zur Stellungnahme im 
Rahmen der Verbandsanhörung. Der vorliegende Gesetzentwurf enthält 
mehrere Regelungen, die aus Sicht des Verbands und seiner Mitglieder von 
Relevanz sind und zu denen wir wie folgt Stellung nehmen: 

1. Änderungen im Verwaltungsverfahrensrecht (§ 2 BayVwVfG) 

1.1 Einschränkung der Amtsermittlung bei Einwendungen Dritter 
(Art. 24 Abs. 1 BayVwVfG) 

Der Entwurf sieht vor, dass Behörden bei Genehmigungs- und 
Erlaubnisverfahren ihre Prüfung auf solche Einwendungen Dritter 
beschränken können, die von diesen "hinreichend konkret" mit Tatsachen 
untermauert werden. Die Begründung zielt ausdrücklich darauf ab, Verfahren 
schneller zum Abschluss zu bringen. 

Aus Verbandssicht ist diese Regelung mit erheblichen Bedenken verbunden: 

– Der Begriff "hinreichend konkret" ist unbestimmt und eröffnet den 
Behörden einen weiten Ermessensspielraum, der in der Praxis zu 
Lasten von Naturschutz-, Umwelt- und Fischereiinteressen ausgeübt 
werden könnte. 

– Dritte – darunter auch anerkannte Naturschutzverbände und 
Fischereirechtsinhaber – sehen sich bei komplexen technischen oder 
ökologischen Sachverhalten oft nicht in der Lage, bereits im 
Verwaltungsverfahren vollständige fachliche Tatsachengrundlagen 
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vorzulegen. Die Verlagerung der Darlegungslast auf den Einwender 
widerspricht dem Grundsatz der Amtsermittlung. 

– Fischereiliche Auswirkungen von Gewässernutzungen oder Eingriffen 
in Gewässer sind häufig nicht unmittelbar erkennbar und erfordern 
fachkundige Sachverhaltsermittlung von Amts wegen. Eine 
Beschränkung auf "hinreichend konkret" vorgetragene Einwendungen 
birgt das Risiko, dass relevante Umweltfolgen unberücksichtigt 
bleiben. 

Wir regen an, im Gesetzestext oder zumindest in der Vollzugshinweisung 
klarzustellen, dass die neue Regelung nicht auf Verfahren angewendet werden 
darf, bei denen wasserrechtliche oder fischereiliche Belange tangiert werden, 
sowie dass die Behörde trotz pauschaler oder wenig substanziierter 
Einwendungen Dritter weiterhin zur Amtsermittlung verpflichtet bleibt, 
wenn die Sachlage dies objektiv erfordert. 

1.2 Sicherungsbescheid (Art. 42b BayVwVfG) 

Das neu eingeführte Instrument des Sicherungsbescheids soll 
Vorhabenträgern Planungssicherheit verschaffen, indem die maßgebliche 
Sach- und Rechtslage auf den Zeitpunkt der vollständigen 
Antragseinreichung fixiert wird. 

Wir verstehen das Anliegen der Verfahrensbeschleunigung, sehen jedoch 
folgendes Risiko: 

– Werden nach Einreichung der Antragsunterlagen neue Erkenntnisse 
über Gewässerökologie, Fischpopulationen oder fischereiliche 
Nutzungen gewonnen, können diese im weiteren 
Genehmigungsverfahren durch den Sicherungsbescheid unter 
Umständen nicht mehr berücksichtigt werden. 

– Insbesondere bei Vorhaben mit Auswirkungen auf Gewässer (z.B. 
Wasserkraftanlagen, Entnahmen, Gewässerausbau) kann die 
Fixierung auf einen frühen Beurteilungszeitpunkt zu einer 
Unterschätzung ökologischer Folgewirkungen führen. 

Wir bitten darum, im Rahmen der weiteren Beratungen sicherzustellen, dass 
der Sicherungsbescheid bei wasserrechtlichen Vorhaben nur unter dem 
Vorbehalt gewährt werden kann, dass nachträglich bekannt gewordene 
erhebliche Umweltauswirkungen weiterhin berücksichtigungsfähig bleiben. 
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1.3 Planfeststellungsverfahren: Fakultativer Erörterungstermin 
und Stichtagsregelung (Art. 73 f. BayVwVfG) 

Der bisher (zumindest teilweise) obligatorische Erörterungstermin (EÖT) 
wird fakultativ gestellt. Daneben wird die maßgebliche Rechtslage auf den 
Zeitpunkt der Planeinreichung fixiert. 

Der Erörterungstermin ist aus Verbandssicht ein zentrales Instrument der 
Bürgerbeteiligung und der Sachverhaltsaufklärung. Er ermöglicht es 
Fischereiverbänden, Fischereirechtsinhabern und anderen Betroffenen, ihre 
Einwendungen mündlich zu vertiefen und mit den Vorhabenträgern sowie 
Behörden zu erörtern. Eine Abschaffung des obligatorischen 
Erörterungstermins schwächt die Möglichkeit zur wirksamen Einflussnahme 
von Verbänden und Dritten auf das Planfeststellungsverfahren. Dies kann 
dazu führen, dass fischwirtschaftliche und gewässerökologische Belange 
weniger intensiv diskutiert und in den Planfeststellungsbeschluss 
eingearbeitet werden - was wiederum dem Beteiligungsgebot bei Vorhaben 
mit erheblichen Umweltauswirkungen widerspricht. 

Wir sprechen uns dafür aus, den Erörterungstermin bei 
Planfeststellungsverfahren mit Gewässerbezug weiterhin als Regel 
vorzusehen und lediglich in gut begründeten Ausnahmefällen auf ihn zu 
verzichten. 

 

2. Änderungen im Bayerischen Wassergesetz: Verlängerung der 
Prüfintervalle für Kleinkläranlagen (Art. 60 BayWG) 

Der Entwurf sieht folgende Änderungen bei den Prüfintervallen für 
Kleinkläranlagen vor: 

– Erstmalige Bescheinigung nach einer Bauabnahme erst nach drei 
Jahren (bisher sofort). 

– Verlängerung der regulären Prüffrist bei mängelfreien Anlagen von 
vier auf sechs Jahre. 

– Sonderregelungen bei Betreiberwechsel (Verkürzung auf zwei Jahre; 
Anzeigepflicht innerhalb von drei Monaten). 

In Bayern existieren nach der Gesetzesbegründung rund 80.000 
Kleinkläranlagen, die überwiegend im ländlichen Raum betrieben werden. 
Diese Anlagen können bei unzureichendem Betrieb oder nicht rechtzeitig 
erkannten Defekten erhebliche Auswirkungen auf die Qualität von 
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Fließgewässern und Grundwasser haben, was u.a. unmittelbar die Fischerei 
und die aquatische Biodiversität beeinträchtigt. 

Der LFV Bayern steht der Verlängerung der Prüfintervalle grundsätzlich 
aufgeschlossen gegenüber, sofern folgende zwingende Voraussetzungen 
gewährleistet sind: 

– Die Verlängerung auf sechs Jahre darf nur für Anlagen gelten, die 
nachweislich einwandfrei funktionieren und deren Wartung (gemäß 
DWA-A 221 und allgemeiner bauaufsichtlicher Zulassung) lückenlos 
dokumentiert ist. 

– Die zuständigen Behörden müssen weiterhin das Recht haben, bei 
begründeten Anhaltspunkten für Funktionsmängel jederzeit 
außerordentliche Überprüfungen anzuordnen – dies ist in der 
Begründung zwar erwähnt, sollte aber im Gesetzestext selbst klarer 
verankert sein. 

– Die Anzeigepflicht bei Betreiberwechsel ist zu begrüßen. Wir regen an, 
die Frist von drei Monaten auf einen Monat zu verkürzen, da im 
Übergang zwischen Betreibern erfahrungsgemäß Wartungslücken 
entstehen können. 

– Bei Anlagen in Einzugsgebieten besonders schutzwürdiger Gewässer 
(z.B. Laichgewässer, Gewässer des Netzes Natura 2000) sollten die 
alten Prüffristen beibehalten oder ggf. eine strengere Regelung 
getroffen werden.  

Wir empfehlen, in der Begründung oder in einem begleitenden 
Vollzugshinweis ausdrücklich auf die Pflicht der Behörden hinzuweisen, bei 
Verdacht auf Funktionsmängel – z.B. aufgrund von Gewässermessdaten oder 
Fischereibeobachtungen – anlassbezogen vorzugehen. 

3. Zusammenfassung und Bitte 

Der LFV Bayern begrüßt das Ziel des Fünften Modernisierungsgesetzes 
Bayern, bürokratische Lasten abzubauen und Verwaltungsverfahren zu 
beschleunigen. Wir weisen jedoch darauf hin, dass insbesondere die 
Einschränkung der Amtsermittlung, die Einführung des Sicherungsbescheids 
sowie die Fakultativstellung des Erörterungstermins in Bereichen, die 
Gewässer, Fischerei und aquatische Ökosysteme betreffen, sorgfältig 
ausgestaltet werden müssen. Keinesfalls darf die sowieso schon unter 
erheblichem Druck stehende aquatische Fauna davon negativ betroffen 
werden. 
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Wir bitten darum, unsere Anmerkungen in die weiteren Beratungen 
einzubeziehen und stehen für Rückfragen und ein ergänzendes Gespräch 
jederzeit zur Verfügung. 

 

 
Mit freundlichen Grüßen, 

 
 
 
 

i.A. Felix Wolfrum 
(M.Eng. Umweltingenieurwesen) 
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Stellungnahme zum Fünften Modernisierungsgesetz Bayern 
 
 

 

Wir begrüßen grundsätzlich die mit dem Entwurf eines Fünften Modernisierungsgesetzes Bay-
ern verfolgte Zielsetzung, Verwaltungsverfahren zu beschleunigen, Bürokratie abzubauen und 
Investitions- sowie Planungssicherheit zu stärken. Gerade private Eigentümer sind in beson-
derem Maße auf effiziente und rechtssichere Genehmigungs- und Planungsverfahren ange-
wiesen.  

1 Einführung eines Sicherungsbescheids (Art. 42 b BayVwVfG-E) 

Ausdrücklich zu begrüßen ist die Einführung des neuen Art. 42b BayVwVfG-E. Danach kann 
nach vollständiger Einreichung der Antragsunterlagen auf Antrag des Vorhabenträgers durch 
Verwaltungsakt festgelegt werden, dass für das Vorhaben die Sach- und Rechtslage sowie 
der Stand der Technik zum Zeitpunkt des Sicherungsbescheids maßgeblich bleiben. 

Diese Regelung stärkt die Planungssicherheit für private Eigentümer erheblich. Bauherren und 
Grundstückseigentümer dürfen nicht das Risiko tragen, dass sich während langwieriger Ge-
nehmigungsverfahren die rechtlichen Anforderungen verschärfen und dadurch zusätzliche 
Kosten entstehen oder gar die Realisierung des Vorhabens unmöglich wird. Der Sicherungs-
bescheid schafft hier einen sachgerechten Ausgleich zwischen den Interessen des Antragstel-
lers und den Anforderungen an eine ordnungsgemäße Prüfung. 

 

2 Beschränkung der Amtsermittlung bei Einwendungen Dritter 

(Art.24 Abs.1 Satz 3 BayVwVfG-E) 

Der vorgesehene Art. 24 Abs. 1 Satz 3 BayVwVfG-E ist positiv zu bewerten. Danach kann sich 
die Behörde bei Einwendungen Dritter auf die Prüfung konkret vorgetragener Tatsachen be-
schränken. 

Gerade im Bau- und Genehmigungsrecht führen pauschale oder unsubstantiiert erhobene Ein-
wendungen häufig zu erheblichen Verzögerungen. Es ist sachgerecht, dass Einwendungen 
nachvollziehbar und hinreichend konkret begründet werden müssen. Dies dient der Verfah-
rensbeschleunigung, ohne den Rechtsschutz Betroffener zu beeinträchtigen. 

 

3 Stichtagsregelungen im Planfeststellungsverfahren (Art. 73 Abs. 

1 Satz 3 und Art. 74 Abs. 1 Satz 3 BayVwVfG-E) 

Die Einführung von Stichtagsregelungen im Planfeststellungsverfahren ist aus unserer Sicht 
ein wichtiger Schritt zur Beschleunigung von Genehmigungsprozessen. Künftig sollen grund-
sätzlich die Rechtslage und die technischen Anforderungen maßgeblich sein, die zum Zeit-
punkt der Einreichung der Planunterlagen gelten. 
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Damit erhalten Vorhabenträger frühzeitig Klarheit darüber, nach welchen Regeln ihr Projekt 
geprüft wird. Da Planfeststellungsverfahren häufig mehrere Jahre dauern, kommt es nicht sel-
ten vor, dass sich während des laufenden Verfahrens rechtliche Vorgaben oder technische 
Standards ändern. Ohne eine Stichtagsregelung kann dies dazu führen, dass bereits einge-
reichte Unterlagen mehrfach überarbeitet, ergänzt oder neu erstellt werden müssen. Dies ver-
ursacht zusätzlichen Aufwand auf Seiten der Antragsteller und der Behörden und verlängert 
die Verfahren erheblich. Die vorgesehene Regelung schafft dadurch mehr Planungssicherheit 
und erhöht die Verlässlichkeit von Investitionsentscheidungen. 

4 Fakultative Durchführung von Erörterungsterminen (Art.73 Abs.6 

Satz 1 BayVwVfG-E) 

Die Umwandlung des Erörterungstermins von einer zwingenden in eine fakultative Verfahrens-
stufe wird grundsätzlich begrüßt. Soweit keine klärungsbedürftigen Sachfragen bestehen, 
kann auf einen oftmals lediglich formalen Verfahrensschritt verzichtet werden. Dadurch lassen 
sich Planungs- und Genehmigungsverfahren beschleunigen. Allerdings sollte sichergestellt 
werden, dass bei komplexen Vorhaben oder bei gewichtigen Einwendungen weiterhin eine 
ausreichende Beteiligung der Betroffenen gewährleistet bleibt. 

 

5 Verlängerung der Prüffristen bei Kleinkläranlagen (Art.60 Abs.1 

BayWG-E) 

Die Änderung des Art. 60 Abs. 1 BayWG wird ausdrücklich begrüßt. Die Verlängerung der 
Prüfintervalle von vier auf sechs Jahre sowie die erstmalige Vorlagepflicht erst drei Jahre nach 
der Bauabnahme entlasten Eigentümer von unnötigem Verwaltungsaufwand und reduzieren 
laufende Kosten. Diese Regelung trägt dem Umstand Rechnung, dass technisch einwandfreie 
Anlagen keiner übermäßigen Kontrollintensität bedürfen. 

 

6 Einsatz automatisierter Verfahren und Künstlicher Intelligenz 

(Art.10 Satz 3 und Art. 35 Satz 3 BayVwVfG-E) 

Wir begrüßen ausdrücklich die Bemühungen des Freistaats, Verwaltungsverfahren zu moder-
nisieren und digitale Technologien stärker zu nutzen. Gerade im Bereich standardisierter Mas-
senvorgänge können automatisierte Verfahren zu einer Beschleunigung beitragen und die 
knappen personellen Ressourcen der Verwaltung entlasten. Für private Haus-, Wohnungs- 
und Grundeigentümer sind schnelle, transparente und verlässliche Genehmigungs- und Ver-
waltungsverfahren von erheblicher Bedeutung. 

Gleichzeitig begegnen die vorgesehenen Änderungen des Art. 10 Satz 3 und des Art. 35 Satz 
3 BayVwVfG-E erheblichen rechtsstaatlichen Bedenken. Während § 35a VwVfG des Bundes 
den vollautomatisierten Erlass von Verwaltungsakten ausdrücklich auf gebundene Entschei-
dungen beschränkt, enthält der bayerische Gesetzentwurf eine derartige Begrenzung nicht. 
Die Regelungen sind entwicklungsoffen ausgestaltet und eröffnen damit perspektivisch auch 
den Einsatz Künstlicher Intelligenz in Bereichen, in denen wertende Entscheidungen und Er-
messensausübungen erforderlich sind. 
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Gerade im Bau- und Genehmigungsrecht sind Entscheidungen häufig von einer Vielzahl indi-
vidueller Umstände geprägt. Die Berücksichtigung nachbarlicher Belange, die Würdigung aty-
pischer Sachverhalte sowie die Abwägung widerstreitender Interessen stellen keine rein sche-
matischen Vorgänge dar. Vielmehr handelt es sich um klassische Ermessensentscheidungen, 
deren Besonderheit gerade darin liegt, dass der Gesetzgeber die Entscheidung bewusst ei-
nem verantwortlichen Amtsträger überträgt. Die Ausübung von Ermessen ist Ausdruck rechts-
staatlicher Verantwortungszuweisung und dient der Einzelfallgerechtigkeit. 

Künstliche Intelligenz kann wertvolle Unterstützung leisten, etwa bei der Erfassung und Aus-
wertung von Unterlagen, bei der Erkennung unvollständiger Anträge oder bei der Identifizie-
rung von Standardfällen. Sie kann Verwaltungsverfahren vorbereiten und beschleunigen. Die 
eigentliche Rechtsanwendung und insbesondere die Ausübung von Ermessen setzen jedoch 
eine wertende Entscheidung voraus. Hierfür reicht die Berechnung von Wahrscheinlichkeiten 
oder das Erkennen statistischer Muster nicht aus. 

Wir regen deshalb an, die vorgesehenen Regelungen an die Wertungen des §35 a VwVfG 
anzulehnen und ausdrücklich klarzustellen dass vollständig automatisierte Verwaltungsakte 
nur bei gebundenen Entscheidungen ohne Ermessens- oder Beurteilungsspielräume zulässig 
sind.  

 

7 Beteiligung der Verbände und Landesplanung  

Die Staatsregierung hat zuletzt im Zusammenhang mit den Änderungen des Bayerischen Lan-
desplanungsgesetzes ausdrücklich klargestellt, dass trotz der Vereinfachung von Beteili-
gungsverfahren die Mitwirkung der Verbände weiterhin gewährleistet bleibt. Auch nach dem 
Wegfall einzelner formaler Beteiligungspflichten sollen die im Landesplanungsbeirat vertrete-
nen Organisationen weiterhin im Rahmen der Aufstellung des Landesentwicklungsprogramms 
angehört werden. 

Wir begrüßen diese Zusage ausdrücklich. Verwaltungsvereinfachung darf nicht zu einem Ab-
bau fachlicher Expertise oder einer Einschränkung der Beteiligungsmöglichkeiten der gesell-
schaftlichen Gruppen führen. 

 

8 Fazit 

Der Gesetzentwurf enthält sinnvolle Maßnahmen zur Beschleunigung und Vereinfachung von 
Verwaltungsverfahren. Wir unterstützen daher die Zielrichtung des Gesetzentwurfs. Im weite-
ren Gesetzgebungsverfahren sollte jedoch darauf geachtet werden, dass Verfahrensbeschleu-
nigung und Digitalisierung nicht zulasten von Transparenz, Einzelfallgerechtigkeit und Beteili-
gungsmöglichkeiten gehen. 
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Datum Ihr/e Ansprechpartner/in Telefon E-Mail  

01.07.2026 Wilfried Mück  089 54497-0 info@freie-wohlfahrtspflege-bayern.de  

Deregulierung und Entbürokratisierung – Fünftes 

Modernisierungsgesetz Bayern: Stellungnahme der Freien 

Wohlfahrtspflege Bayern und des Lebenshilfe-Landesverbands 

Bayern  

Sehr geehrte Frau Staatsrätin, 

im Namen der Freien Wohlfahrtspflege Bayern und dem Lebenshilfe Landesverband bedanke 

ich mich für die Möglichkeit zur Stellungnahme zum Fünften Modernisierungsgesetz Bayern 

(5. ModG).  

Mit diesem Gesetz möchte die Staatsregierung an die Modernisierungsgesetze eins bis vier 

anknüpfen und weitere Maßnahmen zur Deregulierung und Entbürokratisierung im Landes-

recht umsetzen. Grundsätzlich begrüßen wir alle Initiativen und Bestrebungen der Staatsre-

gierung zur Entbürokratisierung von Vorschriften und Verfahren, wenn diese mehr Aufwand 

verursachen als Nutzen bringen oder sich als nicht zielführend erweisen. Zu den folgenden 

Punkten im 5. ModG möchten wir gerne Stellung beziehen: 

Zu § 2 Nr. 1 des 5. ModG: Änderung des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 

Die Freie Wohlfahrtspflege Bayern begrüßt grundsätzlich die Modernisierung von Verwal-

tungsverfahren durch vollständig automatisierte Einrichtungen und den Einsatz Künstlicher In-

telligenz, sofern die rechtlichen Vorgaben, insbesondere zu Datenschutz, Barrierefreiheit, 

Transparenz und Rechtsschutz, umfassend gewahrt bleiben. Automatisierte und digitalisierte 

Verfahren können einen wichtigen Beitrag zum Bürokratieabbau und zur Entlastung von Leis-

tungsberechtigten, Leistungserbringern und Verwaltungen leisten. 

Gleichzeitig betreffen Verwaltungsentscheidungen über Menschen mit psychischen Erkran-

kungen und Menschen mit Behinderungen häufig komplexe persönliche Lebenslagen. Gerade 

in den Bereichen Teilhabe, Unterstützung, Unterbringung, Beratung und Leistungsgewährung 

dürfen automatisierte Verfahren nicht zu einer schematischen Bewertung individueller Bedarfe 

führen. 

 

 
Bayerische Staatskanzlei 
Frau Staatsrätin Karolina Gernbauer 
Franz-Josef-Strauß-Ring 1 
80539 München 
 
- per E-Mail: ReferatBII4@stk.bayern.de - 
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Aus Sicht der Freien Wohlfahrtspflege Bayern muss daher sichergestellt werden, dass indivi-

duelle Bedarfe berücksichtigt, menschliche Prüf- und Korrekturmöglichkeiten vorgesehen und 

Menschen mit kognitiven, psychischen, sprachlichen oder kommunikativen Beeinträchtigun-

gen bei der Nutzung digitaler Verfahren ausreichend unterstützt werden. KI-gestützte Ent-

scheidungen müssen für Betroffene und ihre gesetzlichen Vertreterinnen und Vertreter trans-

parent und nachvollziehbar sein. Automatisierung und KI dürfen nicht zu Standardisierung zu-

lasten individueller Teilhabeansprüche führen.  

Zu § 2 Nr. 2 des 5. ModG: Änderung des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 

Die vorgesehene Möglichkeit, die Prüfung von Einwendungen Dritter auf konkret vorgetragene 

Tatsachen zu beschränken, kann zu einer Vereinfachung und Beschleunigung von Genehmi-

gungsverfahren führen. 

Dies ist vor dem Hintergrund des Ausbaus von Betreuungsplätzen positiv zu bewerten. Gleich-

zeitig ist kritisch zu berücksichtigen, dass eingeschränkte Beteiligungsmöglichkeiten die Ak-

zeptanz von Vorhaben vor Ort beeinträchtigen können. Es besteht die Gefahr, dass Konflikte 

nicht gelöst, sondern lediglich in spätere Phasen verlagert werden. 

Zu § 2 Nr. 4 des 5. ModG: Änderung des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 

Mit den vorgesehenen Änderungen im Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetz wird die 

Durchführung von Verwaltungsverfahren mittels vollständig automatisierter Einrichtungen zu-

gelassen. Die Regelungen sind grundsätzlich positiv zu bewerten, da sie zu einer Beschleuni-

gung von Verfahren, z.B. bei Betriebserlaubnissen, Förderverfahren oder Bauvorhaben bei-

tragen und sowohl Träger als auch Verwaltung entlasten können. Gleichzeitig bestehen Her-

ausforderungen in Bezug auf die Sicherstellung von Transparenz, Nachvollziehbarkeit und 

Rechtsschutz. Insbesondere bei automatisierten Entscheidungen ist sicherzustellen, dass Ent-

scheidungsprozesse hinreichend überprüfbar bleiben, effektive Rechtsbehelfe gewährleistet 

sind und unklare Fälle sowie Einzelfallbewertungen nach wie vor final durch Fachkräfte ent-

schieden werden. 

Zu § 2 Nr. 5 des 5. ModG: Änderung des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 

Mit der Einführung des Sicherungsbescheids wird eine frühzeitige Festlegung der maßgebli-

chen Sac-h und Rechtslage ermöglicht. 

Dies ist positiv zu bewerten, da hierdurch die Planungssicherheit für Träger erhöht wird. Ins-

besondere bei Bau- und Erweiterungsvorhaben im Bereich der Kindertagesbetreuung können 

so verlässlichere Rahmenbedingungen geschaffen werden. Kritische Aspekte sind in diesem 

Zusammenhang derzeit nicht ersichtlich. 

Zu §§ 5-10 des 5. ModG 

Weitere Maßnahmen betreffen unter anderem kommunale Bekanntmachungen in Krisensitu-

ationen sowie den Abbau formaler Nachweispflichten (§§ 5–10). 

Diese Regelungen tragen insgesamt zur Stabilisierung von Verwaltungsabläufen und zur Re-

duzierung bürokratischer Anforderungen bei. Gleichzeitig ist kritisch anzumerken, dass erwei-

terte Handlungsspielräume zu unterschiedlichen Vollzugspraxen zwischen den Kommunen 

führen können, was die Einheitlichkeit der Verwaltungsverfahren beeinträchtigen könnte. 
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Zu § 14 des 5. ModG: Änderung des Bayerischen Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetzes 

1. Die Freie Wohlfahrtspflege Bayern beteiligt sich mit großem Engagement an der Intermi-

nisteriellen Arbeitsgruppe (IMAG) PsychKHG, in der die gesetzlichen und untergesetzli-

chen Grundlagen des Handelns staatlicher, kommunaler sowie nichtstaatlicher Akteure im 

Bereich der Abwehr von Gefahren durch schwer psychisch erkrankte Menschen analysiert 

und auf ihre Wirksamkeit hin geprüft werden. Das Unterbringungswesen war und ist hierbei 

ein wesentlicher Gegenstand der Bearbeitung. Da die Arbeit der IMAG noch nicht abge-

schlossen ist, sind wir irritiert, dass mit § 14 im Entwurf des 5. ModG schon vorzeitig ein 

Artikel im PsychKHG geändert werden soll. 

2. Unsere Irritation wird inhaltlich verstärkt, da weder die Vertreterinnen und Vertreter des 

StMI und der Polizei noch der Kreisverwaltungsbehörden (KVB) und der Gesundheitsäm-

ter in der IMAG die Artikel 11 und 12 des PsychKHG als Problemfeld bzw. als effektives 

Handeln einschränkende Regelungen benannt haben. 

3. Auch aus der Vollzugspraxis lässt sich ein gesetzlicher Handlungsbedarf, wie er in der 

Begründung des Gesetzesentwurfs skizziert wird, nicht ableiten. Die Zahl der von der Po-

lizei durchgeführten sofort-vorläufigen Unterbringungen ist stabil weitaus höher als von den 

KVB durchgeführten. Wie wir aus unserer gemeindepsychiatrischen Praxis, insbesondere 

den Krisendiensten in Bayern wissen, geht die Polizei in eskalierenden Situationen selbst-

bewusst und - wenn weitere Fachkräfte vor Ort sind - auch zunehmend kooperativ vor, 

ohne erkennen zu lassen, dass ihr Handeln durch den Nachrang in Art. 12 PsychKHG 

eingeschränkt würde. Da es zudem in jedem Fall polizeilichen Handelns im Unterbrin-

gungswesen eine Information an die KVB gibt, ist auch nicht erkennbar, von welchen bü-

rokratischen Lasten die polizeiliche Sachbearbeitung durch die Aufhebung des Nachrangs 

entlastet werden sollte. 

4. Nach unserem Dafürhalten würde die faktische Aufhebung des Nachrangs polizeilichen 

Handelns bei der Unterbringung in die völlig falsche Richtung gehen. Anstatt die völlig 

richtige Systematik des polizeilichen Handelns als letztem notwendigen Mittel, wenn an-

dere, mildere Mittel nicht ausgereicht haben, zu konterkarieren, müsste eine Stärkung der 

KVB als ordnungsrechtliche und mit dem Hilfesystem vernetzte Behörde Ziel des Gesetz-

gebers sein. 

5. Die von § 14 des 5. ModG ausgehende Botschaft an die von einer psychischen Erkrankung 

betroffenen Menschen, in Krisensituationen verstärkt auf polizeiliches Handeln zu setzen, 

widerspricht der bislang im Rahmen der IMAG in der Staatsregierung wahrzunehmenden 

Haltung, sich eng am Prinzip der Ultima Ratio und am Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

zu orientieren. Es läuft auch dem Bemühen entgegen, den Personenkreis psychisch er-

krankter Menschen nicht zu stigmatisieren. 

Da wir den Begründungen zu § 14 des 5. ModG inhaltlich nicht folgen können und nicht er-

kennbar ist, wie hier ein Entbürokratisierungsmehrwert erzeugt werden soll, appellieren wir an 

die Staatskanzlei, § 14 ersatzlos zu streichen. Sollte es noch weitere, in der Begründung nicht 

aufgeführte Beweggründe für den § 14 geben, können diese in der IMAG mit allen relevanten 

Akteuren besprochen werden. 

Zu § 32 des 5. ModG: Änderung des Bayerischen Sozialberufe-Anerkennungsgesetzes 

Durch Änderungen im Bereich der Anerkennung von Berufsabschlüssen wird unter anderem 

ermöglicht, englischsprachige Zeugnisse ohne Übersetzung anzuerkennen. Diese Regelung 
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ist vor dem Hintergrund des Fachkräftemangels im frühpädagogischen Bereich positiv zu be-

werten, da sie den Zugang für internationale Fachkräfte erleichtert. Gleichzeitig kann sich im 

Einzelfall ein erhöhter Prüfaufwand ergeben, insbesondere wenn Qualifikationen schwer ver-

gleichbar sind oder eine einheitliche Anerkennungspraxis nicht gewährleistet ist. 

Für Rückfragen und vertiefende Gespräche stehen wir selbstverständlich gerne zur Verfü-

gung. 

Die Freie Wohlfahrtspflege Bayern ist im Bayerischen Lobbyregister unter der Nummer DE-

BYLT0378 registriert.  

Mit freundlichen Grüßen 

 
Wilfried Mück 

Geschäftsführer 
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Fünftes Modernisierungsgesetz Bayern; 

LBV-Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Bayerischen Staatsregierung im Rah-

men der Verbandsanhörung 

 

Sehr geehrter Herr MR Bronnen, sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der LBV - Landesbund für Vogel- und Naturschutz in Bayern e.V. bedankt sich für die An-

hörung im o.a. Gesetzgebungsverfahren und gibt dazu folgende Stellungnahme ab: 

 

Vorbemerkung 

Der LBV erkennt das Ziel einer leistungsfähigen, effizienten und bürgernahen Verwal-

tung ausdrücklich an. Maßnahmen zur Verwaltungsvereinfachung und Verfahrensbe-

schleunigung können einen wichtigen Beitrag zur Verbesserung staatlichen Handelns 

leisten. 

Gleichzeitig ist sicherzustellen, dass Verfahrensbeschleunigung und Verwaltungsverein-

fachung nicht zulasten einer sachgerechten Berücksichtigung naturschutzfachlicher Be-

lange erfolgen. Dies gilt insbesondere für Verfahren, in denen Entscheidungen auf na-

turschutzfachlichen Datengrundlagen, Prognosen und Bewertungen beruhen. 

Naturschutzfachliche Belange werden in Planungs- und Genehmigungsverfahren häufig 

erst durch aktuelle Datengrundlagen, fachliche Prüfungen sowie die Beteiligung von 

Fachbehörden und Umweltverbänden sichtbar. Diesen Elementen kommt daher für die 

Qualität und Akzeptanz behördlicher Entscheidungen eine besondere Bedeutung zu. 

Landesgeschäftsstelle 

Eisvogelweg 1 

91161 Hilpoltstein 

Telefon: 09174 / 47 75 7029 

Telefax: 09174 / 47 75 70 75 

info@lbv.de | www.lbv.de 
 
 
 
 
Helmut Beran 

Geschäftsführer  

Naturschutzpolitik  

E-Mail: helmut.beran@lbv.de 

 

 03.07.2026 

 

LBV | Postfach 1380 | 91157 Hilpoltstein 

 

Bayerische Staatskanzlei 

Abt. Gesetzgebung und Recht (BII) 

Franz-Josef-Strauß-Ring 1 

80539 München 

 

 

 

mailto:ReferatBII4@stk.bayern.de


  

 

Seite 2 von 7 

 

Der LBV beschränkt seine Stellungnahme auf diejenigen Regelungen des Gesetzent-

wurfs, die aus naturschutzfachlicher Sicht von besonderer Relevanz sind. 

 

Gesamtbewertung 

Der Gesetzentwurf verfolgt das Ziel der Verwaltungsvereinfachung, Verfahrensbeschleu-

nigung und Entlastung der Verwaltung. Er fügt sich damit in eine Reihe von Gesetzesän-

derungen auf Bundes- und Landesebene ein, die in den vergangenen Jahren auf eine 

Beschleunigung von Planungs-, Genehmigungs- und Bauverfahren ausgerichtet waren. 

Verfahrensbeschleunigung und Verwaltungsvereinfachung sind legitime politische Ziele. 

Sie dürfen jedoch nicht dazu führen, dass fachliche Prüfungen, aktuelle naturschutzfach-

liche Erkenntnisse oder Beteiligungsmöglichkeiten schrittweise an Bedeutung verlieren. 

Der LBV sieht die Gefahr, dass die Summe mehrerer Beschleunigungs-, Modernisie-

rungs- und Deregulierungsvorhaben langfristig zu einer Schwächung fachlicher Prüf- 

und Beteiligungsmöglichkeiten führen kann. Die Auswirkungen einzelner Regelungen 

sollten daher nicht nur isoliert, sondern auch im Zusammenhang mit anderen Gesetzes-

änderungen betrachtet werden. 

Aus Sicht des LBV besteht die Herausforderung darin, Verfahrensbeschleunigung und 

Planungssicherheit mit der notwendigen fachlichen Qualität naturschutzfachlicher Prü-

fungen in Einklang zu bringen. Gerade bei langfristigen Infrastruktur- und Genehmi-

gungsvorhaben darf die Beschleunigung von Verfahren nicht zulasten der Berücksichti-

gung relevanter neuer Erkenntnisse gehen. 

Besondere Bedeutung kommt aus Sicht des LBV den vorgesehenen Regelungen zum Si-

cherungsbescheid sowie den geplanten Stichtagsregelungen in Planfeststellungsverfah-

ren zu. Diese betreffen die Frage, in welchem Umfang naturschutzfachliche Erkennt-

nisse, die im Verlauf langjähriger Verfahren gewonnen werden, bei der abschließenden 

Entscheidung berücksichtigt werden können. 

Darüber hinaus bewertet der LBV die vorgesehene Flexibilisierung des Erörterungster-

mins kritisch, da dieser bei fachlich komplexen Vorhaben einen wichtigen Beitrag zur 

Klärung naturschutzfachlicher Fragestellungen leisten kann. 

 

Zu § 2 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz 

Art. 42b BayVwVfG-E – Sicherungsbescheid 

Regelungsinhalt 

Der Gesetzentwurf sieht die Einführung eines Sicherungsbescheids vor. Hierdurch soll 

bereits vor der eigentlichen Genehmigungsentscheidung verbindlich festgestellt werden 

können, welche Sach- und Rechtslage für das weitere Verfahren maßgeblich ist. Ziel der 
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Regelung ist insbesondere die Erhöhung der Planungs- und Investitionssicherheit bei 

komplexen Genehmigungsverfahren. 

Naturschutzfachliche Bewertung 

Der LBV erkennt das Anliegen an, für langjährige Genehmigungsverfahren mehr Pla-

nungssicherheit zu schaffen. 

Gleichzeitig weist der LBV darauf hin, dass naturschutzfachliche Bewertungen regelmä-

ßig auf Erkenntnissen beruhen, die sich im Verlauf eines Verfahrens weiterentwickeln 

können. Zwischen Antragstellung, Sicherungsbescheid und Genehmigungsentscheidung 

können zusätzliche Erkenntnisse zu Artenvorkommen, Lebensräumen oder den Auswir-

kungen eines Vorhabens gewonnen werden. 

Aus Sicht des LBV sollte deshalb sichergestellt werden, dass der Sicherungsbescheid 

nicht dazu führt, dass erhebliche neue naturschutzfachliche Erkenntnisse im weiteren 

Verfahren unberücksichtigt bleiben. 

Dies gilt insbesondere für Vorhaben mit Auswirkungen auf geschützte Arten, geschützte 

Lebensräume oder Natura-2000-Gebiete, bei denen die fachliche Bewertung maßgeblich 

von der Qualität und Vollständigkeit der zugrunde liegenden Erkenntnisse abhängt. 

Forderung 

Der LBV bittet um Klarstellung, dass nach Erlass eines Sicherungsbescheids bekanntwer-

dende erhebliche naturschutzfachliche Erkenntnisse weiterhin berücksichtigt werden. 

 

Art. 73 Abs. 1 Satz 3 und Art. 74 Abs. 1 Satz 3 BayVwVfG-E – Stichtagsregelungen 

Regelungsinhalt 

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass für Planfeststellungsverfahren und Planfeststellungs-

beschlüsse künftig die Rechtslage und der Stand der Technik zu einem früheren Verfah-

renszeitpunkt maßgeblich bleiben können. Ziel der Regelung ist insbesondere die Erhö-

hung der Planungs- und Investitionssicherheit sowie die Beschleunigung komplexer Ver-

fahren. 

Naturschutzfachliche Bewertung 

Der LBV erkennt das Anliegen an, langjährige Planfeststellungsverfahren effizienter zu 

gestalten. 

Gleichzeitig weist der LBV darauf hin, dass naturschutzfachliche Bewertungen regelmä-

ßig auf Datengrundlagen beruhen, deren Aussagekraft von den konkreten Umständen 

des Einzelfalls abhängt. Die fachliche Eignung naturschutzfachlicher Datengrundlagen 

kann daher nicht allein anhand ihres Alters beurteilt werden. 
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Je nach Schutzgut, Artengruppe, Lebensraumtyp oder räumlicher Dynamik können sich 

naturschutzfachlich relevante Rahmenbedingungen im Verlauf eines Verfahrens verän-

dern oder durch zusätzliche Untersuchungen genauer erfasst werden. Dies betrifft ins-

besondere Artenvorkommen, Lebensräume sowie die Bewertung möglicher Auswirkun-

gen auf Natura-2000-Gebiete. 

Aus Sicht des LBV sollte im weiteren Gesetzgebungsverfahren geprüft werden, wie die 

vorgesehenen Stichtagsregelungen mit naturschutzrechtlichen Spezialregelungen zu-

sammenspielen und wie die Berücksichtigung erheblicher neuer naturschutzfachlicher 

Erkenntnisse sichergestellt werden kann. 

Die vorgesehenen Stichtagsregelungen sollten nicht dazu führen, dass die Berücksichti-

gung nachträglich gewonnener erheblicher naturschutzfachlicher Erkenntnisse er-

schwert wird. Gerade bei langfristigen Infrastrukturvorhaben ist es wichtig, dass die 

fachliche Belastbarkeit naturschutzfachlicher Bewertungen während des gesamten Ver-

fahrens gewährleistet bleibt. 

Forderung 

Der LBV bittet um Klarstellung, dass die vorgesehenen Stichtagsregelungen die Berück-

sichtigung erheblicher neuer naturschutzfachlicher Erkenntnisse nicht ausschließen und 

die naturschutzfachliche Bewertung weiterhin auf einer fachlich belastbaren Grundlage 

erfolgt. 

 

Art. 73 Abs. 6 BayVwVfG-E – Erörterungstermin 

Regelungsinhalt 

Der Gesetzentwurf sieht vor, den Erörterungstermin künftig als Kann-Vorschrift auszu-

gestalten. Die zuständige Behörde kann danach auf die Durchführung eines Erörte-

rungstermins verzichten. 

Naturschutzfachliche Bewertung 

Der LBV erkennt an, dass Erörterungstermine in einzelnen Verfahren entbehrlich sein 

können. 

Gleichzeitig leisten Erörterungstermine insbesondere bei fachlich komplexen Vorhaben 

einen wichtigen Beitrag zur Klärung offener Fragen und zur Transparenz des Verfahrens. 

Sie ermöglichen den unmittelbaren Austausch zwischen Vorhabenträgern, Behörden, 

Gutachtern, Umweltverbänden und weiteren Einwendern. 

Aus naturschutzfachlicher Sicht können Erörterungstermine dazu beitragen, unter-

schiedliche fachliche Bewertungen zu diskutieren, Kartierungslücken oder methodische 

Fragen zu erkennen, Auswirkungen von Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen zu 

erörtern, Konflikte bereits im Verwaltungsverfahren zu klären. 
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Der LBV sieht daher die Gefahr, dass ein regelmäßiger Verzicht auf Erörterungstermine 

die Möglichkeiten des unmittelbaren fachlichen Austauschs und der frühzeitigen Kon-

fliktlösung verringern kann. 

Forderung 

Der LBV bittet darum, bei umweltrelevanten oder fachlich komplexen Vorhaben auch 

künftig regelmäßig einen Erörterungstermin durchzuführen. 

 

Art. 24 Abs. 1 Satz 3 BayVwVfG-E – Prüfung von Einwendungen Dritter 

Regelungsinhalt 

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass die Behörde bei Genehmigungs- und Erlaubnisverfah-

ren ihre Prüfung auf hinreichend konkret vorgetragene Tatsachen beschränken kann. 

Naturschutzfachliche Bewertung 

Nach der Gesetzesbegründung soll die Regelung klarstellenden Charakter haben und 

die bereits bestehende Möglichkeit der Behörde verdeutlichen, die Prüfung von Einwen-

dungen auf hinreichend konkret vorgetragene Tatsachen zu beschränken. 

Aus Sicht des LBV sollte jedoch vermieden werden, dass die ausdrückliche Hervorhe-

bung dieser Möglichkeit in der Praxis zu erhöhten Anforderungen an die Konkretisie-

rung naturschutzfachlicher Einwendungen führt. 

Umweltverbände können wichtige Hinweise auf naturschutzfachlich relevante Sachver-

halte in Verfahren einbringen. Solche Hinweise liegen nicht immer bereits in Form voll-

ständig belegter Tatsachen oder gutachterlicher Nachweise vor, sondern können Anlass 

für weitergehende fachliche Ermittlungen sein. 

Forderung 

Der LBV bittet um Klarstellung, dass die neue Regelung nicht dazu führt, dass plausible 

Hinweise auf naturschutzfachlich relevante Sachverhalte allein deshalb unberücksichtigt 

bleiben, weil sie noch nicht durch eigene Ermittlungen oder Gutachten vollständig belegt 

sind. Die Ermittlung und Bewertung entscheidungserheblicher Tatsachen bleibt Aufgabe 

der zuständigen Behörde. 

 

Art. 10 Satz 3 und Art. 35 Satz 3 BayVwVfG-E – KI und automatisierte Verwaltungs-

entscheidungen 

Naturschutzfachliche Bewertung 

Der LBV hat keine grundsätzlichen Einwände gegen den Einsatz digitaler Verfahren zur 

Verwaltungsvereinfachung. 
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Gleichzeitig ist zu berücksichtigen, dass naturschutzfachliche Entscheidungen häufig auf 

Prognosen, Bewertungen und einzelfallbezogenen fachlichen Einschätzungen beruhen. 

Gerade bei komplexen naturschutzfachlichen Fragestellungen müssen Nachvollziehbar-

keit, Transparenz und fachliche Verantwortung gewährleistet bleiben. 

Forderung 

Der LBV bittet darum sicherzustellen, dass bei Entscheidungen mit erheblichem natur-

schutzfachlichem Beurteilungs- oder Prognosespielraum die fachliche Verantwortung 

und Nachvollziehbarkeit der Entscheidung gewahrt bleiben. 

 

Kumulative Wirkung mehrerer Gesetzesänderungen 

Der LBV betrachtet die Regelungen des vorliegenden Gesetzentwurfs nicht isoliert. Der 

Gesetzentwurf steht vielmehr im Kontext einer Vielzahl von Gesetzesänderungen auf 

Bundes- und Landesebene, die in den vergangenen Jahren auf Verfahrensbeschleuni-

gung, Verwaltungsvereinfachung und den Abbau rechtlicher und administrativer Hemm-

nisse ausgerichtet waren. 

Hierzu zählen unter anderem Änderungen des Bundesnaturschutzrechts im Zusammen-

hang mit dem Ausbau erneuerbarer Energien, verschiedene Beschleunigungsgesetze 

des Bundes, die Novellierungen der Bayerischen Bauordnung sowie das Vierte Moderni-

sierungsgesetz des Freistaats Bayern. 

Das Fünfte Modernisierungsgesetz setzt diese Entwicklung fort und betrifft nun zusätz-

lich die behördliche Sachverhaltsermittlung, die Ausgestaltung von Beteiligungsverfah-

ren sowie die Berücksichtigung naturschutzfachlicher Erkenntnisse in langfristigen Ge-

nehmigungs- und Planfeststellungsverfahren. 

Aus Sicht des LBV sollten die Auswirkungen solcher Gesetzesänderungen nicht nur je-

weils für sich betrachtet, sondern auch in ihrer Gesamtheit bewertet werden. Von be-

sonderer Bedeutung ist dabei die Frage, wie sich die Summe mehrerer aufeinanderfol-

gender Beschleunigungs- und Modernisierungsvorhaben langfristig auf fachliche Prü-

fungen, Beteiligungsmöglichkeiten, Transparenz sowie die Qualität naturschutzfachli-

cher Entscheidungsgrundlagen auswirkt. 

Der LBV hält es daher für erforderlich, die kumulativen Auswirkungen dieser Entwicklun-

gen auf naturschutzfachliche Prüfungen, Beteiligungsmöglichkeiten und die Berücksich-

tigung naturschutzfachlicher Belange im weiteren Gesetzgebungsverfahren ausdrücklich 

zu berücksichtigen. 

 

Forderungen des LBV 

Vor dem Hintergrund der dargestellten naturschutzfachlichen Bewertung bittet der LBV 

um Berücksichtigung der folgenden Punkte im weiteren Gesetzgebungsverfahren: 
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1. Sicherstellung, dass nach Erlass eines Sicherungsbescheids bekannt werdende 

erhebliche naturschutzfachliche Erkenntnisse weiterhin berücksichtigt werden. 

2. Klarstellung, dass die vorgesehenen Stichtagsregelungen die Berücksichtigung er-

heblicher neuer naturschutzfachlicher Erkenntnisse nicht ausschließen und na-

turschutzfachliche Bewertungen weiterhin auf einer fachlich belastbaren Grund-

lage erfolgen. 

3. Regelmäßige Durchführung von Erörterungsterminen bei umweltrelevanten oder 

fachlich komplexen Vorhaben. 

4. Klarstellung, dass plausible Hinweise auf naturschutzfachlich relevante Sachver-

halte auch dann berücksichtigt werden können, wenn sie noch nicht durch ei-

gene Ermittlungen oder Gutachten vollständig belegt sind. 

5. Sicherstellung von Nachvollziehbarkeit, Transparenz und fachlicher Verantwor-

tung bei automatisierten oder KI-gestützten Verwaltungsentscheidungen mit na-

turschutzfachlichem Beurteilungs- oder Prognosespielraum. 

6. Prüfung der kumulativen Auswirkungen mehrerer parallel oder zeitlich aufeinan-

derfolgender Gesetzesänderungen auf Transparenz, fachliche Kontrolle, Beteili-

gungsmöglichkeiten und die Berücksichtigung naturschutzfachlicher Belange. 

 

Mit freundlichen Grüßen  

 

  

 

         

Helmut Beran     
Dipl.-Biol. 

Geschäftsführer  

Naturschutzpolitik  

 



 

 

Stellungnahme des Bayerischen Philologenverbandes zum Entwurf  

des Fünften Modernisierungsgesetzes Bayern 

München, 06.07.2026 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

vielen Dank, dass der Bayerische Philologenverband die Gelegenheit bekommt, eine Stellung-

nahme zum o. g. Gesetzentwurf abgeben zu können. 

Der Bayerische Philologenverband begrüßt, dass der Freistaat Bayern weitere Deregulierungs- 

und Entbürokratisierungsmaßnahmen umsetzt. Im Folgenden nehmen wir Stellung zu § 2 Än-

derung des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) und hier im Beson-

deren zu Art. 10 Satz 3. 

Nichtförmlichkeit des Verwaltungsverfahrens (Art. 10 neuer Satz 3 BayVwVfG) 

Die Zulassung des Einsatzes von Künstlicher Intelligenz und vollständig automatischer Ein-

richtungen in der Durchführung von Verwaltungsverfahren kann zur Entlastung der Verwal-

tung sowie zu einer schnelleren und effizienteren Bearbeitung von Vorgängen beitragen.  

Dabei sollten aus unserer Sicht drei Aspekte berücksichtigt werden: 

• Transparenz 

Es muss sichergestellt werden, dass Entscheidungen, die ganz oder teilweise auf KI be-

ruhen, eindeutig gekennzeichnet werden. Betroffene müssen erkennen können, ob eine 

Entscheidung von einer Person oder durch ein automatisiertes System vorbereitet 

und/oder getroffen wurde. Nur durch Transparenz kann das notwendige Vertrauen in 

digitale Verwaltungsverfahren geschaffen und erhalten werden. 

• Möglichkeit des Widerspruchs 

Darüber hinaus muss ein Widerspruch gegen KI-gestützte Verwaltungsverfahren jeder-

zeit möglich sein. Bürgerinnen und Bürger dürfen nicht auf eine rein automatisierte Be-

arbeitung verwiesen werden. Es sollte stets die Möglichkeit bestehen, eine menschliche 

Überprüfung der Entscheidung zu verlangen. Dies dient dem Rechtsschutz und der 

Nachvollziehbarkeit der Verwaltungsverfahren. 

• Krisenresilienz 

Außerdem drängt sich uns die Frage auf, wie krisenresilient die Verwaltung bleibt, wenn 

Verwaltungsverfahren künftig vollständig durch KI abgewickelt werden. Für Krisen-

fälle – etwa bei Systemausfällen oder Cyberangriffen – müssen jederzeit funktionie-
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rende Alternativverfahren und ausreichende personelle Kompetenzen vorhanden blei-

ben. Eine krisenresiliente Verwaltung darf KI als Unterstützung nutzen, sich jedoch 

nicht vollständig von ihr abhängig machen. 

Wir schlagen zudem vor, den Einsatz von KI und vollständig automatischer Einrichtungen in 

der Verwaltung zunächst im Rahmen eines Pilotprojekts (außerhalb des schulischen Bereiches 

und zunächst nur für Verwaltungsakte ohne Ermessensspielraum) zu erproben. Auf diese Weise 

können mögliche Risiken und praktische Auswirkungen unter realen Bedingungen identifiziert 

und Anpassungen vorgenommen werden. 

Für Rückfragen und weiterführende Gespräche stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Michael Schwägerl 



Sprecherduo des 
Vorstands 

  

 

  

Geschäftsstelle Landesseniorenrat Bayern • Winzererstr. 9 • 80797 München 

www.landesseniorenrat.bayern.de Tel. 089 1261-1705 

seniorenmitwirkung@stmas.bayern.de 

 

 

Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom Unser Zeichen, Unsere Nachricht vom  

Bitte bei Antwort angeben 

DATUM 

B II 4 – 1356-1-402 
26.05.2026 

LSR/10002.04-1/9  06.07.2026 

Sehr geehrter Herr MR Bronnen, 

 

der Landesseniorenrat ist unter der Nummer DEBYT03C9 im Bayerischen Lobbyregister ein-

getragen. 

Im Rahmen unserer in Art 5 des Bayerischen Seniorenmitwirkungsgesetzes vorgesehenen 

Aufgaben nehmen wir zum vorgelegten Entwurf des Fünften Modernisierungsgesetzes Bay-

ern wie folgt Stellung: 

Vorbemerken wollen wir, dass wir unsere Stellungnahmen nur auf die Passagen des Entwur-

fes beschränken wollen, die möglicherweise in die Belange der älteren Menschen in Bayern 

einwirken können. 

Dies erachten wir, nach sorgfältiger Analyse des Gesamtentwurfes, im Bereich der geplanten 

vollständigen Automatisierung und dem Einsatz von künstlicher Intelligenz für angezeigt. 

Wir verkennen nicht, dass die Digitalisierung und der Einsatz von künstlicher Intelligenz auch 

für die ältere Generation vielfältige neue Möglichkeiten der Orientierung und Teilhabe eröff-

net. Dennoch müssen, gerade im Bereich der standardisierten Massenverfahren, zusätzlich 

analoge Zugänge zur Verfügung stehen, damit die Vorteile eines effizienten Verwaltungsver-

fahrens auch von Menschen genutzt werden können, die nicht die Ressourcen und Kompe-

tenz haben, digitale Systeme zu nutzen. 

GESCHÄFTSSTELLE LANDESSENIORENBEIRAT BAYERN, 80792 MÜNCHEN 

Bayerische Staatskanzlei 

Herr MR Bronnen 

ReferatBII4@stk.bayern.de  

http://www.landesseniorenrat.bayern.de/
mailto:seniorenmitwirkung@stmas.bayern
mailto:ReferatBII4@stk.bayern.de


SEITE 2 

 

Begrüßenswert ist, dass durch den konsequenten Abbau von Beglaubigungsanforderungen 

und Wegfall der Übersetzungsanforderungen, sowie die Vereinfachung des Identitätsnach-

weises Hürden in allen Bereichen des Verwaltungsbetriebes abgebaut werden. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

                                        

 

Hildegard Mack  Paul Nätscher 

   

Mitglied des Sprecherduos des Vorstands 

der Landesversammlung des Landessenio-

renrats 

 Mitglied des Sprecherduos des Vorstands 

der Landesversammlung des Landessenio-

renrats 
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Stellungnahme zum Fünften Modernisierungsgesetz Bayern

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

herzlichen Dank für die Möglichkeit zur Stellungnahme zum Entwurf des Fünften Mo-

dernisierungsgesetzes (5. ModG-E) Bayern. Als Verband kommunaler Unternehmen 

e.V. unterstützten wir das Vorhaben der Bayerischen Staatsregierung zum Bürokratie-

abbau und der Reduzierung von Verwaltungsaufwand für unsere kommunalen Unter-

nehmen. Unsere 230 Mitgliedsunternehmen im Freistaat stellen im Rahmen der Da-

seinsvorsorge die wirtschaftliche und nachhaltige kommunale Energie- und Wasser-

versorgung sowie Abfall- und Abwasserentsorgung sicher. Sie sind vielfach im Bereich 

der Telekommunikation, des ÖPNV und der Bäder tätig. 

Zum 5. ModG-E möchten wir die Erfahrungen unserer bayerischen Mitglieder insbe-

sondere zu zwei Punkten einbringen: 

1. Zu § 1 des Gesetzesentwurfs: Änderung des Bayerischen Sicherheitsüberprü-
fungsgesetzes-Sicherheitsüberprüfung 

Unsere kommunalen Unternehmen betreiben aufgrund ihrer Aktivitäten in den 

eingangs erwähnten Sparten kritische Infrastruktur, deren Ausfall nicht unerhebli-

che Auswirkungen auf die Menschen, Industrie und Gewerbe sowie weitere kriti-

sche Infrastruktur haben kann. Vor dem Hintergrund zunehmender Gefährdungen 

der kritischen Infrastruktur entspricht unseres Erachtens der aktuelle Stand des 

Bayerischen Sicherheitsüberprüfungsgesetzes (BaySÜG) bzw. der Bayerischen Si-

cherheitsüberprüfungsbestimmungsverordnung (BaySÜBV) nicht mehr der verän-

derten Sicherheitslage nach Beginn des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine 

und ist dementsprechend anzupassen. 

Wir plädieren im Rahmen der angedachten Änderungen dafür, jenseits der bislang 

im BaySÜG bzw. in der BaySÜBV sowie den Pendants auf Bundesebene festgeleg-

ten Personenkreise auch unseren kommunalen Unternehmen die Möglichkeit zu 

Bayerische Staatskanzlei 

Herr MR Bronnen 

Franz-Josef-Strauß-Ring 1 

80539 München 

 

Nur per E-Mail: ReferatBII4@stk.bayern.de 

 

http://www.vku.de/privacy
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schaffen, auf Antrag auch (potenzielle) Mitarbeiter, etwa in den Leitstellen von 

Stromverteilernetzen sowie der IT-Sicherheit von Betreibern kritischer Infrastruk-

turen, und in sonstigen sicherheitsrelevanten Bereichen einer Sicherheitsüberprü-

fung zu unterziehen. Bislang sieht die BaySÜBV dies vor allem für die Geschäftsbe-

reiche der Staatsministerien in Bayern vor, während die kommunale Ebene ausge-

klammert bleibt. Der Bund sieht eine Überprüfung für Übertragungsnetzbetreiber- 

sowie bestimmte Verteilnetzbetreiber vor. Unserer Auffassung nach sind unsere 

Unternehmen vor dem Hintergrund der aktuellen Bedrohungslage nach Art. 3 Abs. 

2 BaySÜG als „lebenswichtig“ einzustufen und die Möglichkeit der Sicherheitsüber-

prüfung zu schaffen. 

2. Zu § 28 des Gesetzesentwurfs: Änderung des Bayerischen Wassergesetzes - Klein-
kläranlagen 

Unsere Wasserversorger (WVU) konnten in ihren Wasserschutzgebieten (WSG) Er-

fahrungen mit Kleinkläranlagen sammeln, die uns zu folgender Einschätzung bringt: 

Eine regelmäßige Wartung durch eine Fachfirma ist insbesondere in WSG unerläss-

lich. Ein sehr guter Zustand scheint allerdings keine Selbstverständlichkeit zu sein. 

Daher bezuschussen manche WVU Wartungen in WSG, sofern sich die Kläranlage 

in einwandfreiem Zustand befindet. 

Wir halten daher in Fällen, in denen Anlagen regelmäßig von einer Fachfirma ge-

wartet/kontrolliert werden, eine Fristverlängerung für die Kontrolle durch Gutach-

ter von vier auf sechs Jahre akzeptabel. Wenn dies nicht der Fall ist, sollten zumin-

dest in WSG (und eventuell Wassereinzugsgebieten) die Prüfungsfrist weiterhin alle 

vier Jahre betragen.  

Eine erstmalige Überprüfung von Neuanlagen erst nach drei Jahren lehnen wir da-

gegen ab. Der Gesetzesentwurf vergleicht eine neue Kleinkläranlage mit einem fab-

rikneuen Auto. Dieser Vergleich ist aus unserer Sicht unzulässig. Kleinkläranlagen 

können vor Ort errichtet werden und stellen kein separat geprüftes und abgenom-

menes Bauteil dar. Im Sinne des vorsorgenden Grundwasserschutzes sollten neue 

Anlagen weiterhin bei Inbetriebnahme von einem Sachverständigen nach Dicht-

heitsprüfung sowie weiteren Kontrollen von Eigenschaften abgenommen werden. 

Wir bedanken uns für die Beachtung unsere Anmerkungen und stehen für Gespräche 

gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Gunnar Braun 
Geschäftsführer der  

VKU-Landesgruppe Bayern 



 

Landesverband Bayern  
des Bundes für Umwelt-  
und Naturschutz 
Deutschland e.V. 
 
Landesfachgeschäfts- 
stelle Nürnberg 
Bauernfeindstr. 23 
90471 Nürnberg 
Tel. 09 11/81 87 8-0 
Fax 09 11/86 95 68 
 
lfg@bund-naturschutz.de 
www.bund-naturschutz.de 
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Herrn MR Bronnen 
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Stellungnahme des BUND Naturschutz in Bayern e.V. (BN) zum Entwurf des 
Fünften Modernisierungsgesetzes Bayern 
 
Sehr geehrter Herr Bronnen, 
 
anbei die Stellungnahme des BUND Naturschutz zum Entwurf des Fünften Modernisierungs-
gesetzes. Der BN ist im Bayerischen Lobbyregister mir der Registernummer DEBYLT00EC ein-
getragen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
 
 

Martin Geilhufe 
Landesvorsitzender     
 
 0911-81878-23 
Fax 0911-869568 
Mail: martin.geilhufe@bund-naturschutz.de 
 
 
 

mailto:martin.geilhufe@bund-naturschutz.de
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Stellungnahme 

des BUND Naturschutz zum Entwurf des 

Fünften Modernisierungsgesetzes Bayern 

 

Nürnberg, 7. Juli 2026 

 

Einleitend verweisen wir auf die Allgemeine Würdigung in unserer Stellungnahme zum Ers-
ten Modernisierungsgesetz vom 23. Juli 2024 bzw. deren Leitgedanken: Die Evaluation und 
ggf. Straffung oder auch Abschaffung über Jahrzehnte gewachsener Vorgaben und Verfah-
rensweisen wird auch durch den BUND Naturschutz grundsätzlich begrüßt, darf aber keines-
falls zur Schädigung von Gemeininteressen bzw. zur Förderung von Partikularinteressen füh-
ren.  

Genau dies geschieht mit dem vorliegenden Gesetzentwurf aber, der in §2 wie nebenbei 
weitere Einschnitte in der Beteiligung, der Klagebefugnis und den Rechtsbehelfen von Pri-
vatleuten und in der Folge auch von Vereinen und Verbänden vorsieht. Zugleich soll damit 
die Pflicht der sachlichen Ermittlung durch die zuständigen Behörden eingeschränkt werden. 
Dies kann zum einen materiell zur teils irreparablen Schädigung von Gemeingütern beitra-
gen und wird zum anderen, so zumindest die Erfahrung und Befürchtung des BUND Natur-
schutz, das Vertrauen in den Staat und seine Handlungsfähigkeit nicht stärken, sondern viel-
mehr zu abnehmender Identifikation und neuen Konflikten führen. 

Vor diesem Hintergrund nehmen wir im Folgenden Stellung zu den in §2 des Fünften Mo-
dernisierungsgesetzes geplanten Änderungen am Bayer. Verwaltungsverfahrensgesetz und 
lehnen folgende geplante Änderungen als bürgerfeindlich und fachlich guten Entscheidun-
gen widersprechend ab. 

  

Zu §2 – Änderung des Bayer. Verwaltungsverfahrensgesetzes 

Nrn. 1 und 4 (Künstliche Intelligenz, automatische Einrichtungen) 

Die Änderungen sind aus Sicht des BN verfassungsrechtlich höchst problematisch. Das Vor-
haben besteht aus zwei Bausteinen, die zusammen gelesen werden müssen: 

- Baustein 1 (allgemeine Verfahrensklausel): Vollständig automatische Verwaltungs-
verfahren und KI-Einsatz sind vorbehaltlich anderer Vorgaben zulässig. 

- Baustein 2 (Verwaltungsakt-Ermächtigung, Art. 35 BayVwVfG neu): Ein Verwaltungs-
akt kann vollständig durch automatische Einrichtungen erlassen werden. 

Im Gegensatz zu der Bundesregelung des §35a VwVfG sieht die geplante bayerische Rege-
lung in Art.10/3 und 35/3 BayVwVfG keine Einschränkung vor, die Vorgänge mit Ermessen 
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oder Beurteilungsspielräumen von einer automatisierten Erledigung ausschließt. Weiter be-
inhaltet die Bundesregelung einen Fachrechtsvorbehalt, den die geplante bayerische Rege-
lung ebenfalls nicht vorsieht. 

Die Regelung dürfte damit Art. 20 Abs. 3 Grundgesetz und Art. 3 der Bayerischen Verfassung 
widersprechen: Grundsätzlich hat die Verwaltung zu prüfen, welche Beurteilungsspielräume 
bei einer Entscheidung bestehen. Insbesondere ist zu prüfen, ob das Prinzip der Verhältnis-
mäßigkeit gewahrt bleibt. Ermessensausübung ist ein komplexer Vorgang, der folgende 
Merkmale aufweist: 

• Erkennen des Entscheidungsspielraums (Bewusstsein, dass nicht gebunden entschie-
den wird) 

• Abwägen der widerstreitenden Interessen und Belange im Einzelfall 
• Verantworten der Entscheidung durch ein zurechnungsfähiges Subjekt 
• Begründen der Wahl zwischen den Alternativen mit Bezug auf den Einzelfall 
• Überprüfbarkeit auf Ermessensfehler (Nichtgebrauch, Überschreitung, Missbrauch) 

Ermessen ist in der deutschen Verwaltungsrechtslehre stets an ein rechts- und zurechnungs-
fähiges Subjekt gebunden. Nur wer Rechtspflichten tragen und für Handlungen verantwort-
lich gemacht werden kann, kann Ermessen ausüben – im Gegensatz zu bloßer Ergebnisbe-
rechnung. 

Eine KI ist kein Rechtssubjekt. Sie hat keine Rechtspersönlichkeit, keine Grundrechtsbin-
dung, keine Amtspflichten und keine Haftung. Sie kann nicht vor Gericht stehen, keine Ver-
antwortung übernehmen und nicht die persönliche Integrität aufbringen, die §40 VwVfG im-
plizit voraussetzt, wenn er von der Behörde verlangt, das Ermessen „entsprechend dem 
Zweck der Ermächtigung" auszuüben. 

Wenn ein KI-System eine Entscheidung trifft, die formal dem Muster einer Ermessensent-
scheidung entspricht, liegt Scheinermessen vor: Das Ergebnis sieht wie eine Abwägung aus, 
ist aber keine. Es ist die Ausgabe eines statistisch-parametrischen Prozesses, dem weder 
Zweckbewusstsein noch Verantwortungsübernahme innewohnt. 

Daher kann der BUND Naturschutz die Regelungen zur Einführung eines vollständig automa-
tisierten Verwaltungsverfahrens nur ablehnen. 

 

Nr. 2 (Prüfung Einwendungen Dritter) 

Die geplante Regelung würde zu einer materiell-inhaltlichen Einschränkung des Amtsermitt-
lungsgrundsatzes in Bezug auf einen spezifischen Personenkreis, nämlich dritte Einwender 
im Genehmigungsverfahren, führen. Wird dadurch ein Verfahren möglicherweise abgekürzt, 
kann dieses selektive Vorgehen nachgelagerte und langwierige juristische, gesellschaftliche 
und andere Konflikte induzieren. 

Deshalb lehnt der BUND Naturschutz diese Regelung ab. 
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Nr. 5 (Sicherungsbescheid) 

Die Einfügung des neuen Art. 42b BayVwVfG ist aus Sicht des BN überflüssig: Die erhoffte 
Bindungswirkung dürfte bei Regelungen des Bundes oder der EU bestenfalls eingeschränkt 
greifen. Auch sachlich ergibt es wenig Sinn, einen Bescheid zu erlassen, obwohl er nicht dem 
aktuellen Stand der Technik entspricht. 

Der BUND Naturschutz empfiehlt den Verzicht auf diese Ergänzung – gerade mit Blick auf 
den mit dem Gesetzentwurf intendierten Bürokratieabbau. 

 

Nr. 7 (Erörterungstermin) 

Mit der geplanten Neuregelung plant die Staatsregierung, Erörterungstermine u.a. bei Plan-
feststellungsverfahren optional zu stellen. Tatsächlich bestehen, wie in der Begründung zum 
Gesetzentwurf ausgeführt wird, bereits zahlreiche Ausnahmen von der Pflicht zur Durchfüh-
rung eines EÖT. Die nun geplante vollständige Freistellung (im Rahmen der bundes- und lan-
desrechtlichen Grenzen) beschränkt die Rechte Beteiligter wie Dritter (Privatpersonen wie 
anerkannte Verbände als Interessenvertretung der Allgemeinheit) in unzulässiger Weise. 
Das in der Begründung geäußerte Vertrauen darauf, dass die Anhörungsbehörde schon „das 
ihr insoweit zukommende Ermessen pflichtgemäß aus[]üben“ werde, kann über diese Ein-
schränkung nicht hinweghelfen.  

Auch der Verweis auf EÖTs als vielfach „reinen Formalismus“ ist sachlich falsch: Nach der Er-
fahrung des BUND Naturschutz ergeben sich selbst bei einvernehmlich geführten EÖTs oft 
neue Aspekte, deren Identifizierung und Behandlung vor Ort nachgelagerte Konflikte und 
Verzögerungen verhindern kann. Der EÖT ist für die Öffentlichkeit und Betroffene vielfach 
die einzige Möglichkeit, mit Planern und Fachgutachtern direkt in Austausch kommen zu 
können. EÖT können Bürgernähe, persönlichen Austausch und im Idealfall Vertrauen schaf-
fen. Gerade in Verbindung mit geplanten KI-Auswertungen wäre der persönliche Austausch 
beim EÖT dringender denn je. Und selbst ein „rein formalistisch“ durchgeführter EÖT ohne 
neue Erkenntnisse bindet die beteiligten Parteien anders als ein einseitig ergangener Be-
schluss und erschwert nachgelagerte Obstruktion – was im Sinne der Staatsregierung und 
ihres Modernisierungsgesetzes sein sollte. 

Daher lehnt der BUND Naturschutz diese Regelung vehement ab. 

 



  

 

  

Herr MR Bronnen 

Bayerische Staatskanzlei 

Referat BII4  

ReferatBII4@stk.bayern.de  

Unser Zeichen Telefon E-Mail Datum 

ms 089/14003-90 Marc.stannartz@alpenverein.de 07.07.2026 

 

Deregulierung und Entbürokratisierung 

Fünftes Modernisierungsgesetz Bayern 

Az.: B II 4 - 1356 - 1 – 402 

 

Stellungnahme des Deutschen Alpenvereins 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Der DAV möchte eingangs nochmals darauf hinweisen, dass die im Rahmen der 

Verbändeanhörung zum Dritten Modernisierungsgesetz vorgebrachten Anmerkungen zu den 

vorgesehenen Änderungen der UVP-Schwellenwerte leider keine Berücksichtigung gefunden 

haben. Die Übernahme der vorgeschlagenen Änderungen in das Gesetz wird daher weiterhin 

sehr kritisch gesehen.  

Dennoch begrüßt der DAV die Bemühungen des Freistaats Bayern, durch die 

Modernisierungsgesetze bürokratische Hürden in verschiedenen Rechtsbereichen abzubauen 

und Verwaltungsverfahren effizienter zu gestalten, dies darf jedoch weder die 

Beteiligungsmöglichkeiten noch die Naturschutzrechte schwächen. Vor diesem Hintergrund 

werden auch die im Fünften Modernisierungsgesetz vorgesehenen Regelungen konstruktiv 

kommentieren. 

Der DAV ist im Bayerischen Lobbyregister mit der Registernummer DEBYLT016D eingetragen. 

Einer Veröffentlichung unserer Stellungnahme durch den Bayerischen Landtag steht nichts 

entgegen. 

 

mailto:ReferatBII4@stk.bayern.de


Zu den geplanten Änderungen des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 

fordert der DAV weiterhin eine Erörterung bei Verfahren die den Umwelt-, Natur- 

oder Klimaschutz betreffen. Gleichzeitig ist es wichtig in Zeiten globaler Krisen bei 

Verfahren den aktuellen Stand der Technik zu berücksichtigen. Änderungen der 

Sach- und Rechtslage sollen noch berücksichtigt werden können.  

 

Begründung: 

§2 Änderung des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes, Art. 73  

7a)  

Durch die Ergänzung von Satz 3 besteht die Gefahr, dass im Laufe der Genehmigung, 
welche teilweise mehrere Jahre dauert, aktuelle Änderungen der Sach- und Rechtslage 
und auch des Standes der Technik (und damit auch wissenschaftliche Entwicklungen) 
nicht mehr berücksichtigt werden.  

Gerade in Zeiten des Klimawandels mit teilweise rasanten Änderungen der ökologischen 
Grundlagen (Bsp. Wasserverfügbarkeit, Änderungen im Abflussregime, usw.) kann man 
nicht auf einem „Stand“ stehen bleiben, sondern muss flexible Beteiligung und 
Einbringungsmöglichkeiten ermöglichen.  

Wir regen daher an, den aktuellen Stand der Wissenschaft ausdrücklich als 
ergänzendes Kriterium zu verankern.  

7b) 

Die Änderung von „hat“ zu „kann“ in Art. 73 Abs. 6 Satz 1 führt zu einer gesetzlichen 
Möglichkeit auf eine Erörterung zu verzichten. Damit entfällt ein wichtiges 
Dialoginstrument, welches bei einer Erörterung den Beteiligten zukommt.  

Der Erörterungstermin dient nicht lediglich der Information der Beteiligten, sondern der 
gemeinsamen Aufklärung des entscheidungserheblichen Sachverhalts. Er ermöglicht 
den unmittelbaren fachlichen Austausch zwischen Vorhabenträger, Fachbehörden, 
anerkannten Naturschutzvereinigungen und Einwendern. Dadurch können 
Missverständnisse ausgeräumt, Planungsfehler frühzeitig erkannt und einvernehmliche 
Lösungen entwickelt werden. Dies trägt regelmäßig zur Qualität und Rechtssicherheit 
der Entscheidung bei und kann spätere Rechtsbehelfe vermeiden.  

Im Sinne des DAV können hier auch Expertisen im Bereich naturverträglicher Bergsport 
und nachhaltiger Tourismus im Alpenraum eingebracht werden.  

§2 Änderung des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes, Art. 74 

8) 
 
Siehe Kommentare zu 7a)  
 



 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Steffen Reich    Marc Stannartz 

Ressortleiter Naturschutz und Kartografie    Ressort Naturschutz und Kartografie 
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VBEW -Stellungnahme  

Entwurf eines Gesetzes für ein Fünftes 

Modernisierungsgesetz  Bayern  

 

 

 



 

Seite 2 

Einleitung  

Der Verband der Bayerischen Energie - und Wasserwirtschaft e. V. (VBEW) bedankt sich dafür, 

dass er von der Bayerischen Staatskanzlei  an der Verbandsanhörung über den Entwurf eines 

Gesetzes für ein Fünftes Modernisierungsgesetz  Bayern  mit Schreiben vom 26.05.2026 

beteiligt wird.  

Der VBEW ist das Sprachrohr der bayerischen Energie - und Wasserwirtschaft, deren moderne 

und innovative Unternehmen für verlässliche, nachhaltige und regionale Daseinsvorsorge 

stehen. Wir repräsentieren mit unseren über 400 Mitgliedsunternehmen die bayeris che Strom -

, Gas -, Fernwärme -, Wasser - und Abwasserwirtschaft. Zu den Mitgliedsunternehmen zählen 

kleine, mittlere und große Energie - und Wasserversorgungsunternehmen in kommunaler, 

privater oder genossenschaftlicher Eigentümerschaft.  

1. Vorwort  

Der VBEW begrüßt ausdrücklich das Anliegen der Bayerischen Staatsregierung, mit dem 

Fünften Modernisierungsgesetz Bayern weitere Schritte zur Deregulierung und 

Entbürokratisierung im Landesrecht umzusetzen. Gerade für die Unternehmen der Energie - 

und Wasse rwirtschaft, die vielfach parallel eine Vielzahl von Genehmigungs -, Planfeststellungs - 

und Überwachungsverfahren zu bewältigen haben, sind schlanke, verlässliche und 

praxistaugliche Verwaltungsverfahren von zentraler Bedeutung.  

Der Ausbau von Erzeugungsanlagen, Netzen, Speichern sowie der Wasser - und 

Abwasserinfrastruktur erfordert einen ordnungspolitischen Rahmen, der Investitionen 

ermöglicht, Verfahren beschleunigt und zugleich Rechts - und Planungssicherheit 

gewährleistet. Der vorliegende Gesetzentwurf enthält hierzu mehrere begrüßenswerte 

Ansätze, die aus Sicht des VBEW jedoch an einzelnen Stellen ergänzt bzw. konkretisiert werden 

sollten.  

2. Unsere Forderungen  

2.1. § 2 Nr. 7 und 8 –  Änderung des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 

(Art. 73, 74 BayVwVfG): Maßgeblicher Zeitpunkt bei 

Planfeststellungsverfahren  

Der VBEW begrüßt die vorgesehene Neuregelung ausdrücklich. Künftig sollen für 

planfeststellungspflichtige Vorhaben die Sach - und Rechtslage sowie der Stand der Technik 

zum Zeitpunkt der Einreichung des Plans maßgeblich bleiben – unabhängig davon, wie lange  

das Verfahren anschließend dauert.  

Dies ist praxisrelevant: Planfeststellungsverfahren sind oft langwierig, und in dieser Zeit ändern 

sich rechtliche Vorgaben und technische Regelwerke nicht selten. Bislang mussten 
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Vorhabenträger ihre Antragsunterlagen dann wiederholt nachbessern, was zu Verzögerungen 

und erheblichen Mehrkosten führte. Die neue Stichtagsregelung beendet diese Unsicherheit 

und stärkt die Planungs - und Investitionssicherheit spürbar.  

Ergänzend hierzu begrüßt der VBEW auch die Einführung des Sicherungsbescheids (Art. 42b 

BayVwVfG -E) für „normale" Genehmigungsverfahren außerhalb der Planfeststellung. Dieser 

sichert Antragstellern, die vollständige Unterlagen eingereicht haben, ebenfalls ab, dass sich 

die maßgebliche Sach - und Rechtslage nicht mehr zu ihren Lasten verschiebt.  

VBEW -Forderung:  

Damit die Stichtagsregelung ihre volle Wirkung entfaltet, sollte behördlicherseits auch der 

Umfang der einzureichenden Antragsunterlagen frühzeitig und verbindlich festgelegt werden. 

Andernfalls besteht die Gefahr, dass zwar die materiellen Anforderungen e ingefroren sind, 

Vorhabenträger aber dennoch im Laufe des Verfahrens immer wieder um Ergänzungen oder 

Nachweise gebeten werden – und sich Verzögerungen so lediglich auf eine andere Ebene 

verlagern.  

2.2. § 28 Nr. 1 –  Änderung des Bayerischen Wassergesetzes (Art. 60 BayWG): 

Überwachung von Kleinkläranlagen  

Kleinkläranlagen leisten insbesondere im ländlichen Raum einen wesentlichen Beitrag zur 

Abwasserentsorgung. Aus Sicht der bayerischen Wasserversorger sind ihre ordnungsgemäße 

Errichtung, Wartung und Überprüfung zugleich ein zentraler Baustein des vorbeugen den 

Grundwasser - und Trinkwasserschutzes – gerade in Wasserschutzgebieten.  Vor diesem 

Hintergrund bewertet der VBEW die vorgesehenen Änderungen differenziert:  

a) Verlängerung der regelmäßigen Prüffrist von vier auf sechs Jahre  

Die Verlängerung der „Belohnungsfrist“ für mängelfrei betriebene Anlagen von vier auf sechs 

Jahre wird als akzeptabel bewertet. Sie stellt eine sachgerechte Entlastung derjenigen 

Betreiber dar, die ihre Anlagen ohnehin regelmäßig – in der Regel halbjährlic h – durch 

Fachfirmen warten und kontrollieren lassen. Die kontinuierliche fachgerechte Wartung nach 

den einschlägigen technischen Regelwerken (u. a. DWA -A 221) sowie die Möglichkeit 

anlassbezogener außerordentlicher Prüfungen gewährleisten weiterhin ein an gemessenes 

Schutzniveau.  

Auch die vorgesehene Regelung zum Betreiberwechsel (Verkürzung einer verlängerten 

Prüffrist auf zwei Jahre ab Wechselzeitpunkt sowie die Anzeigepflicht in Textform innerhalb 

von drei Monaten) wird ausdrücklich begrüßt, da sie sicherstellt, dass neue Betrei ber zeitnah in 

die regelmäßige Überprüfung einbezogen werden.  

b) Erstmalige Bescheinigung von Neuanlagen erst nach drei Jahren  
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Die vorgesehene Regelung, wonach die erstmalige Bescheinigung nach einer Bauabnahme erst 

nach drei Jahren vorzulegen ist, lehnt der VBEW hingegen ab.  Der in der Gesetzesbegründung 

gezogene Vergleich mit der Hauptuntersuchung eines fabrikneuen Kraftfahrzeugs greift aus 

fachlicher Sicht zu kurz: Kleinkläranlagen werden – anders als serienmäßig gefertigte und 

werkseitig geprüfte Fahrzeuge – individuell vor Ort errichtet und stellen kei n separat werkseitig 

geprüftes und abgenommenes Bauteil dar. Die konkrete Einbausituation, die Dichtheit, die 

hydraulische Anbindung sowie das Zusammenspiel der einzelnen Komponenten können erst 

am Einbauort abschließend beurteilt werden.  

VBEW -Forderung:  

Im Sinne eines wirksamen vorbeugenden Grundwasser - und Trinkwasserschutzes sollten neue 

Kleinkläranlagen weiterhin bei Inbetriebnahme durch einen Sachverständigen abgenommen 

werden. Dies umfasst insbesondere die Dichtheitsprüfung sowie weitere Kontrollen u nd 

Prüfungen der maßgeblichen Anlageneigenschaften. Erst im Anschluss an eine solche fachliche 

Abnahme erscheint eine verlängerte Frist bis zur nächsten Regelüberprüfung sachgerecht.  

2.3. § 28 Nr. 3 –  Änderung des Bayerischen Wassergesetzes (Art. 77 BayWG ): 

Zuständigkeit für die Erhebung der Wassernutzungsgebühr  

Der VBEW bewertet die vorgesehene Aufhebung von Art. 77 BayWG und die damit verbundene 

Verlagerung der Zuständigkeit für die Festsetzung der Wassernutzungsgebühr auf die 

Regierungen (als die für die Zulassung der gebührenpflichtigen Nutzung zuständigen Beh örden 

gemäß Art. 63 Abs. 2 BayWG) sowie den kassenmäßigen Vollzug durch die Staatsoberkasse 

Bayern als sachgerecht und unkritisch.  

Es handelt sich um eine reine Verlagerung von Verwaltungszuständigkeiten, die sich vor dem 

Hintergrund der jüngsten Änderungen des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) auch fachlich 

schlüssig einfügt und zur Verfahrensvereinfachung beiträgt.  
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München, 07.07.2026  

 

    

Marian Rappl       Florian Mattner  

Hauptgeschäftsführer     Hauptgeschäftsführe  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Herausgeber:  

Verband der Bayerischen Energie - und Wasserwirtschaft e.V. (VBEW)  

Wilhelm -Wagenfeld -Straße 4  

80807 München  

E-Mail: vbew@vbew.de  Internet: www.vbew.de  

 

Der VBEW ist im Bayerischen Lobbyregister eingetragen (Registernummer: DEBYLT0002). Der 

Veröffentlichung dieser Stellungnahme stehen keine Geschäftsgeheimnisse oder andere im Einzelfall 

ähnlich schutzwürdige persönliche Informationen entgegen.  

http://www.vbew.de/


 

   1/2 

Verband Deutscher 
Verkehrsunternehmen e. V. 

VDV-Landesgruppe Bayern 

Emmy-Noether-Straße 2 

80287 München 

www.vdv.de 

Sitz des Vereins ist Köln 

AG Köln VR 4097 

Lobbyregister-Nr. bei Bundestag und 

Bundesregierung: R001242 

Lobbyregister-Nr. beim 

Bayerischen Landtag: DEBYLT0368 

EU-Transparenzregister 

50254292140-86 

USt.-IdNr. DE 814379852 

Vorstand 

Präsident und Vizepräsidenten 

Ingo Wortmann (Präsident) 

Joachim Berends 

Tim Dahlmann-Resing  

Werner Overkamp 

Prof. Knut Ringat 

Veit Salzmann 

Hauptgeschäftsführer 

Oliver Wolff 

Vorsitzender der Landesgruppe 

Dr. Robert Frank 

Geschäftsführer der Landesgruppe 

Burkhard Hüttl 

Geschäftsführer 

der Landesgruppe 
 

VDV-Landesgruppe Bayern  Emmy-Noether-Straße 2 80287 München 
  

  

 
Bayerische Staatskanzlei  
Herrn MR Bronnen 
 
ReferatBII4@stk.bayern.de  

Burkhard Hüttl 

T +49 89 2191-2240 

E huettl@vdv.de 

  

Deregulierung und Entbürokratisierung 

Fünftes Modernisierungsgesetz Bayern  

Verbandsanhörung  

 

 
Sehr geehrte Damen und Herren,  

sehr geehrter Herr Ministerialrat Bronnen, 

 

für Ihr Anhörungsschreiben vom 26. Mai und die Möglichkeit der Stellungnahme danken wir 

Ihnen sehr.  

 

Der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) vertritt die Interessen der 

Verkehrsbranche im Bahn- und Busverkehr. Wir begrüßen die Zielsetzung einer 

Deregulierung und Entbürokratisierung für die Tätigkeit unserer Mitgliedsunternehmen. 

 

Insbesondere die vorgesehenen Änderungen im BayVwVfG (§ 2 Nrn. 2, 5, 7 und 8 Ihres 

Entwurfs) sind begrüßenswert. Als besonders bedeutsam hervorzuheben sind dabei  

 

• die Einschränkung des Untersuchungsgrundsatzes in Art. 24 BayVwVfG,  

 

• die Einführung eines sog. „Sicherungsbescheids“ (Art. 42b BayVwVfG, entspricht Nr. 

128 der Modernisierungsagenda von Bund und Ländern vom 5. Dezember 2025, 

Anlage zu dieser Stellungnahme) sowie  

 

• die Verankerung des maßgeblichen Zeitpunkts von Rechtslage und „Stand der 

Technik“ auf die Planeinreichung im Planfeststellungsrecht (§ 2 Nrn. 7 und 8 Ihres 

Entwurfs).   

 

Sprachlich-redaktionell halten wir die Verwendung des Begriffs „Stand der Technik“ in den 

Nrn. 5, 7 und 8 wegen seiner feststehenden Bedeutung im Technikrecht (Handbuch der 

Rechtsförmlichkeit, Rn. 119 ff.) für unglücklich. Wir schlagen vor, ihn durch den Begriff 

„Regeln der Technik“ oder „Stand der Regeln der Technik“ ersetzen. 

 

Leider bleibt Ihr Entwurf hinsichtlich der Genehmigungsfiktion hinter der 

Modernisierungsagenda von Bund und Ländern vom 5. Dezember 2025 (dort Nr. 48 ff.) 

zurück, was für alle nicht planfeststellungspflichtigen Genehmigungen nachteilig ist. 

7. Juli 2026 

Kürzel 

mailto:ReferatBII4@stk.bayern.de
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Wir sind im Lobbyregister des Bayerischen Landtags unter der Lobbyregister-ID DEBYLT0368 

eingetragen. Geschäftsgeheimnisse oder ähnlich schutzbedürftige Informationen sind in der 

Stellungnahme nicht enthalten, einer Veröffentlichung steht nichts entgegen.   

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Burkhard Hüttl  

 

Anlage  

 

  

 

 

 

  

 



1 & Kulh.,riirrI ii SO53 

Bayerische Staatskanzlei 
Frau Staatsrätin Karolina Gernbauer 
Franz-Josef-Strauß-Ring 1 
80539 München 

München, 08.07.2026 

Fünftes Modernisierungsgesetz Bayern - 
hier: Verbandsanhörung 

Sehr geehrte Frau Staatsrätin, 

wir nehmen Bezug auf Ihr Schreiben vom 26.05.2026 und danken Ihnen für die Gelegenheit, 
zum Entwurf des Fünften Modernisierungsgesetzes Bayern Stellung zu nehmen. 

Die Mitglieder der Universität Bayern e.V. haben sich mit dem Gesetzesentwurf befasst und 
sehen keinen Änderungsbedarf. 

Die Initiative der Staatsregierung zum Bürokratieabbau begrüßen wir ausdrücklich. Dies gilt 
insbesondere für die vorgesehenen Änderungen im Bayerischen Hochschulinnovationsgesetz 
(BayHIG), die aus unserer Sicht einen wichtigen Beitrag zur weiteren Entlastung und 
Stärkung der Hochschulen leisten. 

Für Rückfragen stehen wir gern zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Alexander Fehr 
Geschäftsführer 

Universität Bayern e.V. 
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Verband der Bayerischen 

Verwaltungsrichter und Verwaltungsrichterinnen 
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Frau Staatsrätin 
Karolina Gernbauer 
Bayerische Staatskanzlei 
Franz-Josef-Strauß-Ring 1 
80539 München 
 

 

Per Mail an: ReferatBII4@stk.bayern.de 

München, den 7. Juli 2026 

 

Deregulierung und Entbürokratisierung 

Fünftes Modernisierungsgesetz Bayern 

Verbandsanhörung 

 

 

Sehr geehrte Frau Staatsrätin, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

im Namen des Verbandes der Bayerischen Verwaltungsrichter und Verwaltungsrichterinnen 

bedanke ich mich für die eingeräumte Gelegenheit, zum Entwurf eines Fünften Modernisie-

rungsgesetzes Stellung nehmen zu dürfen. 

 

In dem Gesetzentwurf sind unter anderem Änderungen des BayVwVfG vorgesehen, die der 

Entbürokratisierung und Deregulierung dienen sollen (Entwurf S. 17). Allerdings ist es aus 

Sicht des Verbandes fraglich, ob das Ziel mit den vorgesehenen Änderungen erreicht wird.  

 

Die für Art. 10 Satz 3 und Art. 35 Satz 3 BayVwVfG n.F. vorgesehene Möglichkeit, Verwal-

tungsverfahren mittels vollständig automatischer Einrichtungen und dem Einsatz von Künst-

licher Intelligenz (KI) durchzuführen und entsprechende Verwaltungsakte zu erlassen, stellt 

keine Maßnahme der Entbürokratisierung dar, weil der Prüfkatalog derselbe bleibt. Die Än-

derung begegnet zudem im Hinblick auf Ermessensentscheidungen erheblichen rechts-

staatlichen Bedenken (vgl. dazu auch Sehl, Ermessen? Pah, das soll die KI machen, LTO 

v. 18.6.2026, abrufbar unter https://www.lto.de/recht/hintergruende/h/ki-verwaltung-
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ermessen-bayern-aendert-verwaltungsrecht-bund-kontrolle-kritik). Es dürfte höchst zweifel-

haft sein, ob eine auf Wahrscheinlichkeiten beruhende KI überhaupt in der Lage ist, eine 

entsprechende sachgerechte Abwägungsentscheidung im konkreten Einzelfall zu treffen 

und die nach Art. 39 Abs. 1 Satz 3 BayVwVfG erforderliche Begründung zu liefern. Gerade 

hinsichtlich der gerichtlichen Überprüfbarkeit im Rahmen des § 114 Satz 1 VwGO stellt sich 

dann die Frage, welche Ermessenserwägungen zugrunde gelegt werden sollen, wenn un-

klar bleibt, auf welcher Grundlage die KI zu ihrem Ergebnis gekommen ist. Zu Recht hat der 

Bundesgesetzgeber in § 35a VwVfG Ermessensentscheidungen beim Erlass durch vollstän-

dig automatisierte Einrichtungen ausgenommen.  

 

Die Änderung in Art. 24 Abs. 1 BayVwVfG ist aus verwaltungsgerichtlicher Sicht ebenfalls 

kritisch zu sehen. Die vorgesehene Änderung in Art. 24 Abs. 1 BayVwVfG lässt es zu, dass 

Einwendungen Dritter im behördlichen Verfahren nur geprüft werden, wenn sie konkrete 

Tatsachen hierzu vortragen. Die Regelung ist angesichts der hierzu existierenden gefestig-

ten Rechtsprechung und der darauf fußenden Verwaltungspraxis überflüssig (vgl. jüngst 

BVerwG, B.v. 21.4.2026 – 9 A 6.26 – juris Rn. 43; U.v. 12.6.2019 – 9 A 2.18 – BVerwGE 

166, 1 – juris Rn. 27). Regelungsbedarf wird daher gerade im Hinblick auf komplexe Pla-

nungsverfahren nicht gesehen. In den übrigen Fällen besteht die Gefahr, dass die Aufklä-

rung in das gerichtliche Verfahren verlagert wird und zu dessen Verlängerung führt.  

 

Entsprechendes gilt im Ergebnis für die Änderung in Art. 73 Abs. 6 BayVwVfG. Auf den Er-

örterungstermin kann danach verzichtet werden; maßgeblich soll insbesondere sein, ob we-

der die erhobenen Einwendungen noch die abgegebenen Stellungnahmen Anlass zu einem 

Erörterungstermin geben (vgl. Entwurf S. 20). Dies wird in der Praxis gerade im Hinblick auf 

die Nachprüfbarkeit Schwierigkeiten aufwerfen. Unabhängig davon sieht das BayVwVfG in 

Art. 27c BayVwVfG ohnehin bereits eine Erleichterung vor, indem der Erörterungstermin 

durch eine Onlinekonsultation ersetzt werden kann. Wie wir bereits in unserer Stellung-

nahme vom 2. Oktober 2024 zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bayerischen 

Verwaltungsverfahrensgesetzes angemerkt haben, kommt dem Erörterungstermin eine be-

sondere Erläuterungs- und Befriedungsfunktion zu und dient damit der Entlastung etwaiger 

Klageverfahren (vgl. BVerwG, B.v.17.2.1997 – 4 VR 17.96 – NuR 1998, 305 – juris Rn. 24; 

U.v. 17.12.2013 – 4 A 1.13 – BVerwGE 148, 353 – juris Rn. 30). Vielfach können durch 

Planergänzung Einwendungen ausgeräumt werden. Zugunsten einer bürgerfreundlichen 

Verwaltung und zur Entlastung der Verwaltungsgerichtsbarkeit sollte an der bestehenden 

Rechtslage festgehalten werden.   

 

Hinsichtlich des vorgeschlagenen Sicherungsbescheides nach Art. 42b BayVwVfG n.F. ist 

fraglich, ob damit das Ziel des Bürokratieabbaus, der Verfahrensbeschleunigung und -ver-

einfachung wirklich erreicht werden kann. Schon heute kann durch Teilgenehmigungen eine 
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Abschichtung erfolgen. Durch die in Art. 73 BayVwVfG vorgesehenen Verfahrensfristen ist 

das Verfahren bereits gestrafft. Hingegen wird es nicht gelingen, die Komplexität des mate-

riellen Rechts mit verfahrensrechtlichen Stichtagsregelungen gerade im Hinblick auf die Dy-

namik des Europarechts und Sicherheitsanforderungen in den Griff zu bekommen (z.B. 

Brandschutz). Eine wirkliche Verfahrensbeschleunigung ist nur durch eine radikale Deregu-

lierung des materiellen Rechts auf der einen Seite und durch Stärkung des Verwaltungsvoll-

zugs mit Personal- und Sachmittel auf der anderen Seite erreichbar (z.B. verstärkter Einsatz 

von Projektmanagern nach § 43g EnWG, § 17h FStrG). Mit der vorgesehenen Regelung 

würden hingegen Genehmigungsverfahren im Zweifel um einen weiteren Verwaltungsakt 

und damit um zusätzliche Verfahrensschritte aufgebläht werden. Gerichtlich wären neu ent-

stehende Rechtsfragen (selbständige Anfechtbarkeit, Drittwirkung, Bindungswirkung bei 

nachträglichen Antragsänderungen) erst einer Klärung zuzuführen. Es entsteht damit zu-

nächst die Gefahr weiterer Rechtsbehelfsverfahren im laufenden Genehmigungsverfahren.  

 

In formaler Hinsicht müssten die Normzitate in § 2 und § 3 einheitlich gestaltet werden und 

in der Begründung zu § 1 müsste statt auf § 3 auf § 5 verwiesen werden.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Dr. Irene Steiner 

Verbandsvorsitzende 

Richterin am Bayerischen Verwaltungsgerichtshof 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold
Staatsminister Dr. Florian Herrmann
Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann
Abg. Jörg Baumann
Abg. Thorsten Freudenberger
Abg. Johannes Becher
Abg. Markus Saller
Abg. Florian von Brunn
Abg. Benjamin Adjei
Abg. Horst Arnold



Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 b auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

Fünftes Modernisierungsgesetz Bayern (Drs. 19/12911)

- Erste Lesung -

Begründung und Aussprache werden nicht miteinander verbunden. Zur Begründung 

erteile ich dem Herrn Staatsminister Dr. Florian Herrmann das Wort. Bitte schön.

Staatsminister Dr. Florian Herrmann (Staatskanzlei, Bundesangelegenheiten und 

Medien): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Für die Bayerische Staatsre-

gierung bringe ich heute den Entwurf des Fünften Modernisierungsgesetzes Bayern in 

den Bayerischen Landtag ein.

Bayern ist und bleibt damit beim Bürokratieabbau die Speerspitze. Kein anderes Land 

hat hier so viel erreicht wie in den letzten Jahren der Freistaat Bayern. Unser Kurs 

ist klar: Weniger Bürokratie, mehr Tempo und mehr Vertrauen in die Bürgerinnen 

und Bürger und in die Unternehmen für eine leistungsfähigere, schnellere und bürger-

freundlichere Verwaltung, von der alle profitieren!

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Wir gehen mit dem Fünften Modernisierungsgesetz den Weg weiter, den wir mit dem 

Ersten bis Vierten Modernisierungsgesetz eingeschlagen haben. Das heißt, wir durch-

forsten unsere Rechtsmaterie und stellen überall die Frage, ob es diese und jene 

Regelung noch braucht oder ob sie weg kann. Im Zweifel kann sie weg. Da wollen wir 

auch mutig sein. Da wollen wir auch keine Angst vor der Lücke haben, sondern es 

einfach einmal machen.

Das Ganze wird durch das Modellregionengesetz und durch die Kommission zur 

Staatsreform flankiert, wo es dann um einen anderen methodischen Ansatz geht, 

hier sozusagen Durchforsten der Rechtsmaterie, dort strukturellere Fragen auf den 

Prüfstand stellen und sich genauer überlegen.

Protokollauszug
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Hier machen wir jetzt eben mit der Durchforstung unserer Rechtsmaterie weiter. Wir 

freuen uns sehr, dass der Freistaat da auch Impulsgeber auf der Bundesebene ist. 

Wenn Sie die Beschlüsse der Koalition von vor zwei Wochen nehmen, da waren 

etliche der Punkte, die wir schon immer gefordert und die wir auch in den Koalitions-

vertrag hineinverhandelt haben, enthalten; sie sollen jetzt umgesetzt werden. Ich sage 

beispielhaft: Abschaffung von Berichts- und Dokumentationspflichten.

Wir sind in Bayern mit den Punkten vorangeschritten, die aus Sicht der staatlichen 

Verwaltung wichtig sind. Für die anderen Rechtsmaterien sind wir nicht zuständig. Das 

macht jetzt der Bund. Das heißt, die Unternehmen werden alsbald wirklich spüren, 

dass sie weniger Berichts-, weniger Dokumentationspflichten haben.

Wir alle wissen, dass es immer noch Bereiche gibt, wo das durchaus sinnvoll und 

vernünftig ist. Dort kommt aber eine Beweislastumkehr. Das heißt, jedes Ministerium 

muss begründen, warum es unbedingt bei dieser Dokumentation und bei dieser Be-

richtspflicht bleiben muss. Ich glaube, dass wir da wirklich gut vorankommen, weil wir 

eigentlich keine neuen Berichtspflichten haben wollen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Das Gleiche gilt auf der Bundesebene, so wie wir das auch schon begonnen haben: 

Abschaffung der Bestellungspflicht für betriebliche Beauftragte. Das hat zum Teil wirk-

lich absurde Züge angenommen. Wir wollen das, weil es anders rechtlich nicht geht, 

auf jeden Fall auf das europäische Niveau zurückdrängen. Wir wollen damit ernst 

machen. Das ist sehr positiv.

Darüber hinaus wird die Genehmigungsfiktion ausgeweitet. Die EU-Lieferkettenrichtli-

nie wird im deutschen Recht eins zu eins umgesetzt. Es gibt noch etliche andere 

Beispiele, um die es heute hier nicht geht, die ich aber erwähne, weil sie in diesen 

Gesamtbemühungen des Freistaats, der Bundesregierung und der Koalition in Berlin 

stehen, um den Staat wieder stärker und handlungsfähiger zu machen.
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Mit dieser Strategie schreiten wir auch bei dem Fünften Modernisierungsgesetz voran. 

Etliche der Punkte, die wir in der Föderalen Modernisierungsagenda der Ministerpräsi-

dentenkonferenz auf den Weg gebracht haben, sind jetzt in dem Fünften Modernisie-

rungsgesetz bereits enthalten.

Das Fünfte Modernisierungsgesetz legt den Schwerpunkt auf die Modernisierung des 

Verwaltungsrechts, genauer gesagt des Verwaltungsverfahrensrechts. Jetzt kann man 

sagen: Langweilig! Was soll das? Etwas für Spezialjuristen! – Tatsache ist: Das Ver-

waltungsverfahrensrecht ist sozusagen das Betriebssystem der öffentlichen Verwal-

tung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es muss immer auch darauf ankommen, die Ver-

waltung immer wieder zu modernisieren und die Verfahren zu beschleunigen, sie 

zügiger und unbürokratischer zu gestalten; denn es ist immer wichtig zu verstehen, 

dass Effizienz der Verwaltung, schnelle Rechtssicherheit und zügige Rechtsklarheit 

für Bürgerinnen und Bürger, für Vorhabensträger, für Unternehmen, die Dinge planen, 

auch ein wichtiges öffentliches Interesse des Rechtsstaats sind. Man muss sich immer 

vor Augen führen: Das ist alles kein Selbstzweck, sondern es geht darum, zügig und 

alsbald rechtssicher entscheiden zu können. Deshalb müssen wir das tun.

Das sind einige Punkte, die wir im Landtag in aller Ruhe diskutieren werden. Ich 

möchte bloß zwei Punkte erwähnen, wo wir definitiv Rechtsgeschichte schreiben wer-

den.

Der eine Punkt ist der Einsatz von Künstlicher Intelligenz. Dazu möchte ich noch ein 

paar Sätze sagen, weil es mir wichtig ist. Wir hatten das vorher schon in der Aktuellen 

Stunde; da wurde das von den GRÜNEN und von der SPD gleich wieder so pauschal 

kritisiert. Ich sage: Seien wir halt einfach einmal mutig, schreiten wir einmal mutig 

voran und probieren etwas Neues aus.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)
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Jedenfalls werbe ich dafür, jetzt einfach einmal die Rechtsgrundlage zu schaffen, 

damit wir das dann auch umsetzen können. Unterschätzen wir nicht das Verwaltungs-

recht; es ist deutlich innovativer, als alle immer denken; es ist sehr offen für Neu-

erungen. Auch jetzt gibt es im Bereich der gebundenen Verwaltung, wo es keine 

Ermessensausübung gibt, schon automatisierte Verwaltungsakte. Ich jedenfalls finde 

es sehr interessant, jetzt diesen weiteren Schritt zu gehen.

Jetzt gibt es Gegenargumente. Es gibt auch Professoren, die sagen: Ganz schwierig, 

beim Ermessen darf doch nicht eine Maschine entscheiden. – Also, zunächst einmal: 

Es ist weder im Grundgesetz noch im Verwaltungsrecht geregelt, dass Ermessensent-

scheidungen von biologischen Menschen getroffen werden müssen. Wir sind es so 

gewohnt, weil es bisher nicht anders war. Wir können aber auch über den Tellerrand 

hinausschauen. Das heißt, wir können überlegen, um was es in der öffentlichen Ver-

waltung geht. Es geht darum, rechtmäßige Entscheidungen zu treffen, die gerichtlich 

überprüfbar sind. Das heißt, rechtmäßige Entscheidungen dürfen, um einmal die wich-

tigsten Punkte zu nennen, nicht willkürlich sein, sie müssen verhältnismäßig sein und 

sie müssen dem Gleichbehandlungsgrundsatz entsprechen. Diese Punkte müssen 

menschliche Ermessensentscheidungen jetzt aber auch schon erfüllen.

Ermessensentscheidung heißt nicht, irgendetwas nach Bauchgefühl oder frei nach 

Schnauze zu entscheiden, sondern es heißt natürlich, sich an diese Grundregeln zu 

halten. Wieso sollte das nicht auch eine KI können? Man muss sich immer darüber im 

Klaren sein: Das Verwaltungsrecht schützt nicht die menschliche Intuition, sondern die 

rechtmäßige Entscheidung.

Deshalb ist völlig klar: Das ist eine Weiterentwicklung. Am Ende ist es immer eine Be-

hörde, die das verantwortet und nicht irgendwie die Technik. Das ist, glaube ich, völlig 

klar. Am Ende setzen der Staat, die Behörde, die Technologie ein, also verantworten 

sie das auch. Das ist natürlich auch vorgesehen: Auch Ermessensentscheidungen, die 

durch eine KI getroffen werden, müssen am Ende gerichtlich überprüfbar sein.
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Man darf sich da auch nicht in die Tasche lügen. Auch heute sind von Menschen 

getroffene Ermessensentscheidungen häufig Wahrscheinlichkeitseinschätzungen, zum 

Beispiel bei der Frage Wiederholungsgefahr, bei der Frage Kindeswohlgefährdung, bei 

der Frage, ob etwas im Rahmen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung gefährlich ist 

oder nicht, bei der Frage sonstiger Prognosen.

(Johannes Becher (GRÜNE): Soll bei Kindeswohlgefährdung künftig die KI ent-

scheiden?)

– Nein, der inhaltliche Punkt ist, dass die Kritik, die an KI-Entscheidungen geäußert 

wird, darin besteht, dass der Mechanismus von KI je nach Modell auf Wahrscheinlich-

keiten basiert und somit dann die Ausgabe gesteuert wird. Aber auch jetzt kommt es in 

der Verwaltung darauf an, Wahrscheinlichkeitsentscheidungen und Einschätzungen zu 

treffen.

Sie haben selbstverständlich Prognosen zu treffen – Integrationsprognosen, Verkehrs-

prognosen, Unfallprognosen. All das sind Wahrscheinlichkeitsfragen, die man so und 

so entscheiden kann. Dabei kann selbstverständlich eine Künstliche Intelligenz unter-

stützen, ohne dass das Ganze damit rechtswidrig wird. Wieso denn nicht? – Die 

Entscheidung muss am Ende überprüfbar sein. Das heißt, natürlich muss die Technik 

auch dokumentieren, nach welchen Kriterien da entschieden wurde. Wenn es aber am 

Ende dazu beiträgt, schneller, effizienter und, ehrlich gesagt, vielleicht auch gerechter 

zu entscheiden? – Es soll ja auch schon vorgekommen sein, dass ein menschlicher 

Entscheider ein Vorurteil, einen Bias in die eine oder andere Richtung hatte, in der 

Situation überfordert, übermüdet, was auch immer war.Ich würde das nicht so pau-

schal abkanzeln, sondern ich würde da die Offenheit – auch die geistige Offenheit – 

dafür haben, in diesem Bereich neue Wege zu gehen, und deshalb bin ich froh, dass 

wir das tun.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)
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Deshalb schaffen wir dafür die Rechtsgrundlage, und dann hängt es natürlich auch 

vom Fortschritt der Technologie ab, ob man die dann einsetzen kann oder nicht, in 

welchen Bereichen, ja oder nein; aber die Technologie entwickelt sich so rasant, dass 

wir da nicht hintanstehen, sondern das nutzen sollten. Das ist Teil eins der Rechtsge-

schichte, die wir schreiben.

Teil zwei ist beispielsweise der Sicherungsbescheid, ein Mittel, um Planungssicherheit 

für Investitionen in umfangreichen Planungsverfahren zu schaffen. Das bedeutet, dass 

man auf Antrag des Vorhabenträgers, also eines Investors, der ein bestimmtes Vor-

haben plant, die Sach- und Rechtslage beurteilt, und auch der Stand der Technik, 

soweit er nach Bundesrecht erforderlich ist, soll zu einem bestimmten maßgeblichen 

Zeitpunkt fixiert werden. Das wird dazu beitragen, Verfahren zu beschleunigen, weil 

man dann nicht ganz am Ende, wenn die Behörde so weit ist, die Entscheidung zu 

treffen, feststellt: Oh, wir sind jetzt schon wieder eine Vegetationsperiode weiter, oder 

der Stand der Technik hat sich schon wieder verändert, also müssen wir jetzt die 

ganze Schleife noch einmal von vorne drehen. Dann haben Sie wieder eine Verzöge-

rung von einem Jahr, von zwei Jahren et cetera pp.

Dazu kann ich nur das sagen, was ich am Anfang schon gesagt habe: Auch die Ver-

lässlichkeit einer zügigen, effizienten und rechtssicheren Entscheidung ist im Rechts-

staat ein Wert an sich, nicht nur die Frage, ob am Ende der allerletzte Stand der 

Technik erreicht wurde, sondern auch die Zügigkeit und die Verlässlichkeit. Diese Ab-

wägung unterstützt man durch die Einführung des Sicherungsbescheides. Auf diese 

Weise wird dann die Sach- und Rechtslage zu einem bestimmten Zeitpunkt eingefro-

ren und zur Grundlage für die anschließende Verwaltungsentscheidung gemacht. Das 

ist also ein ganz wichtiger Punkt. Ich halte auch das für Rechtsgeschichte. In der 

Föderalen Modernisierungsagenda ist das übrigens ein Punkt, den auch der Bund 

anpacken möchte. Ich kann nur sehr dafür werben.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)
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Dann haben wir noch ein paar weitere Punkte drin, die rechtshistorisch vielleicht nicht 

ganz so bedeutend sind, aber in der Praxis sehr viel Erleichterung mit sich bringen, 

zum Beispiel der konsequente Abbau von Beglaubigungserfordernissen, zum Beispiel 

im Hochschul- und im Schulbereich. Da wird es künftig reichen, einfache Abschriften, 

einfache Kopien vorzulegen. Das stärkt auch das Vertrauen in die Bürgerinnen und 

Bürger, die nicht erst wieder umständlich zu einer beglaubigenden Stelle gehen müs-

sen et cetera, et cetera.

Im Übrigen wollen wir auch den Nachweis der Identität erleichtern. Statt einer Geburts-

urkunde genügt im bayerischen Landesrecht hierfür künftig die Vorlage des Personal-

ausweises oder des Passes, weil die Identität dafür irgendwann einmal per Geburtsur-

kunde bestätigt wurde, und somit kann auf diesen Doppelschritt verzichtet werden.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER – Prof. Dr. Win-

fried Bausback (CSU): Sehr gut!)

Der letzte Punkt, den ich erwähnen möchte, ist die zusätzliche Entlastung für Bürgerin-

nen und Bürger und auch für die Behörden. Das betrifft ungefähr 80.000 Bürgerinnen 

und Bürger, die in Bayern Kleinkläranlagen haben. Dort wird die Mängelfreiheit künftig 

noch mehr belohnt, indem die Prüffristen nach einer mangelfreien Prüfung von vier auf 

sechs Jahre verlängert werden. Das bedeutet ein Drittel weniger Prüfaufwand und ent-

sprechend Entlastung für die Eigentümerinnen und Eigentümer von Kleinkläranlagen.

Sie sehen: Es ist wieder ein relativ breites Feld, zwei ganz zentrale Punkte im Verwal-

tungsverfahrensrecht. Ich glaube, das ist ein wichtiger Beitrag zur Modernisierung und 

zur Verbesserung unseres Verwaltungshandelns. Deshalb bitte ich um konstruktive, 

gute Beratungen im Ausschuss und freue mich dann schon, wenn wir es hier alsbald 

verabschieden können.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Protokollauszug
85. Plenum, 21.07.2026 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 7



Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Danke, Herr Staatsminister. – Ich eröffne 

die Aussprache. Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 29 Minuten. Die Redezeit 

der Staatsregierung orientiert sich dabei an der Redezeit der stärksten Fraktion. Als 

erstem Redner erteile ich dem Abgeordneten Jörg Baumann für die AfD-Fraktion das 

Wort. Bitte schön.

(Beifall bei der AfD)

Jörg Baumann (AfD): Sehr geehrtes Präsidium, werte Kollegen des Landtags! Das 

Fünfte Modernisierungsgesetz ist ein umfangreiches 29-seitiges Rucksackgesetz. Es 

greift in Dutzende Rechtsgebiete ein, von der Verfassungsgerichtsbarkeit über das 

Verwaltungsverfahrensrecht, die Schul- und Ausbildungsordnung, das Wasserrecht 

bis hin zu den Vorschriften über Orden und Auszeichnungen reicht der Bogen. Der 

Gesetzentwurf will Bürokratie abbauen, Verfahren beschleunigen und die Verwaltung 

auf den Stand der Technik bringen.

Das ist etwas, was wir im Großen und Ganzen natürlich unterstützen. Eine effektive, 

sparsame und schlanke Verwaltung, die den Bürger nicht unnötig belastet, ist auch 

Ziel der AfD. Viele Regelungen gehen hier in die richtige Richtung.

Die weitgehende Abschaffung von Beglaubigungspflichten bei Zeugnissen und Licht-

bildausweisen in vielen Ausbildungsordnungen entlastet den Bürger. Wer eine einfa-

che Abschrift vorlegt, soll nicht mehr automatisch alles beglaubigen müssen. Nur bei 

begründeten Zweifeln darf die Behörde strengere Anforderungen stellen.

Auch der neue Sicherungsbescheid schafft mehr Rechtssicherheit für Vorhabenträger. 

Wer alle Unterlagen vollständig eingereicht hat, kann darauf vertrauen, dass spätere 

Rechts- oder Technikänderungen ihn nicht mehr treffen. Das ist ein Beitrag zur Pla-

nungssicherheit und zur Beschleunigung von Genehmigungsverfahren.

Die Verlängerung der Prüffristen für Kleinkläranlagen auf sechs Jahre bei fehlerfreiem 

Betrieb entlastet Eigentümer in ländlichen Gebieten.
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Solche Maßnahmen sind verhältnismäßig und praktikabel.

Besonders müssen wir die Regelungen zur Automatisierung und zum Einsatz von 

Künstlicher Intelligenz abwägen. Der Gesetzentwurf stellt klar, dass vollständige auto-

matische Einrichtungen und Künstliche Intelligenz in Verwaltungsverfahren zulässig 

sind. Die demografische Entwicklung ist unübersehbar. In den nächsten Jahren gehen 

10.000 Beamte in den Ruhestand. Gleichzeitig steigen die Anforderungen an die Ver-

waltung. Künstliche Intelligenz hat das Potenzial, einen Teil dieses Personalmangels 

aufzufangen und Geld einzusparen. Routineentscheidungen können schneller und 

mit weniger Personal getroffen werden. Allerdings gibt es ernsthafte Probleme, die 

nicht einfach weggewischt werden dürfen. Es gibt keine großflächig eingesetzten euro-

päischen Sprachmodelle – also KIs –, die an die Leistungsstärke der amerikanischen 

und chinesischen heranreichen. Wir sind leider weiterhin auf das Ausland angewiesen. 

Wer trägt die Verantwortung, wenn eine automatisierte Entscheidung auf fehlerhaften 

Daten oder auf einer fehlerhaften Programmierung beruht?

Die Beschränkung der Amtsermittlungen bei Einwendungen Dritter ist ebenfalls zwei-

schneidig. Sie verhindert, dass Verfahren durch politisch oder persönlich motivierte 

vage Vorwürfe oder taktische Einwendungen unnötig verzögert werden. Das ist sach-

lich gerechtfertigt. Hier brauchen wir natürlich eine Abwägung, damit ernsthafte Bür-

gersorgen nicht pauschal in der Rundablage landen.

Ich fasse zusammen: Das Fünfte Modernisierungsgesetz enthält sinnvolle Einzelmaß-

nahmen. Es bewegt sich in eine Richtung, die wir grundsätzlich für richtig halten. Eine 

Verwaltung, die den Bürger entlastet und mit den Möglichkeiten der Technik effizienter 

arbeitet, ist notwendig. Die AfD-Fraktion ist bereit, an einer echten Verwaltungsmoder-

nisierung mitzuwirken. Wir werden den Gesetzentwurf im weiteren Verfahren kritisch 

begleiten, vor allem bei der Absicherung automatisierter, KI-gestützter Entscheidungen 

und bei der Frage, ob wirklich Stellen abgebaut werden oder nur neue Aufgaben 

entstehen. Eine Modernisierung muss dem Bürger und dem Gemeinwohl dienen. Das 

ist unser Maßstab, und daran werden wir arbeiten.
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(Beifall bei der AfD)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Danke schön. – Nächster Redner ist der 

Kollege Thorsten Freudenberger für die CSU-Fraktion. Ich erteile Ihnen hiermit das 

Wort, bitte schön.

Thorsten Freudenberger (CSU): Herr Präsident, werte Kolleginnen und Kollegen, 

meine sehr geehrten Damen und Herren! Bei diesem Modernisierungsgesetz geht es 

gleich um die Zukunft; aber ich beginne mit einem kurzen Blick in die Vergangenheit.

Vor gut zwei Jahren hat unser Ministerpräsident Dr. Markus Söder an diesem Redner-

pult in seiner Regierungserklärung zur neuen Amtsperiode angekündigt:

"Wir brauchen einen schlankeren Staat, damit sich unternehmerische, aber auch 

bürgerliche und ehrenamtliche Kräfte wieder besser entfalten können und nicht 

behindert werden."

Das war vor zwei Jahren. Was ist zwischenzeitlich passiert? – Wir haben hier das 

Erste, das Zweite, das Dritte und das Vierte Modernisierungsgesetz Bayern beschlos-

sen, es gibt eine Kommission zur Staatsreform in Bayern, es gibt die vom Bayerischen 

Landtag eingesetzte Enquete-Kommission zur Entbürokratisierung. Unser Ministerprä-

sident hat damals angekündigt, was wir tun, und wir tun jetzt das, was angekündigt 

wurde. Darauf kann man sich bei der Entbürokratisierung hier in Bayern verlassen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Wir reden nicht nur über den Bürokratieabbau, sondern wir machen ihn ganz konkret, 

so auch heute, und daher danke ich der Bayerischen Staatsregierung für das Einbrin-

gen des Fünften Modernisierungsgesetzes Bayern, über das wir heute beraten; denn 

eines ist richtig: Bayern steht nach wie vor – trotz aller Herausforderungen im Bereich 

der Wirtschaft, aber auch der Administration – stark da.Aber stark bleibt man nur, 

wenn man sich immer wieder modernisiert und auf die Herausforderungen der Zeit 

Antworten findet.
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Die Modernisierungsgesetze – so auch dieses Fünfte, das heute vorliegt – stellen 

daher immer die richtigen und wichtigen Grundfragen, an dieser Stelle zum Beispiel: 

Setzen wir auf Kontrolle von Bürgerinnen und Bürgern, von Unternehmen und auch 

gegenüber unseren Kommunen? Oder setzen wir auf mehr Eigenverantwortung? Die 

Antwort der Staatsregierung bei diesem Fünften Modernisierungsgesetz ist an dieser 

Stelle die Gleiche wie bei den anderen: Wir setzen auf mehr Freiheit, auf mehr Ver-

trauen und auf mehr Eigenverantwortung.

Die Beispiele sind vielfältig. Ich gehe, nachdem Staatsminister Florian Herrmann 

schon das Wichtigste an Bestimmungen aufgezählt hat, auf die wichtigsten Punkte 

nur kurz ein.

Erstens. Die große Herausforderung der Künstlichen Intelligenz: Die Antwort, die die-

ses Gesetz auf diese Herausforderungen gibt, ist genau die richtige. Wir brauchen 

bei der KI, beim Einsatz Künstlicher Intelligenz einen sinnvollen Rahmen, innerhalb 

dessen wir die KI mutig und passgenau nutzen. Wir brauchen weder einen blinden 

Enthusiasmus noch die lähmende Angst, die manche hier an den Tag legen. Wir 

setzen darauf, dass KI gut, sicher und zielgenau eingesetzt wird, um Verfahren zu 

beschleunigen. Das ist der bayerische Weg. Das ist der richtige Weg.

Zweitens. Beim administrativen Aufwand führen wir ein, dass der Erörterungstermin 

bei der Planfeststellung nur noch fakultativ sein wird. Als langjähriger Kommunalpoli-

tiker, als früherer Landrat habe ich das oft erlebt und kann nur bestätigen: Diese 

Regelung wird dazu führen, dass Verfahren natürlich beschleunigt und vereinfacht 

werden. Bayern hat diesen Vorschlag bereits im Jahr 2023 in den Bund-Länder-Pakt 

eingebracht. Der Bund hat die Entlastung im Verwaltungsverfahrensgesetz bislang 

nicht umgesetzt. Wir tun dies jetzt, was zeigt: Wir gehen auch im Bund voran, was 

Entbürokratisierung und Deregulierung anbelangt.
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Weitere pragmatische Entlastungen im Alltag kann man nur begrüßen; sie sind alle 

angesprochen worden, zum Beispiel die Überprüfungspflicht bei Kleinkläranlagen, die 

an dieser Stelle gelockert wird, und viele andere Maßnahmen, die wichtig sind.

Ich möchte noch auf die Stärkung der kommunalen Krisenresilienz eingehen. Hier 

schaffen wir Rechtssicherheit, damit kommunale Satzungen auch bei außergewöhnli-

chen Lagen wie Cyberangriffen, Stromausfällen oder Naturkatastrophen ordnungsge-

mäß bekannt gemacht werden können.

Zusammengefasst: Dieses Fünfte Modernisierungsgesetz stellt eine zielgerichtete Mo-

dernisierung unserer Landesverwaltung, unserer Behörden dar. Wir digitalisieren Ab-

läufe, gestalten Verfahren effizienter und bauen unnötige Nachweispflichten ab.

(Unruhe)

Berücksichtigt wurden hier – das gehört sich natürlich auch – die Rückmeldungen aus 

der Verbändeanhörung.

(Anhaltende Unruhe)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Ich darf kurz unterbrechen. – Ich bitte, die 

Zwischengespräche einzustellen. Sie haben nachher während der Busfahrt und heute 

den ganzen Abend in Schleißheim genug Zeit, sich auszutauschen. Ich bitte, jetzt dem 

Redner zu folgen.

Thorsten Freudenberger (CSU): Berücksichtigt wurden ebenfalls viele Einwände und 

positive wie auch kritisch-konstruktive Rückmeldungen von Verbänden, die hier Ein-

fluss genommen haben – das ist auch richtig – und worauf teilweise reagiert wurde.

Ansonsten gilt, dass ich hier ebenso dafür werbe, gerade bei der Anwendung von 

KI nicht denen zu folgen, die ein reines Bedenkenträgertum an den Tag legen. Wir 

müssen ins Handeln kommen. Wir müssen die Dinge mutig anpacken,

(Prof. Dr. Winfried Bausback (CSU): Hört, hört!)
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und im Bereich der KI werden wir dies tun.

Ich möchte auch sehr herzlich danken, denn wir können hier Modernisierungsgesetze 

beschließen, wir können entfesseln – die Freiheit, die Eigenverantwortung –, aber wir 

brauchen die Personen, die das machen.

Diejenigen, die das machen und die wir in ihrem täglichen Tun unterstützen wollen, 

sind die Beschäftigten im öffentlichen Dienst, die Beamtinnen und Beamten im Frei-

staat Bayern. Sie leisten jeden Tag einen wichtigen Dienst für unsere Bürgerinnen und 

Bürger, und ihnen wollen wir das Leben bei ihrer täglichen Arbeit leichter machen. 

Ich bedanke mich für den wichtigen Dienst an unserem Staat und an unserer Gesell-

schaft, der hier täglich geleistet wird.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Ich bedanke mich auch sehr herzlich bei Herrn Staatsminister Florian Herrmann. Die 

Impulse gingen vom Ministerpräsidenten aus, und er ist derjenige, der diese Politik 

jetzt in praktisches Handeln umsetzt, der diese Gesetzgebung verantwortet, für die 

Gesetze verantwortlich ist. Lieber Florian Herrmann, herzlichen Dank für dein Engage-

ment in diesem Bereich!

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Die Deregulierungs- und Entbürokratisierungsoffensive der Staatsregierung zeigt: Wir 

sind Vorreiter und Taktgeber. Wir erleichtern, vereinfachen und beschleunigen überall 

dort, wo dies möglich und sinnvoll ist. Wir entfesseln die Kräfte von Eigenverantwor-

tung, Freiheit und guten Ideen in Verwaltung und Gesellschaft.

Es ist wichtig, dass unsere Demokratie auch dadurch geschützt und weiterentwickelt 

wird, dass wir ein handlungsfähiger Staat sind mit einer Verwaltung, die effektiv, 

schnell und gut arbeiten kann. Dieses Modernisierungsgesetz leistet dazu einen wich-

tigen Beitrag.
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Erfolg ist kein Zustand. Wir müssen uns Erfolge immer wieder erarbeiten. Dazu ge-

hört, eine moderne, effiziente Verwaltung zu haben. Dieses Fünfte Modernisierungs-

gesetz ist ein wichtiger Bestandteil dafür, diesen Erfolg auch in Zukunft zu haben.

Wir stimmen diesem Gesetz zu und begleiten es positiv im Gesetzgebungsverfahren. 

– Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Danke schön. – Nächster Redner ist der 

Kollege Johannes Becher für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Bitte schön, 

Sie haben das Wort.

Johannes Becher (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, Kolleginnen und Kol-

legen! Fünftes Modernisierungsgesetz, 42 Gesetzesänderungen, und sie sind nicht 

alle falsch. Ich glaube, über ein paar Dinge muss man aber schon sprechen.

Entbürokratisierung ist grundsätzlich sinnvoll und notwendig – selbstverständlich. Es 

ist aber nicht bei allem, wo Entbürokratisierung draufsteht, Entbürokratisierung drin.

(Zuruf: Doch!)

Die Menschen erwarten eben nicht nur Überschriften. Die Menschen erwarten nicht, 

dass wir uns rühmen, damit Rechtsgeschichte zu schreiben. Die Menschen wollen 

pragmatische Lösungen und keine Rechtsgeschichte, und daran fehlt es an einigen 

Stellen in diesem Gesetzentwurf, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Im Übrigen verweise ich auch auf die eingegangenen Stellungnahmen. Der Kollege 

hat es schon ausgeführt. Hochinteressant sind die Stellungnahmen der bayerischen 

Verwaltungsrichterinnen und Verwaltungsrichter, die zu dem Schluss kommen, dass 

fraglich ist, ob mit diesem Gesetz überhaupt das Ziel der Deregulierung und Entbüro-

kratisierung erreicht wird. Warum ist das fraglich? –
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Der erste Punkt ist das Thema KI. Ich möchte, dass unsere Verwaltung am Puls 

der Zeit ist und KI einsetzen kann. Jawohl, KI ist ein Werkzeug. Ob KI aber wirklich 

in der Lage ist, dann hoheitliche Entscheidungen zu treffen, hängt davon ab, ob es 

klare Zuständigkeiten, ob es Transparenz, ob es rechtliche Kontrolle gibt. Auf der 

Bundesebene sagt § 35a des Verwaltungsverfahrensgesetzes dazu:

"Ein Verwaltungsakt kann vollständig durch [automatisierte] Einrichtungen erlas-

sen werden, [wenn] weder ein Ermessen noch ein Beurteilungsspielraum be-

steht."

Ich denke, das ist eine sehr sinnvolle Regelung: kein Ermessen, kein Beurteilungs-

spielraum – dann können wir automatisieren.

Unser Problem in Bayern ist: Wir müssten erst einmal vereinfachen. Da haben wir 

schon Schwierigkeiten. Dann müssten wir digitalisieren, denn solange wir immer noch 

Post zwischen Behörden hin- und herschicken, solange wir immer noch faxen, hilft uns 

die KI nicht. Was wir als allererstes brauchen, ist eine Verwaltungsdigitalisierung.

Auch wenn erzählt wird, wir seien der große Vorreiter: Wenn man in Europa schaut, 

dann stellt man fest, dass wir Nachzügler sind. Wir haben dringend aufzuholen. So-

lange wir Papier verwalten, hilft uns die KI gar nichts. So ehrlich muss man einfach 

einmal sein.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dann kommt man zu der Frage des Ermessens. Was hier dargestellt wurde, Herr 

Dr. Herrmann, insbesondere beim Thema Kindeswohlgefährdung haben Sie auf Wahr-

scheinlichkeitsrechnungen abgestellt. Beim Thema Kindeswohlgefährdung sind Men-

schen bei uns in den Jugendämtern in der Bezirkssozialarbeit tätig, die nach § 8a 

SGB VIII erfahrene Fachkraft sind. Sie haben diese hochkomplexe Aufgabe, zu beur-

teilen: Kann man das Kind in der Familie lassen oder nicht? Das ist hochkomplex, 

hochschwierig.
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Da jetzt zu sagen "Ach ja, das kann die KI, weil sie vielleicht den Bias nicht hat, 

weil sie nicht solche Vorurteile hat", ist ein Schlag ins Gesicht der Menschen, die 

diese hochkomplexe Aufgabe machen.Ich würde wirklich dringend davor warnen, hier 

die große Vision zu haben, dass die KI den Menschen ersetzt. Wir brauchen den 

Menschen noch in der Verwaltung.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Die KI ist ein Werkzeug, aber die KI kann den Menschen nicht ersetzen.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Wenn Ihr Bauantrag abgelehnt wird, weil die KI irgendein Problem gesehen hat – wir 

haben das Widerspruchsverfahren abgeschafft –, können wir Klage erheben. Dass 

also noch mehr Klagen wirklich zur Entbürokratisierung beitragen, darf bezweifelt wer-

den.

(Prof. Dr. Winfried Bausback (CSU): Das ist schon polemisch!)

Der zweite Punkt, mit dem Sie Rechtsgeschichte schreiben wollen, ist der Sicherungs-

bescheid. Der Sicherungsbescheid ist zunächst einmal ein neuer Verwaltungsakt, ein 

zusätzlicher Verfahrensschritt, der weitere Rechtsfragen zur Anfechtbarkeit, zur Dritt-

wirkung und dazu aufwirft: Was ist, wenn dieser Antrag geändert wird? Interessant ist, 

dass von der Naturschutzseite kam: Wann wird denn der Stand eingefroren? Sind die 

Vegetationsgutachten dann schon da? Was ist, wenn man hinterher eine Rote-Liste-

Art entdeckt? Ist das dann alles wurscht?

Von der Wohnungswirtschaft kam: Was ist, wenn der Antrag geändert wird, wenn es 

leichter geht? Ist es eingefroren, können wir es nicht mehr machen. – Wann ist der 

richtige Zeitpunkt? Da stellen sich also in der Folge ganz erhebliche Rechtsfragen.

Wenn man dann am Ende sagt "Ja mei, wenn es euch nicht passt, könnt ihr immer 

noch vor das Verwaltungsgericht gehen", haben wir doch im Ergebnis nichts gewon-
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nen. Dann haben wir doch ein bisschen Bürokratie in der Verwaltung abgebaut und 

dafür mehr Gerichtsverfahren. Ich will weniger Gerichtsverfahren, weniger Klagen. 

Diese Fragen zum Sicherungsbescheid müssen beantwortet werden, sonst hilft es uns 

nichts.

(Beifall bei den GRÜNEN – Zuruf von den FREIEN WÄHLERN)

Dritter Punkt. Sie wollen Erörterungstermine abschaffen, die man inzwischen als On-

linekonsultationsverfahren machen kann, Artikel 27c VwVfG. Wenn man sie abschafft, 

wird man mehr Klagen bekommen. Ich will weniger Klagen. Sie wollen, dass künftig 

Einwendungen Dritter von der Verwaltung nur noch geprüft werden, wenn hinreichend 

konkrete Tatsachen genannt werden. Was "hinreichend konkret" ist, weiß man nicht so 

genau. Sogar der Jagdverband hat sich dagegen aufgelehnt.

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Herr Kollege, bitte achten Sie auf die Re-

dezeit, die ist um.

Johannes Becher (GRÜNE): Ich bitte also dringend darum, das zu überarbeiten. Nur 

weil groß "Entbürokratisierung" draufsteht, heißt es noch nicht, dass es automatisch 

besser wird.

(Beifall bei den GRÜNEN sowie des Abgeordneten Horst Arnold (SPD))

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Nächster Redner ist der Kollege Markus 

Saller für die Fraktion der FREIEN WÄHLER. Bitte schön, Sie haben das Wort.

Markus Saller (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, sehr geehrte 

Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrter Herr Kollege von Brunn, "Knaller und Saller" 

– wenn Sie es so haben wollen, dann bitte schön. Wir setzen den Weg fort, den 

die Regierungsfraktionen und die Bayerische Staatsregierung mit inzwischen fünf Mo-

dernisierungsgesetzen eingeschlagen haben. Der Staat soll sich auf das Notwendige 

konzentrieren. Verfahren sollen schneller, verständlicher und verlässlicher werden. 
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Bürger, Unternehmen und Kommunen sollen nicht länger Nachweise erbringen müs-

sen, deren Nutzen in keinem vernünftigen Verhältnis zum Aufwand steht.

Herr Kollege Becher, was ist denn dabei, wenn Herr Staatsminister sagt, dass er mit 

zwei Punkten Rechtsgeschichte schreibt? Für einen Juristen ist es doch schön, dass 

er so etwas tut, dass er etwas Mutiges macht.

(Zuruf des Abgeordneten Johannes Becher (GRÜNE))

Das heißt doch nicht, dass deswegen Pragmatismus verhindert wird. Da haben Sie 

also ein bisschen zu kurz gegriffen.

(Zuruf des Abgeordneten Johannes Becher (GRÜNE))

Bei Ihren großen Bedenken, die Sie jetzt an den Tag legen, dass KI eine Verwal-

tungsentscheidung trifft, Herr Kollege, haben Sie aus meiner Sicht den Unterschied 

zwischen einem deterministischen System und der Künstlichen Intelligenz nicht ver-

standen. Was Sie wollen, also Entscheidung ohne Beurteilungsspielraum und ohne 

Ermessen, das kann heute jede Datenbank; das konnte jede Datenbank auch schon 

vor zwanzig Jahren entscheiden. Da geht es um Voraussetzung eins, Voraussetzung 

zwei, Voraussetzung drei, und dann kommt ein Ergebnis oder kein Ergebnis.

(Zuruf des Abgeordneten Johannes Becher (GRÜNE))

Der Gag an der KI ist ja gerade, dass Sie Beurteilungsspielräume und Ermessen 

ausnutzen kann. Das heißt noch lange nicht, dass nicht noch ein Mensch diese Ent-

scheidung kontrolliert, denn am Ende muss eine Behörde – das hat der Staatsminister 

auch richtig gesagt – diese Entscheidung verantworten können. Sie wollen jetzt schon 

wieder etwas verhindern, wo wir gerade dabei sind, Dinge auszuprobieren und endlich 

einmal neu aufzusetzen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)
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In der Enquete-Kommission wird immer mutig gefordert: Macht etwas, traut euch, tut 

etwas, und macht man es dann, dann ist es auch wieder nicht recht. Das ist halt 

typisch grüne Politik.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Das Gleiche gilt auch bei dem Sicherungsbescheid. Natürlich wird er neue Rechtsfra-

gen aufwerfen; jedes neue Instrument wird neue Rechtsfragen aufwerfen. Sie können 

aber ganz viel über das bestehende Verwaltungsverfahrensrecht lösen. Es sind näm-

lich zum Beispiel beim Sicherungsbescheid explizit nicht die Rücknahme- und Wider-

rufsmöglichkeit eines Verwaltungsaktes ausgeschlossen. Das heißt also, ich bleibe im 

Verwaltungsverfahren flexibel und kann durchaus Entscheidungen korrigieren.

Meines Erachtens ist die Regelung zu den Einwendungen Dritter auch mutig. Natürlich 

wird es irgendeinen Verband geben, der etwas dagegen sagt, aber man muss diese 

Dinge jetzt doch erst einmal ausprobieren. Wir haben doch ganz viele Fälle, in denen 

jemand pauschal Einwände macht, und dann wird nicht konkret entlang des Einwands 

geprüft, sondern dann wird ein Riesenfass aufgemacht. Es geht eben genau darum, 

dass jemand, der Gegenrechte geltend macht, eben auch konkret sagen muss, worin 

er sich denn eigentlich verletzt fühlt.

Ich denke, dass dieses Fünfte Modernisierungsgesetz tatsächlich ein großer Wurf 

ist und genau den Weg fortsetzt, den die ersten vier Gesetze gegangen sind. Die 

Fraktion der FREIEN WÄHLER unterstützt diesen Gesetzentwurf; er folgt dem konse-

quenten Weg der Bayerischen Staatsregierung.

Wir haben heute schon in der Aktuellen Stunde gehört, dass Bayern als Pilotland der 

Digitalisierung ausgesucht wurde. Ich glaube, genau deswegen ist es wichtig, dass wir 

auch unser Verwaltungsverfahren diesen neuen Anforderungen anpassen und eben 

diese Schritte gehen. Ich halte es also nicht nur für schön und neu, sondern ich halte 

es wirklich für dringend notwendig, dass wir so etwas machen.
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In diesem Sinne wünsche ich mir, dass auch die Opposition zustimmt. Die AfD hat 

sowieso keinerlei Argumente gegen das Gesetz vorgebracht. In diesem Sinne würde 

ich auch das Hohe Haus um Zustimmung bitten.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Mir liegen noch zwei Meldungen zu einer 

Zwischenbemerkung vor; die erste ist vom Kollegen Florian von Brunn für die SPD-

Fraktion. Bitte schön.

Florian von Brunn (SPD): Lieber Kollege Saller, eine ganz sachliche Frage an Sie: 

Wer entwickelt und programmiert denn die KI, die die Ermessensentscheidungen tref-

fen soll?

Markus Saller (FREIE WÄHLER): Herr Kollege von Brunn, schön, dass Sie eine 

sachliche Frage stellen.

(Zurufe)

Natürlich wird diese KI innerhalb des Freistaats Bayern entwickelt. Es gibt schon ein 

Verwaltungsprogramm, die BayernKI, mit dem die Entscheidungsträger in Behörden 

im Prinzip schon arbeiten können. Ich denke, dass es in diesem Sinne eine Fortent-

wicklung geben wird. Wir werden hier sicherlich kein Large-Language-Modell von 

irgendeinem amerikanischen Hersteller benutzen; darauf zielt Ihre Frage wohl ab.

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Danke schön. – Die zweite Zwischenbe-

merkung ist vom Kollegen Benjamin Adjei von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Bitte 

schön.

Benjamin Adjei (GRÜNE): Lieber Kollege Saller, lieber Markus, du hast gerade ge-

sagt, wenn KI Entscheidungen trifft, können sie am Ende trotzdem wieder rückgängig 

gemacht bzw. transparent nachverfolgt werden. Ich weiß nicht, wie gut du dich mit 

der Entwicklung von Künstlicher Intelligenz auskennst. Auf welcher Grundlage wird 

Protokollauszug
85. Plenum, 21.07.2026 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 20

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5106
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5155
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5359
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5106
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5215


denn am Ende die Entscheidung von KI getroffen? Wie können Menschen nachvollzie-

hen, wie die KI diese Entscheidung getroffen hat? Hast du vielleicht schon einmal 

bei ChatGPT oder bei anderen KI-Programmen versucht, auf eine Frage immer die 

gleiche Antwort zu bekommen? Oder ist dir aufgefallen, dass KI auch bei gleicher Aus-

gangslage unterschiedliche Entscheidungen treffen kann, bei denen gar nicht mehr 

nachvollzogen werden kann, wie das Ganze entstanden ist?

Zu guter Letzt: Österreich hat im Bereich des Arbeitsamtes einen Chatbot zur Bera-

tung eingeführt. Der ist am Ende wieder zurückgenommen worden, weil dieser Chat-

bot ganz klar falsche und insbesondere für Männer und Frauen sehr unterschiedliche 

Empfehlungen geben hat, je nachdem, welches Geschlecht die jeweilige Person hatte. 

Wie wollt ihr solche Biases in der KI verhindern?

Markus Saller (FREIE WÄHLER): Lieber Benjamin, es hätte vielleicht mehr Sinn, 

wenn man vorher zugehört hätte. Meine Ausführungen zu Rücknahme und Widerruf 

bezogen sich auf den Sicherungsbescheid, der eben auch nur ein Verwaltungsakt 

nach dem Verwaltungsverfahrensgesetz ist. Ich habe mich bei Rücknahme und Wider-

ruf nicht auf Entscheidungen durch KI berufen. Bei der KI habe ich vielmehr gesagt, 

dass am Ende sicherlich erst einmal noch ein Mensch draufschauen und man nicht 

Bescheide willkürlich in die Welt setzen wird. Wie das dann in fünf oder zehn Jahren 

ist, wissen wir heute natürlich noch nicht.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Danke schön. – Nächster Redner ist für die 

SPD-Fraktion der Kollege Horst Arnold. Bitte schön, Sie haben das Wort.

Horst Arnold (SPD): Herr Vorsitzender, Kolleginnen und Kollegen! Angesichts der 

zur Verfügung stehenden Redezeit von vier Minuten kann ich eigentlich nur auf das 

eingehen, was das Claimabstecken für die zukünftige Diskussion zu diesem Moderni-

sierungsgesetz betrifft.
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Wenn Herr Staatsminister von Rechtsgeschichte spricht, ist natürlich auch das Anset-

zen eines Brecheisens an massive Rechte der Bürger rechtsgeschichtlich einmalig. 

In diesem Fall handelt es sich tatsächlich um die Möglichkeit, durch KI Ermessensent-

scheidungen und Einschätzungen treffen zu lassen.

Ihr Beispiel war hoch unglücklich, was das Kindeswohl anbetrifft; denn was ist denn 

Ermessen? – Das Parlament macht Gesetze, die es dem Entscheider, dem Amt bzw. 

dem Staat ermöglichen, aus einem Sachverhalt unter Abwägung der besonderen 

Umstände im Einzelfall diese, jene oder eine andere Rechtsfolge abzuleiten. Wenn 

ich die Kollegin Guttenberger sehe: In anderen Diskussionen war immer der Rechts-

anspruch auf fehlerfreies Ermessen verfassungsmäßig ausgebildet. Jetzt wollen Sie 

diesen Anspruch auf fehlerfreies Ermessen auf einen Anspruch auf eine funktionieren-

de Maschine reduzieren. Das ist doch nicht der Umgang des Staates mit dem Bürger, 

das ist doch auch nicht unser Verständnis vom Verwaltungsrecht. Das Verwaltungs-

recht regelt das Verhältnis zwischen Bürger und Staat. Sind wir in diesem Bereich, in 

dem wir uns die Freiheiten herausnehmen, unterschiedlichste Rechtsfolgen setzen zu 

wollen, schon so tief angekommen, dass wir in dem Zusammenhang nicht mehr selbst 

entscheiden, sondern das einer Maschine überlassen wollen? Das ist auch gegenüber 

den Bürgerinnen und Bürgern unehrlich, denn die vertrauen darauf, dass ihr Fall 

insoweit angemessen entschieden wird, und zwar nach Ausübung des Ermessens, 

nicht durch die KI.

(Anhaltende Unruhe)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Ich bitte um ein bisschen mehr Ruhe. Bitte 

stellen Sie auch die Gespräche mit der Regierungsbank ein, Herr Kollege Aiwanger.

Horst Arnold (SPD): Wer erstellt denn die Algorithmen? Wer macht denn das? Wir 

wissen, dass Peter Thiel in dem Bereich viel investiert.Ich weiß aus der praktischen 

Rechtsanwendung, dass die KI zum Beispiel in Schriftsatzverfahren Gerichtsurteile er-

findet. Wie wollen wir denn sicherstellen, dass das Wissen, das in der KI vermeintlich 
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gespeichert ist, aufgrund von Wahrscheinlichkeitsrechnungen auch zutreffend ange-

wandt wird? Sind wir uns da wirklich so sicher? Der Bund sieht dieses Risiko. Ich bin 

auch froh, dass der Bund sagt: Wir wollen KI, aber nur bei gebundenen Entscheidun-

gen. Alles andere ist äußerst gefährlich und spielt sozusagen mit unserer Demokratie.

(Beifall bei der SPD)

Wie vermessen sind wir denn, wenn wir das hier vorbringen, wenn diejenigen, die es 

angeht, nämlich die bayerischen Verwaltungsrichterinnen und -richter, darauf hinwei-

sen, dass höchst zweifelhaft ist, ob das in irgendeiner Art und Weise funktioniert, und 

auch verfassungsrechtliche Bedenken vorbringen?

Im Übrigen: § 114 VwGO zwingt die Gerichte eigentlich dazu, die Grundlagen des 

Ermessens nachvollziehbar zu überprüfen. Eine entsprechend ausgefüllte Rechnung 

ist eine Entscheidung; insoweit ist kein Spielraum gegeben. Ich habe also meine 

Zweifel.

Ihr sogenannter Sicherungsbescheid ist eigentlich ein Verunsicherungsbescheid; denn 

in der heutigen Zeit passieren so viele Dinge – ob das die Gesetzgebung ist, ob das 

die EU ist, ob das andere Antragstendenzen sind. Das schafft in der Tat mehr Büro-

kratie. Ich wage zu bezweifeln, dass aus diesem Sicherungsbescheid Honig gesaugt 

werden kann. Wenn es kritisch wird, wird dagegen geklagt werden.

Wenn Sie Einwendungen Dritter nur dann prüfen wollen, wenn Sie hinreichend konkret 

sind, frage ich Sie ganz deutlich: –

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Herr Kollege, Ihre Redezeit.

Horst Arnold (SPD): – Soll die KI entscheiden, was hinreichend konkret ist? Da muss 

man einfach die richtigen Fragen stellen.

Wir müssen uns darüber unterhalten. So geht es aus unserer Sicht nicht. Ich glaube, 

wir werden dann mehr als vier Minuten Zeit haben, um das Thema zu behandeln.

Protokollauszug
85. Plenum, 21.07.2026 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 23

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5106
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5088


Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Ihre Redezeit ist jetzt um.

Horst Arnold (SPD): Danke.

(Beifall bei der SPD)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Danke. – Weitere Wortmeldungen liegen 

mir nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. Ich schlage vor, den Gesetzentwurf 

dem Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport als federführen-

dem Ausschuss zu überweisen. – Widerspruch erhebt sich nicht. So beschlossen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, im Hinblick auf die Tagesordnungspunkte 4 und 5 – 

Wahl eines Vizepräsidenten und Wahl einer Schriftführerin des Bayerischen Landtags 

– hat die AfD-Fraktion eine Begründung der Wahlvorschläge sowie eine gemeinsame 

Aussprache beantragt. Hierüber soll auf Antrag der AfD-Fraktion gemäß § 42 Absatz 2 

Satz 2 unserer Geschäftsordnung in der Vollversammlung eine Entscheidung herbei-

geführt werden. Ich lasse daher über den Antrag abstimmen.

Wer dem Antrag der AfD-Fraktion auf Begründung und gemeinsame Aussprache zu 

den Wahlvorschlägen eines Vizepräsidenten und einer Schriftführerin im Hinblick auf 

die Tagesordnungspunkte 4 und 5 seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um 

das Handzeichen. – Das ist die AfD-Fraktion. Gegenstimmen bitte anzeigen. – CSU, 

FREIE WÄHLER, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? – Liegen 

nicht vor. Somit ist der Antrag abgelehnt.
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